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Eigentlich greifen wir in den ›impu!sen‹ sehr selten The-
menstellungen wiederholt auf, trotzdem ist dies bereits
die dritte Newsletterausgabe, die das Thema Migration
und Gesundheit behandelt. Die aktuelle Ausgabe zeigt,
wie sehr sich die politischen Rahmenbedingungen ver-
ändert haben, indem Integration zu einem Topthema
auf der politischen Agenda geworden ist, aber die kon-
kreten Fortschritte in der Gesundheitsversorgung selbst
bislang relativ klein geblieben sind. Dabei sind die Her-
ausforderungen einer kultursensiblen Versorgung eher
größer als kleiner geworden. Denn es eröffnen sich unter
den Vorzeichen des demografischen Wandels neue
Handlungsfelder, etwa in der Pflege und Betreuung von
Demenzerkrankten mit Migrationshintergrund oder
einer kultursensiblen Geburtshilfe.

Eines hat sich allerdings im letzten Jahrzehnt kaum
verändert, das Wirrwarr um die Zahlen, und die Frage,
wer nun zur Gruppe der Menschen mit Migrationshin-
tergrund (noch) dazu gehört. Auch in diesem Newsletter
tauchen ganz unterschiedliche Zahlen auf, wir haben gar
nicht erst versucht, diese zu vereinheitlichen. Gleich der
Eröffnungs artikel schlägt ein radikales Umdenken vor,
nämlich von der Forderung nach Kultursensibilität hin
zu einer Akzeptanz der Differenz zu kommen. Diese Art
von Diversity Management könnte in der Gesundheits-
versorgung und -förderung zu einer nachhaltigen Verbes-
serung der Versorgungsqualität führen. Darüber hinaus
enthält dieses Heft im Schwerpunktteil weitere aktuelle
Grundsatzartikel u.a. von der niedersächsischen Inter-
grationsbeauftragen sowie neue Forschungsergebnisse,
beispielsweise die migrationsspezifischen Auswertungen
des Kinder- und Jugendgesundheitsurveys des Robert
Koch-Instituts. 

Die Landesvereinigung für Gesundheit und Akade-
mie für Sozialmedizin Niedersachsen e. V. hat seit 2008
im Rahmen des niedersächsischen Integrationsplans
einen Arbeitschwerpunkt Migration und Gesundheit auf -
gebaut, der über Qualifikations- und Informationsange-
bote hinaus auch die Einrichtung eines Internetportals
vorsieht, das Informationen zu Sprachkenntnissen in al len
Gesundheitsversorgungsbereichen beinhaltet.  

Wie immer sind Sie an dieser Stelle zur Beteiligung
an den nächsten Ausgaben mit Beiträgen, Anregungen
und Informationen herzlich eingeladen. Die Schwer -
punkt themen der nächsten Ausga ben lauten ›Finanzie-
rungswege von Gesundheitsförderung und Prävention‹
(Redak tionsschluss 04.05.2009) und ›Eigenverantwortung,
Nor men, Partizipation‹ (Redaktionsschluss 07.08.2009).

Mit herzlichen Grüßen

Thomas Altgeld und Team
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Gesundheitsversorgung von Migrantinnen und Migranten
aufgezeigt werden.

Inklusion und Repräsentation in Gesundheitsforschung
und Qualitätssicherung
Migrantinnen und Migranten machen in großstädtischen 
Kliniken bis zu 30 % der Patientinnen und Patienten aus. Den-
noch werden sie aufgrund von vorab definierten Ein- und Aus-
schlusskriterien häufig systematisch von Studien der Versor -
gungsforschung und von Qualitätssicherungsmaßnahmen
ausgeschlossen. Die Folge sind Verzerrungen bei den Ergeb-
nissen. Ein systematischer Einschluss dieser Gruppe in Befra-
gungen gelingt nur durch die Anpassung der Befragungs -
instrumente. Bei einem Teil der Migrantinnen und Migranten
erfordert die Inklusion z. B. die Übersetzung der Fragebögen,
die Beteiligung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit
Migrationshintergrund in den Forschungsgruppen und Inter-
viewerinnen und Interviewern mit Kenntnissen in relevanten
Migrantensprachen.

Information und Patientenaufklärung
Unsere Befragung in einer Berliner Frauenklinik zeigte für tür-
keistämmige Migrantinnen, dass diese deutlich schlechter
über ihre Diagnose und die in der Klinik erfolgte Therapie
informiert waren als einheimische deutsche Frauen. Während
sich bei den Patientinnen deutscher Herkunft im Zeitraum
vom Tag der Aufnahme bis zum Tag der Klinikentlassung ein
leichter Anstieg der korrekten mit den in der Patientenakte
übereinstimmenden Angaben zeigte, wurde bei den befrag-
ten Migrantinnen im Verlauf des Klinikaufenthalts trotz
erfolgter Patientenaufklärung eine Verringerung des Anteils
korrekter Angaben erkennbar.

Eine aktuelle Befragung von 900 Frauen der Altersgruppe
von 45–60 Jahren in Berlin zu den Wechseljahren und meno-
pausaler Hormontherapie ergab, dass türkeistämmige Migran -
tinnen deutlich häufiger starke Belastungen durch Wechsel-
jahressymptome angaben und deutlich schlechter über
Risiken und Nutzen der Hormontherapie informiert waren als
Migrantinnen aus China, Korea, Japan und einheimische deut-
sche Frauen. Während der Bildungsgrad bei den türkeistäm-
migen Frauen einen signifikanten Einfluss auf die Informiert-
heit hatte, konnte dieser Effekt bei den anderen befragten
Frauen nicht in dem Maße beobachtet werden. Diese Ergeb-
nisse verdeutlichen, dass Migrantinnen in sich eine hetero-
gene Gruppe darstellen und es erforderlich ist, die spezifische
Lebenswelt verschiedener Gruppen differenziert zu betrachten. 

Schlussfolgerungen
Differenzsensible Konzepte müssen in der Gesundheitsfor-
schung ansetzen und im Qualitätsmanagement ihre Anwen-
dung finden. Wesentliche Grundlage dafür ist die systemati-
sche und differenzierte Repräsentation von Migrantinnen
und Migranten sowie die selbstverständliche Erhebung wich-
tiger migrationsbezogener Aspekte. 

Die Akteure des Bildungs-, Gesundheits- sowie Sozial -
wesens und die Forschungspraxis sind gefordert zu prüfen,
inwieweit sie vorbereitet sind, um angemessen auf die Bedürf-
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Interkulturelle Öffnung 
in der Gesundheitsversorgung –
was heißt das?

Zuwanderung und Vielfalt in Deutschland
In Deutschland leben und arbeiten seit Jahrzehnten Menschen
deren Wurzeln in anderen Ländern liegen. Angefangen bei der
Arbeitsmigration in den 1960er Jahren bis hin zum erst seit kur -
zem zurückgehenden Einwanderungsstrom der Spätaussiedle-
rinnen und -aussiedler ist die Zahl der in Deutschland lebenden
Personen mit direktem oder indirektem Migrationshintergrund
auf ungefähr 20 % gestiegen. Mittlerweile bekennt sich auch
der deutsche Staat zu seinem Status als Einwanderungsland.

Der Hinweis auf die jüngere Zuwanderungsgeschichte
verdeutlicht die Heterogenität der Migrantinnen und Migran-
ten in Deutschland. Diese Gruppe ist durch unterschiedliche
Herkunftsländer, Migrationsmotive und -hintergründe sowie
durch Unterschiede bei der Aufenthaltsdauer und der Migra-
tionsgeneration gekennzeichnet. Es ist von einer kontinuier-
lichen Zuwanderung und von einer zunehmenden sozialen,
ethnischen und kulturellen Vielfalt der Bevölkerung in
Deutsch land auszugehen. 

Von der Kultursensibilität zur Akzeptanz der Differenz
Im Vergleich zur einheimischen Bevölkerung weisen die vor-
liegenden Daten zur gesundheitlichen Lage von Migrantin-
nen und Migranten auf spezifische Gesundheitsrisiken und
einen insgesamt schlechteren objektiven und subjektiven
Gesundheitsstatus im gesamten Lebenszyklus hin. Aus die-
sem Grund zeichnen sich in Deutschland in den letzten Jah-
ren verstärkte Bemühungen zur Verbesserung der Gesund-
heitsversorgung dieser Bevölkerungsgruppe ab. Während
Migrantinnen und Migranten in früheren Jahren ›irgendwie
mitversorgt‹ wurden und sich anpassen mussten, um eine
gleich gute Versorgung zu erhalten, stehen nun Begriffe wie
›interkulturelle Öffnung‹, ›interkulturelle Kompetenz‹, ›trans-
kulturelle Kompetenz‹, ›Kultursensibilität‹ oder ›Migrations-
sensibilität‹ im Vordergrund. Momentan wird unter diesen
Konzepten vielfach eher der Aufbau von speziellen Gesund-
heitsangeboten für Migrantinnen und Migranten und nicht
das Eingehen auf Verschiedenheit innerhalb der regulären
Versorgungseinrichtungen verstanden. Im Mittelpunkt der
genannten Strategien steht dabei vor allem die kulturelle Dif-
ferenz. Dabei ist nicht klar, welches Gewicht der Kultur tat-
sächlich zukommt, ob die kulturelle Differenz nur angenom-
men oder zugeschrieben wird. Kulturelle Faktoren stellen
jedoch neben soziodemographischen Faktoren, Migrations-
faktoren (Sprache, Aufenthaltsdauer, -status, Migrationsmo-
tive) und individuellem Verhalten oder Einstellungen nur
einen Einflussfaktor auf die Gesundheit dar. Werden die ande-
ren relevanten Faktoren vernachlässigt oder unter ›Kultur‹
subsumiert, besteht die Gefahr der ›Kulturalisierung‹ oder
›Ethnifizierung‹ sozialer Determinanten oder auch von struk-
turellen Defiziten in den Präventions- und Versorgungskon-
zepten. Um spezifische Bedürfnisse zu erkennen und das Ver-
sorgungssystem entsprechend ausrichten zu können, ist aber
ein intersektoraler und differenzsensibler Ansatz nötig.

Handlungsfelder in der Gesundheitsversorgung
Am Beispiel von Studienergebnissen unserer Forschungsgrup -
pe sollen zwei zentrale Problem- und Handlungsfelder aus derimpu se62/2009
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tungen, Wohlfahrtsverbänden, Wirtschaft, Schulen und vielen
weiteren Akteurinnen und Akteuren von zentraler Be deutung.
Soll Integrationspolitik nachhaltig wirken, darf sie nicht bei –
noch so gelungenen – Einzelprojekten stehen bleiben. Sie muss
von den politisch Verantwortlichen gesteuert werden.

Bedeutung der kommunalen Integrationsbeauftragten
und Leitstellen
Den derzeit ca. 20 niedersächsischen kommunalen Integra-
tionsbeauftragten und den Integrationsleitstellen in 15 Städten
und Landkreisen kommt dabei eine herausgehobene Bedeu-
tung zu. Die Vernetzung der verschiedenen Gesundheitsein-
richtungen, die in besonderer Weise mit Migrantinnen und
Migranten im Kontakt sind, ist eine der wichtigen Aufgaben.
Zur Optimierung der Gesundheitsversorgung von Zugewander-
ten sind grundsätzlich keine Spezialangebote zu entwickeln,
sondern die vorhandenen Angebote und Strukturen durch
Förderung der interkulturellen Kompetenz der Gesundheits-
dienste zu stärken. Dies können auch modellhafte Projekte
unterstützen, die von den jeweiligen Beauftragten und Leit-
stellen initiiert werden können. Hierzu gibt es auch in ver-
schiedenen Kommunen schon gute Beispiele und Erfahrun-
gen. Im Rahmen meiner Tagungen mit den kommunalen
Integrationsbeauftragten und Leitstellen und in meiner
Öffentlichkeitsarbeit unterstütze ich auf Landesebene diesen
Erfahrungsaustausch.

Die Einbeziehung und Beteiligung der Betroffenen bei
der Gestaltung von Rahmenbedingungen trägt zum Erfolg
bei, vor allem, wenn das soziale Gefüge zum besseren Errei-
chen der jeweiligen Zielgruppe genutzt wird.

Rolle der Migrantenorganistionen
Als wesentlich für eine erfolgreiche Gesundheitsförderung in
und mit verschiedenen Migrantengruppen gilt die Entwick-
lung eines geeigneten Zugangsweges zur Zielgruppe. Dazu
müssen insbesondere die kulturellen und ethnischen Rah-
menbedingungen beachtet sowie sprachliche Hürden berück-
sichtigt werden. Nur so ist eine dauerhafte, angemessene und
verständnisvolle Kommunikation möglich. Erst dann können
die Aufgaben der Befähigung und Entwicklung von persön-
lichen Kompetenzen und sozialen Fähigkeiten erfolgreich
gelöst werden. Ziel ist, den Menschen zu helfen, mehr Einfluss
auf ihre eigene Gesundheit und Lebenswelt auszuüben und
Entscheidungen zu treffen, die ihrer Gesundheit zugute kom-
men. Häufig wird dies insbesondere durch die Vermittlung
von Informationen und gesundheitsbezogener Bildung sowie
durch die Verbesserung sozialer Kompetenzen im Umgang
mit Gesundheit und Krankheit angestrebt. Das allein ist oft
nicht ausreichend. Unterschiedliche soziale Rahmenbedin-
gungen erfordern entsprechend angepasste, oft kleinräumige
Konzepte, um die jeweilige Zielgruppe zu erreichen. Partizi-
pation setzt Vertrauen voraus. Auch aus diesem Grund bietet
sich eine enge Zusammenarbeit mit den vor Ort tätigen Insti-
tutionen – insbesondere Migrantenselbstorganisationen – an.
Unter Beteiligung der künftigen Nutzerinnen und Nutzer
kann so ein System von Anreizen zur sozialen Aktivierung und
Qualifizierung entwickelt werden, das den Rahmen für künf-

nisse verschiedener Bevölkerungsgruppen reagieren und
Ungleichheiten in Bezug auf die Gesundheitschancen aus-
gleichen zu können. In der Gesundheitsversorgung im Spe-
ziellen sind strukturelle Anpassungen an soziale und kultu-
relle Vielfalt erforderlich, um alle Patientinnen und Patienten
bzw. Zielgruppen zu erreichen und deren Partizipation zu
ermöglichen. Die Lebensweise bzw. kulturelle Aspekte spielen
dabei möglicherweise eine geringere Rolle als angenommen.

Da es bei der Verbesserung der gesundheitlichen Lage
von Migrantinnen und Migranten auch um die Versorgungs-
gerechtigkeit geht, sind Gesundheitsinstitutionen angesichts
der Vielfalt der Nutzerinnen und Nutzer aufgefordert, die
Zugänglichkeit, Erreichbarkeit, Verständlichkeit und Annehm-
barkeit der Angebote und schließlich eine gleich gute Versor-
gungsqualität für alle sicher zu stellen. Die Therapietreue ist
nicht allein seitens der Patientinnen und Patienten zu erfül-
len sondern auch eine Bringschuld des Versorgungssystems.

Literatur bei der Verfasserin
Prof. Dr. Theda Borde, Alice Salomon Fachhochschule Berlin,
Tel.: (0 30) 99 24 55 19, Fax: (0 30) 99 24 52 45, 
E-Mail: borde@asfh-berlin.de

Honey Deihimi

Integration vor Ort

Integration findet vor Ort statt, d.h. im Kindergarten, in der
Schule, am Arbeitsplatz, im Stadtteil. Wie aber bekommen wir
es mit einem ›guten Miteinander‹ hin, dort, wo sich Menschen
mit und ohne Migrationshintergrund jeden Tag tatsächlich
begegnen? Wie kann dabei Integrationspolitik auf kommu-
naler Ebene möglichst konkret, nah an den Menschen und
bedarfsorientiert entwickelt und umgesetzt werden?

Von Bedeutung – auch für eine kultursensible Gesund-
heitspolitik – ist eine ganzheitliche Betrachtung, denn die
Bedingungen für Gesundheit und Krankheit stehen in Zusam -
menhang mit Bildung und ökonomischer Lage, mit Arbeits-
bedingungen, dem sozialen Umfeld und den Wohnverhält-
nissen des Einzelnen. Der hierauf basierende ›Setting-Ansatz‹
der Gesundheitsförderung fokussiert richtigerweise auf die
Rahmenbedingungen, unter denen Menschen leben, lernen,
arbeiten und konsumieren. Verhaltensänderungen sind nur
möglich und langfristig stabil, wenn sie in den Alltag inte-
griert werden können.

Wesentliche Rahmenbedingung für die vielfältigen Integra-
tionsaktivitäten und für eine erfolgreiche Integrations politik
ist jedoch ein aufeinander abgestimmtes Gesamt konzept.
Grundvoraussetzung hierfür ist, dass kommunale Entschei-
dungsträger den politischen Willen aufbringen, ein Gesamt-
konzept mit klaren Zielvorstellungen partizipativ zu erstellen
und zu unterstützen. Ein klares Bekenntnis der Verwaltungs-
chefs und ihr persönlicher Einsatz, insbesondere auch in der
Öffentlichkeit, können den Stellenwert des Themas Integra-
tion für alle erhöhen. Ebenso ist die enge Zusammenarbeit
von Initiativen, Migrantenorganisationen, Gesundheits ein rich -
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Zahl der Ausländerinnen und Ausländer sinkt
Für die ausländische Bevölkerung gibt es zwei wichtige
Datenquellen: Die Bevölkerungsfortschreibung der Statisti-
schen Landesämter und das Ausländerzentralregister, das
vom Bundesverwaltungsamt geführt wird. Aufgrund zahlrei-
cher Probleme der statistischen Erfassung (u. a. ›Karteileichen‹),
die vor allem in den großen Wanderungsbewegungen Anfang
der neunziger Jahre entstanden, weichen die Datenquellen
erheblich voneinander ab. Laut Bevölkerungsfortschreibung
lebten am 31.12.2007 in Niedersachsen 530.108 Ausländerin-
nen und Ausländer, lt. Ausländerzentralregister waren es nur
457.099. Das entspricht einem Bevölkerungsanteil von 5,7
bzw. 6,6 %, was bundesweit eher niedrig ist. Welche von bei-
den Zahlen die richtigere ist, kann niemand sagen.

Die Zahl der in Niedersachsen lebenden Ausländerinnen
und Ausländer nimmt – da stimmen beide Datenquellen über-
ein – langfristig ab, innerhalb von 10 Jahren um 4,9 % bzw.
23.451 Personen. Das liegt zum einen an Einbürgerungen, vor
allem aber an einer schwächer werdenden Immigration. Den-
noch leben in Niedersachsen Ausländerinnen und Ausländer
mit mehr als 180 verschiedenen Staatsangehörigkeiten. Am
stärksten sind Menschen aus der Türkei (106.697 Personen),
aus Polen (37.865), Serbien und Montenegro (34.658) vertre-
ten. Eine wachsende Gruppe stellen die mehr als 42.000 Men-
schen aus Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion dar.

Zuwanderung aus dem Ausland und Zahl der
Einbürgerungen geht zurück
Von diesen auf einen Zeitpunkt bezogenen ›Bestandsdaten‹
sind ›Bewegungsdaten‹ zu unterscheiden, die z. B. angeben,
wie viele Menschen jährlich nach Deutschland bzw. Nieder-
sachsen einwandern oder wie viele Ausländerinnen und Aus-
länder sich einbürgern lassen. Anfang der neunziger Jahre
gab es eine erhebliche Einwanderung nach Deutschland. Seit
Beginn dieses Jahrtausends nimmt die Immigration stark ab.
Im Jahr 2001 betrug der Saldo der Zuwanderung – also Zuge-
zogene minus Fortgezogene – über die Grenzen des Bundes-
gebiets nach Niedersachsen noch + 111.852 Personen. Dieser
positive Saldo verringerte sich von Jahr zu Jahr und lag 2007
nur noch bei + 11.727. Das ist demographisch ein Problem,
denn die Zuwanderungsgewinne konnten lange Zeit das
notorische Geburtendefizit des Landes wettmachen, so dass
die Bevölkerung Niedersachsens bis zum Juli 2005 auf sei-
nerzeit mehr als 8 Millionen Menschen anstieg. Seitdem
schrumpft die Bevölkerung des Landes und zwar früher und
schneller als es die Prognosen annahmen.

tige Informationsvermittlung, angeleitete Selbsthilfe und die
Entwicklung von selbst gestalteten Unterstützungsstrukturen
in der Kommune darstellt.

Im Handlungsprogramm Integration der niedersächsi-
schen Landesregierung – in der aktualisierten Fassung am
25.11.2008 beschlossen – ist ein ganzes Sortiment von Akti-
vitäten – von der frühkindlichen und schulischen Sprach -
förderung über die Unterstützung beim Übergang von Schule
und Beruf bis zur Forcierung einer interkulturellen Öffnung
von Verwaltung, Wirtschaft oder Gesundheitseinrichtungen –
enthalten. Das Handlungsfeld Gesundheit spielt darin eine
wichtige Rolle. Zur Fortschreibung des Handlungsprogramms
für dieses Handlungsfeld hatte ein Fachforum ›Gesundheit‹
Empfehlungen für weitere Handlungsbedarfe entwickelt, des-
sen Ergebnisse in das Programm eingeflossen sind. Aufgrund
der Empfehlungen wurde schon 2008 eine Tagungsreihe mit
3 regionalen Veranstaltungen zur interkulturellen Öffnung
des Gesundheitswesens zusammen mit der LVG & AfS Nieder-
sachsen e.V. durchgeführt, deren Ergebnisse in Kürze durch
eine Dokumentation veröffentlicht werden. Ein Modellprojekt
zur interkulturellen Öffnung von Krankenhäusern wird z. Z.
exemplarisch durchgeführt und ein Internetportal ›Gesund-
heit für Migrantinnen und Migranten in Niedersachsen‹ als
Informationsplattform für Multiplikatorinnen und Multiplika-
toren aufgebaut. Vielfältige Informationen zu allen Aspekten
der Integrationspolitik sind auch in meinem ›Informations-
portal Integration‹ unter www.integrations beauftrag te.nieder -
 sachsen.de zu finden. Schauen Sie mal vorbei.

Honey Deihimi, Integrationsbeauftragte des Landes Nieder sachsen,
Niedersächsisches Ministerium für Inneres, Sport und Integration,
Lavesallee 6, 30169 Hannover, Tel. (05 11) 1 20 - 48 62, 
E-Mail: honey.deihimi@mi.niedersachsen.de

Lothar Eichhorn

Daten und Zahlen zu Menschen 
mit Migrationshintergrund in 
Niedersachsen

Es gibt verschiedene Daten über in Niedersachen lebende
Ausländerinnen und Ausländer, wobei dieser Begriff sich am
juristischen Faktum der Staatsangehörigkeit festmacht. Man
ist laut Pass entweder Deutsche/Deutscher oder Auslände-
rin/Ausländer. Da manch Ausländerin und Ausländer sich
schon sehr lange im deutschen ›Inland‹ aufhält, umgekehrt
manche ›Deutsche‹ und manch ›Deutscher‹ z. B. in Kasachstan
geboren und erst in jüngerer Zeit nach Deutschland einge-
wandert ist, sowie auch zahlreiche Menschen mit z. B. türki-
schen ethnischen Wurzeln eingebürgert wurden und jetzt
rechtlich ›Deutsche‹ sind, reichte die schlichte Unterschei-
dung Deutsche – Ausländer nicht mehr aus und wurde durch
das Konstrukt der ›Menschen mit Migrationshintergrund‹
ergänzt. Im Folgenden werden die wichtigsten Daten, -quel-
len und Definitionen aufgeführt.
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Statistische Daten über die Zahl der Ausländerinnen und Aus-
länder und Menschen mit Migrationshintergrund, über Wan-
derungsbewegungen und Einbürgerungen in Niedersachsen
kann man auf den Internetseiten des Statistischen Landes-
amtes (www.lskn.niedersachsen.de) unentgeltlich ab rufen.
Die Daten liegen für viele Jahre und z. T. bis auf die Gemein-
deebene differenziert vor. Man kann entweder Veröffentli-
chungen herunterladen (pdf-Format) oder in einer interakti-
ven Datenbank recherchieren. Bundesweite Daten lassen sich
über das gemeinsame Portal (www.statistik-portal.de) der Sta-
tistischen Ämter des Bundes und der Länder recherchieren.

Problematisch ist auch der Rückgang der Zahl der Einbür -
gerungen. Im Jahr 2001 ließen sich noch 14.693 Auslände rin -
nen und Ausländer in Niedersachsen einbürgern; das wa ren
seinerzeit 3,1 % der hier lebenden ausländischen Bevöl kerung.
Diese Zahl ging seitdem fast kontinuierlich auf nur noch 9.251
im Jahr 2007 zurück; die Quote sank damit auf 2,0 %. Dies
deutet auf verstärkte Probleme in der Integration hin.

1,28 Millionen Menschen mit Migrationshintergrund
Die bloße rechtliche Unterscheidung in ›Deutsche‹ und ›Aus-
länder‹ ist oft viel zu undifferenziert. Es gibt ›Ausländer und
Ausländerinnen‹, die ihr ganzes Leben in Deutschland ver-
bracht haben und perfekt Deutsch sprechen. Andererseits
gibt es ›Deutsche‹, die im Ausland geboren sind, dort über-
wiegend gelebt haben, der deutschen Sprache kaum mächtig
sind und z. T. erhebliche Integrationsschwierigkeiten haben.
Darum wurde der sozialwissenschaftlich-statistische Begriff
der ›Menschen mit Migrationshintergrund‹ geschaffen. Dieser
ist fragwürdig, weil es wohl kaum eine Europäerin oder einen
Europäer gibt, die oder der keinen Migrationshintergrund hat.
Gerade das 20. Jahrhundert war auch ein Jahrhundert der
Migrationen und Vertreibungen; ansonsten muss man nur
lange genug in der Geschichte zurückgehen, um auf migrie-
rende Vorfahren zu stoßen.

Der statistische Begriff der Menschen mit Migrationshin-
tergrund wurde erstmals 2005 in der großen Bevölkerungs-
stichprobe des Mikrozensus verwendet. Der Begriff knüpft vor
allem an den Tatbestand der Zuwanderung nach Deutsch-
land an. Zu den Personen mit Migrationshintergrund gehören
nicht nur alle hier lebenden Ausländerinnen und Ausländer,
sondern auch diejenigen Zuwandererinnen und Zuwanderer,
die die deutsche Staatsangehörigkeit durch Einbürgerung
und Anerkennung (Aussiedler) erhalten haben sowie in
Deutschland geborene Menschen mit familiärem Migrations-
hintergrund, die ihre Staatsangehörigkeit von Geburt an
besitzen oder durch Einbürgerung erhalten haben. Nach die-
ser Definition gab es 2005 in Niedersachsen 1.278.900 Milli-
onen Menschen mit Migrationshintergrund, ein Bevölke-
rungsanteil von 16,0 %. Ca. 690.000, also die Mehrzahl von
ihnen, hatte die deutsche Staatsangehörigkeit.

Prof. Lothar Eichhorn, Landesbetrieb für Statistik und Kommuni-
kationstechnologie Niedersachsen, Tel.: (05 11) 98 98 22 15, 
E-Mail: lothar.eichhorn@lskn.niedersachsen.de

Julia Burau, Julia Paruch, Bernd Röhrle

Psychische Gesundheit und psycho -
soma tische Beschwerden von 
Men schen mit Migrationshintergrund

Psychische Erkrankungen von Migrantinnen und Migranten
wurden bislang selten repräsentativ und hinreichend diffe-
renziert dokumentiert und quantifiziert. Dies ist v. a. durch die
Heterogenität der Migrantengruppen zu erklären, die sich in
Nationalität, sozialem Status, kulturellen Eigenheiten, Grün-
den der Migration u. a. m. unterscheiden. Migrantinnen und
Migranten zeigen nicht eine generell erhöhte Krankheits-
vulnerabilität, sind aber einer erhöhten Anzahl von psycho-
sozialen Stressoren ausgesetzt.

Stressoren
Obgleich viele Ärztinnen und Ärzte davon ausgehen, dass
Migrantinnen und Migranten im Vergleich zu ihrer Heimat-
bevölkerung einen überdurchschnittlich positiven physischen
und psychischen Gesundheitszustand aufweisen, ist die sozi-
ale und ökologische Lebenslage überwiegend durch Nachteile
und Belastungen und daraus resultierende soziale Marginali-
sierung gekennzeichnet. Zu diesen gehören fehlende oder
mangelnde Sprachkenntnisse, Veränderungen des sozialen
Status sowie gegenüber der Allgemeinbevölkerung schlech -
tere Bildungschancen im Zusammenhang mit entsprechender
schulischer Zuweisungspraktik. Auch primär emotionale Belas -
tungen, wie z. B. Isolation, Anpassungsschwierigkeiten, Diskri -
minierung im Zielland können trotz körperlicher Gesundheit
zu Stress und psychischen Beschwerden führen. Zusätzlich
sind Migrantinnen und Migranten spezifischen psychosozia-
len Belastungen ausgesetzt. Dazu zählen Belastungen durch
Erfahrung von potenziell traumatisierenden Ereignissen, Frem -
denfeindlichkeit, Remigration bzw. Ausweisungsandrohungen
sowie politische Verfolgung oder Folter im Herkunftsland.

Das Risiko für Migrantinnen und Migranten psychisch auf -
fällig zu werden, ist abhängig von individuellen und Um welt -
 faktoren. Besonders gefährdet sind Personen mit einer psychi-
schen Vorerkrankung, schweren seelischen Traumatisierungen,
mangelnden Sprachkenntnissen sowie einem hohen oder nie-
drigen Lebensalter. Zudem ist das Risiko für Frauen gegenüber
Männern erhöht. Hoch-Risiko-Milieus sind gekennzeichnet
durch unstrukturierte Tagesabläufe und unzureichende Be -
schäftigung, Verunsicherungs- und Bedrohungserfahrungen,
Verlust vertrauter Wertorientierungen bzw. Konfligieren der
eigenen, kulturell verwurzelten Werte mit denen des Migra-
tionslandes, soziale Isolation sowie einem Mangel an sozialer
Unterstützung und identitätsstützender zwischenmenschli cher
Bindungen. Auch ist das Auftreten psychischer Auffälligkei-
ten von unterschiedlichen Stressoren in verschiedenen Phasen
des Migrationsprozesses abhängig und in der sog. ›Ernüchte-
rungsphase‹ des Migrationsprozesses wahrscheinlicher. 

Neuere epidemiologische Daten
Die häufigsten psychischen Auffälligkeiten bei Migrantinnen
und Migranten werden dreiteilig betrachtet: 1. als kulturab-
hängige normalpsychologische Besonderheiten, Dekompen-
sationen vor der Phase der Anpassung 2. migrationstypische
Störungen, Depression, posttraumatische Belastungsstörung
[PTBS], Angststörungen, somatoforme Störungen sowie 3.
davon unabhängige Störungen wie z. B. die Demenz.
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Aufgrund der Heterogenität der Migrantengruppen ist die
Studienlage vor allem in den Bereichen der affektiven und
Angststörungen uneinheitlich. Die Depressionsrate ist zwar
meist erhöht, jedoch abhängig von Migrationsstatus (z. B.
Flüchtlinge versus Arbeitsmigranten) und -gruppe (z. B. Studie -
 rende versus Arbeiterinnen/Arbeiter). Eindeutigere Befunde lie-
fern Untersu chungen zu schizophrenen Psychosen. In einer um -
 fang  reichen Meta-Analyse wurde bestätigt, dass Migration als
Risikofaktor für die Entwicklung von Schizophrenie eine beacht -
liche Rolle spielt. Somatoforme Störungen sind ins besondere
bei Migrantinnen der mittleren Altersgruppe prominent; im Ver -
gleich zu deutschen Frauen ist diese Störungsgruppe fast drei
Mal so häufig der Grund für eine Reha bili tationsmaßnahme.
Auch die PTBS ist eine auffällig häufige Störung bei Menschen
mit Migrationshintergrund. Internationale Studien legen
nahe, dass etwa 10–20 % aller Flüchtlinge die Kriterien einer
PTBS erfüllen, bei ehemaligen politischen Häftlingen ist der
Anteil PTBS Erkrankter mit 30–40 % sogar deutlich höher. 

Repräsentative und zugleich differenzierte epidemiologi-
sche Untersuchungen über Art und Häufigkeit psychischer
Störungen bei Migrantinnen und Migranten in Deutschland
fehlen bisher. Einen groben Überblick in Bezug auf die Ver-
teilung von psychischen Erkrankungen bei Kindern von
Migran tinnen und Migranten liefert ein aktueller Bericht des
Robert Koch-Instituts aus dem Jahr 2008. Etwa 9,8 % der 
Kinder mit beidseitigem Migrationshintergrund berichteten
von psychischen Auffälligkeiten in den Bereichen emotionale
Probleme, Hyperaktivität, Verhaltensprobleme und Proble-
men mit Gleichaltrigen, bei Kindern ohne bzw. mit einseiti-
gem Migrationshintergrund waren es 6,7 %. Auch wurde von
Migrantinnen und Migranten häufiger ein gestörtes Essver-
halten angegeben. Unterschiede im subjektiven psychischen
Wohlbefinden zeigten sich nicht. 

Inanspruchnahmeverhalten psychotherapeutischer
Versorgung
Trotz erhöhtem Risiko für zahlreiche psychische Störungen
sind erkrankte Migrantinnen und Migranten in der spezialisier-
ten psychiatrischen und psychotherapeutischen Versorgung
unterrepräsentiert. Sie nehmen die angebotenen Dienste und
Leistungen weit seltener wahr. Bei psychiatrischen Zwangs -
einweisungen hingegen zeigt sich eine Überrepräsentation.

Eine Erklärung für das auffällige Inanspruchnahme -
verhalten ist zunächst die mangelhafte Patientenorientierung
der vorhandenen Versorgungsstrukturen. Außerdem ist die
stationäre und ambulante Versorgung wenig auf Menschen
mit Migrationshintergrund eingestellt. Um eine adäquate
und differenzierte Versorgung sicherzustellen, mangelt es noch
an mehrsprachigem Fachpersonal sowie an interkulturellen
Kompetenzen und ausreichendem kulturellen Krankheits -
verständnis der Behandelnden. Mögliche Folgen dieser Pro-
blematik sind Fehldiagnosen, Mehrfachuntersuchungen und
Chronifizierung der Erkrankung. Auf Seiten der Migrantinnen
und Migranten behindern sprachliche, soziale und kulturelle
Barrieren zumeist den Zugang zu Information und Versorgung
und erschweren die Durchführung geeigneter therapeutischer
Maßnahmen. 

Die Notwendigkeit einer Versorgung ist offensichtlich.
Die Kompetenzen der Menschen mit Migrationshintergrund
(Integrationshilfen, sprachliche Förderung), sowie der Behan-
delnden, (interkulturelle Kompetenzen, kulturspezifische
Krank heitstheorien) müssen gefördert und bestehende, aus
dem Migrationshintergrund erwachsende, Ressourcen ge nutzt
werden. Darüber hinaus müssen Präventivprogramme eine
besondere Ausgestaltung erfahren. Weiterhin sind mutter-
sprachliche Behandlungs- und Diagnoseangebote (Fragebö-
gen, Tests) zu fördern. Positiv hervorzuheben sind hierbei die
kulturellen Leitlinien des revidierten Diagnostischen und Sta-
tistischen Manuals Psychischer Störungen (DSM-IV-TR) sowie
ein aktuelles Projekt des Ethno-Medizinischen Zentrums in
Hannover, das speziell ausgebildete muttersprachliche Medi-
atoren und Mediatorinnen an Ärztinnen und Ärzte vermittelt
und Gesundheitswegweiser in zehn Sprachen anbietet. Schließ -
lich muss die besondere Situation von Menschen mit Migra-
tionshintergrund im geplanten Präventionsgesetz betont oder
zumindest ein nationaler Präventionsplan mit Beachtung der
Lage der Migrantengruppe aufgelegt werden. 

Julia Burau, Julia Paruch, Prof. Dr. Bernd Röhrle, Universität
Marburg, FB Psychologie, Gutenbergstraße 18, 35032 Marburg,
Tel.: (0 64 21) 282 36 20, E-Mail: roehrle@staff.uni-marburg.de

Ute Ellert, Hannelore Neuhauser, Liane Schenk

Gesundheitliche Situation 
von Mädchen und Jungen mit 
Migrationshintergrund

Die im Kinder- und Jugendgesundheitssurvey (KiGGS) erho-
benen Daten lassen eine getrennte Darstellung der gesund-
heitlichen Lage von Kindern zu: ohne Migrationshintergrund
(MH), mit einseitigem MH (in Deutschland geboren, ein Eltern -
teil aus einem anderen Land zugewandert und/oder nicht
deutscher Staatangehörigkeit) sowie beidseitigem MH (selbst
aus einem anderen Land zugewandert und mindestens ein
Elternteil nicht in Deutschland geboren oder beide Eltern
zugewandert und/oder nicht-deutscher Staatsangehörigkeit).
Insgesamt hatten 25,4 % der beteiligten Kinder und Jugend-
lichen einen MH. 

Kinder und Jugendliche mit beidseitigem MH leben deut-
lich öfter (53,7 %) in sozial benachteiligter Lage verglichen
mit solchen ohne bzw. mit einseitigem MH (22,1 % bzw. 
27,0 %). Das Aufwachsen in sozialer Benachteiligung vermin-
dert die Chancen für ein gesundes Leben. Dennoch bestäti-
gen die vorliegenden Daten höhere Risiken für Migranten-
kinder nur in einigen gesundheitlichen Bereichen, in anderen
scheinen Gesundheitsvorteile oder aber keine nennenswerten
Unterschiede zu bestehen.

Übergewicht 
Kinder und Jugendliche mit beidseitigem MH sind mit 19,5 %
überproportional häufig übergewichtig, Kinder ohne bzw. mit
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Mundgesundheitsverhalten 
Kinder und Jugendliche mit einem beidseitigen MH weisen
hier ein ungünstigeres Verhalten auf. Kinder und Jugendliche
mit einseitigem MH hingegen ähneln in ihrem Verhalten
jenen ohne MH. Vor allem Kinder und Jugendliche aus der
Türkei, der ehemaligen Sowjetunion und aus arabisch-islami-
schen Ländern tragen ein erhöhtes Risiko für Karies. Mit
zunehmender Aufenthaltsdauer gleicht sich das Mund -
gesundheitsverhalten von Migrantenkindern jedoch dem der
Mehrheitsbevölkerung an.

Früherkennungsuntersuchungen und Impfstatus
Deren Inanspruchnahme ist bei Kindern und Jugendlichen
mit beidseitigem MH deutlich geringer. Innerhalb der Migran-
tenpopulation variiert die Inanspruchnahme hinsichtlich der
Herkunftsländer. Besonders selten besuchen Kinder und
Jugendliche aus arabisch-islamischen Ländern, der ehemali-
gen Sowjetunion sowie aus der Türkei die Vorsorgeuntersu-
chungen. Weiterhin korrespondieren ein geringer Grad der
Integration, ein unsicherer Aufenthaltsstatus, eine kurze Auf-
enthaltsdauer sowie die Zugehörigkeit zur ersten Einwande-
rergeneration mit einer geringen Inanspruchnahme.

Das wichtigste Differenzierungsmerkmal bei Auswertung
der Impfdaten ist, ob ein Kind in Deutschland geboren oder
erst nach der Geburt zugewandert ist: Nach der Geburt Zuge-
wanderte sind deutlich schlechter geimpft als in Deutschland
geborene Kinder mit MH. Hingegen sind in Deutschland
geborene Kinder und Jugendliche mit MH insbesondere in
den jüngeren Altersgruppen nicht schlechter durchimpft als
Gleichaltrige ohne MH. In der Gruppe der nach der Geburt
zugewanderten Kinder und Jugendlichen sind Kinder mit
beidseitigem MH deutlich schlechter durchimpft als Kinder
mit einseitigem MH.

Schlussfolgerungen
Trotz sozialer Benachteiligung kann nicht von einer generell
prekäreren gesundheitlichen Situation der Migrantenkinder
gesprochen werden. Offenkundig sind im Kindes- und Jugend-
alter zumindest z. T. migrationsspezifische Protektivfaktoren
wirksam, die Gesundheitsvorteile im Vergleich zu Kindern
und Jugendlichen ohne MH in ähnlicher sozialer Lage brin-
gen. Da ein niedriger Sozialstatus und erhöhte Krankheitsri-
siken korrelieren, sind aber mittelfristig entsprechende
gesundheitliche Konsequenzen zu befürchten, besonders für
Kinder und Jugendliche aus der Türkei, der ehemaligen
Sowjetunion und den arabisch-islamischen Ländern. Kinder
und Jugendliche aus diesen Ländern sind bereits jetzt jene
mit der geringsten subjektiven Gesundheit sowie gesund-
heitsbezogenen Lebensqualität. Auch in mehreren anderen
Aspekten der Gesundheit und des Gesundheitsverhaltens
sind es gerade diese Gruppen, die erhöhte Krankheitsrisiken
tragen. Gesundheitspolitik kann also hier nicht losgekoppelt
werden von sozialpolitischen Bemühungen, die eine größere
Chancengleichheit hinsichtlich der sozialen und vor allem der
beruflichen Integration zum Ziel haben.

Eine migrantensensible Ausgestaltung präventiver An -
gebote setzt eine differenzierte Zielgruppenanalyse je nach

einseitigem MH weichen hingegen in ihren Anteilen kaum
voneinander ab (14,1 % bzw. 13,7 %). Das Risiko übergewich-
tig zu sein, variiert innerhalb der Migrantenpopulation nach
Herkunftsland und Geschlecht. Aussagekräftigster Erklä-
rungsfaktor ist ein kulturspezifisch geprägtes Körperbild,
nach dem besonders Eltern mit beidseitigem MH ihre Kinder
für zu dünn halten, auch wenn sie normalgewichtig sind.

Akute und chronische Erkrankungen 
Akute Erkrankungen treten bei Kindern mit beidseitigem MH
insgesamt etwas seltener auf (weniger Atemwegserkrankun-
gen, Magen-Darm-Infekte, Mittelohr- und Bindehautentzün-
dungen). Bei chronischen Erkrankungen gibt es migrations-
spezifische Unterschiede, die jedoch nicht alle Erkrankungen
betreffen und auch nicht ausschließlich in Richtung einer grö-
ßeren Krankheitslast bei Migrantenkindern weisen. Allergische
Krankheiten sind bei Migrantenkindern seltener (niedrigste
Allergieprävalenz: bei türkischstämmigen Kindern und Jug end -
lichen). Mit zunehmender Aufenthaltsdauer in Deutschland
nimmt die Prävalenz aller allergischen Erkrankungen aber zu.

Tabak- und Alkoholkonsum 
Die KiGGS-Daten zeigen einen geringeren Tabak- und Alkohol-
konsum bei Jugendlichen mit beidseitigem MH als bei Jugend-
lichen ohne bzw. mit einseitigem MH. Mädchen aus Migran-
tenfamilien rauchen signifikant weniger häufig als Mädchen
ohne MH, bei den Jungen lassen sich hingegen keine statis-
tisch relevanten Differenzen hinsichtlich des MH nachweisen.
Noch deutlicher fallen die Differenzen beim Alkoholkonsum
aus: Während lediglich 17,9 % der Jugendlichen mit beidseiti-
gem MH regelmäßig Alkohol trinken, sind dies ein Drittel der
Jugendlichen mit einseitigem und sogar 40,8 % der Jugend-
lichen ohne MH. Das Trinkverhalten der Jugendlichen ist auch
hier geschlechtsspezifisch charakterisiert: Mädchen trinken
weitaus weniger häufig regelmäßig Alkohol als Jungen. 

Körperliche Aktivität und Ernährungsverhalten
Der Anteil jener Kinder und Jugendlichen ab 11 Jahren, die in
ihrer Freizeit körperlich aktiv sind, ist unter Mädchen mit beid-
seitigem MH am geringsten. Jüngere Migrantenkinder trei-
ben auch am seltensten Sport innerhalb oder außerhalb eines
Vereins. Gleichzeitig ist der Anteil derjenigen, die täglich min-
destens drei Stunden vor dem Fernseher oder dem Computer
sitzen, unter Kindern und Jugendlichen mit beidseitigem MH
am höchsten, besonders bei denen aus der Türkei und den
arabisch-islamischen Ländern.

Auch wenn Migrantinnen und Migranten in einigen
Aspekten ein gesünderes Ernährungsverhalten als Menschen
ohne MH aufweisen (z. B. türkische und russlanddeutsche
Migrantinnen und Migranten beim Obstkonsum), so ist das
Ernährungsverhalten insgesamt ungünstiger. Vor allem eine
längere Aufenthaltsdauer bzw. die Zugehörigkeit zur zweiten
oder einer nachfolgenden Einwanderergeneration ist mit
Ernährungsmustern assoziiert, die mit einem vermeintlich
modernen Lebensstil im Zusammenhang stehen. So konsu-
mieren besonders türkischstämmige Migrantenkinder ver-
mehrt Softdrinks, Fast Food, Chips und Süßigkeiten.
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zu betrachtendem Gesundheitsmerkmal voraus. Die Verände-
rung ungünstiger Verhaltensmuster (Ernährungs-, Bewegungs-,
Mund gesundheits- und Inanspruchnahmeverhalten) erfordert
die Initiierung bzw. Intensivierung von Aktivitäten im Bereich
Gesundheitserziehung und Wissen über bestehende Ange-
bote der gesundheitlichen Versorgung.

Eine ausführliche Darstellung der Ergebnisse findet sich in:
Schenk L./Neuhauser H./Ellert U., Kinder- und Jugend -
gesundheitssurvey (KiGGS) 2003–2006: Kinder und Jugendliche
mit Migrationshintergrund in Deutschland. Beiträge zur Gesund-
heitsberichterstattung des Bundes, Robert Koch-Institut Berlin
2008. E-Mail: liane.schenk@charite.de; ute.ellert@rki.de; 
hannelore.neuhauser@rki.de.

Anne Dietrich

Kommunikation und soziale
Beziehungen

In deutschen Großstädten leben Menschen aus 180 Nationa-
litäten und mehr. Ein Drittel der in Deutschland geborenen
Kinder hat einen Migrationshintergrund, und noch immer
bestimmen gegenseitige Informationsdefizite das interkultu-
relle Zusammenleben. Auch im deutschen Gesundheitssys-
tem fehlt es an Hintergrundwissen über die nichtdeutschen
oder neudeutschen Zielgruppen, denn ein Bewusstsein für die
notwendige Interkulturalität der Arbeit der Regel- und Fach-
dienste steht noch weitgehend aus. Die Angebote sind auf
die deutsche Mehrheitsgesellschaft zugeschnitten. Andere
kulturelle, religiöse und soziale Hintergründe finden weder in
der Prophylaxe noch in der Behandlung angemessene Beach-
tung. Ihr Sichtbarwerden wird vom Gesundheitspersonal vor
allem als irritierend erlebt. 

Interkulturelle Verwirrung
Die Kommunikation zwischen dem medizinischen Personal
und der kulturell unterschiedlichen Klientel unterliegt viel -
fachen Störungen. Unkenntnis, Sprachbarrieren, unerfüllte
Erwar tungen und als störend erlebte Verhaltensweisen prä-
gen das Handlungsfeld. Ein oft beschriebenes Phänomen:
Während es bei deutschen Patientinnen und Patienten üblich
ist, Beschwerden isoliert zu schildern und wahrgenommene
körperliche Veränderungen mitzuteilen, schildern türkische
oder marokkanische Patientinnen und Patienten zunächst die
Auswirkungen der jeweiligen Störung auf das Gesamtbefin-
den und erwarten eine Diagnose ohne Eigenbeteiligung. Wer-
den Symptome geschildert oder ›befallene‹ Organe genannt,
stehen diese häufig für bestimmte Befindlichkeiten. Kopf-
schmerz wird zum Synonym im Sinne von ›Ich halte es nicht
mehr aus‹ oder ›Es geht nicht mehr‹. Großer Kummer, Angst
um geliebte Personen, aber auch der Versuch, dem Gegenü-
ber ein schlechtes Gewissen zu machen, verursacht den Aus-
bruch ›Meine Lunge brennt‹ – eine häufige Äußerung im tür-
kischen Umfeld. Unbehagen, empfundenes Leid, Angst und
Depressionen werden somatisiert. ›Mein Bauch ist wie ein

Stein‹ kann sowohl auf Verdauungsprobleme hinweisen als
auch seelische Schmerzen verdeutlichen. In vielen Migra-
tionsgruppen werden psychische Probleme tabuisiert, es ist
leichter über körperliche Gebrechen zu klagen.

Das autochthone medizinische Personal gerät angesichts
der als ›übertrieben‹ bewerteten Schmerzäußerungen unter
besonderen Stress. Gängige Begrifflichkeiten werden gebildet
und genutzt, die entspannend und abwertend zugleich wir-
ken: ›Morbus Bosporus‹, ›anatolischer Ganzkörperschmerz‹
oder ›vorderasiatisches Symptom‹ sind gängige Formeln. Da
mischen sich Hilflosigkeit und Ärger, das reale Leid des
Gegenübers wird so oft zweitrangig. Dass hier interkulturelle
Irritationen ihre Wirkkraft entfalten, wird meist übersehen. 

Betrachten wir ein weiteres Dauerthema im Kranken-
haus: die häufigen und zahlenmäßig großen Besuche, die in
erster Linie als belastend für Personal und Kranke wahrge-
nommen werden. Hier zeigt sich eine kulturelle Verpflichtung,
die vorwiegend in kollektivistisch geprägten Gesellschaften
gilt. Kranke haben ein Recht auf Unterstützung und Zuwen-
dung, auf Begleitung und Versorgung. ›Kranke lässt man
nicht allein‹ heißt es da oft mit mitleidigem Blick auf die deut-
schen Bettnachbarn. Dass sich diese von dem ständigen Kom-
men und Gehen, den mitgebrachten Essensdüften, dem nicht
abreißenden Stimmengewirr gestört fühlen, erzeugt eher
Unverständnis.

Hier wird ein allgemeines Phänomen sichtbar. Die Refle-
xion der eigenen kulturellen Geprägtheit ist in der Regel
ebenso wenig ausgebildet wie das Bewusstsein über weitere
kulturelle Systeme. Vielmehr werden eigene Werte, Normen,
Kommunikations- und Aktionsweisen als selbstverständlich
und allgemeingültig betrachtet. Wahrgenommene kulturelle
Unterschiede erscheinen so häufig als individuelles Fehlver-
halten, dem Gegenüber wird mangelnde Kompetenz oder
mangelndes Mitgefühl unterstellt. 

Andererseits werden Individuen in kulturelle Schablonen
gepresst, die ihnen nicht gerecht werden. Vieles wird mit Kul-
tur erklärt, manchmal auch entschuldigt, was damit nicht das
Geringste zu tun hat.

Kommunikation und die Macht des Nonverbalen
Wenn sich die sprachliche Vermittlung schwierig gestaltet
und trotz Übersetzung fehlschlägt, kann das an der Macht des
Nonverbalen liegen. Die unterschiedliche Bewertung von Kul-
turstandards erschwert die Kommunikation. Händegeben
oder nicht, Blickkontakt aufnehmen, halten oder verweigern,
unterschiedliche Bewertung von Nähe und Distanz, irritie-
rende Hierarchiedemonstrationen ebenso wie unterschiedli-
che Reinlichkeitsvorstellungen und Schamgrenzen prägen die
jeweilige Beurteilung von richtigem oder falschem Verhalten.

Alltägliche Gesten können Unterschiedliches bedeuten.
Während in Deutschland, Skandinavien und den USA ein
fester Blick in die Augen als vertrauensbildende Maßnahme
und Zeichen von Charakter Bedeutung hat und im Gespräch
erwartet wird, wäre er in vielen Ländern Asiens, Afrikas und
der arabischen Welt ein Zeichen von grober Respektlosigkeit.
Geschlechterübergreifend hat der direkte Blick dort (sexuell)
auffordernden oder bedrohenden Charakter, unter Männern
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kennzeichnet er Aggression oder ein Eindringen in fremdes
Terrain. Älteren oder sonstigen Autoritäten gegenüber zeigt
er besonders stark mangelnden Respekt. Immer wieder wun-
dern sich Lehrerinnen und Lehrer, Ausbildende oder eben
auch das ärztliche Personal über die ausweichenden Blicke
der jungen Leute aus islamisch geprägten oder asiatischen,
auch russischen Elternhäusern. Sie interpretieren Verlegen-
oder Verlogenheit, Desinteresse, fehlenden Respekt, wo doch
gerade der damit gezeigt werden soll.

Interkulturelle Kompetenz
Interkulturelle Kompetenz reduziert sich also nicht auf sprach-
liche Verständigungsprobleme, die mit Hilfe von Dolmet-
scherinnen und Dolmetschern gelöst werden können. Sie
basiert auf sozialer Kompetenz, zeigt sich in Selbst- und
Fremdkompetenz und bei der Erhaltung von Handlungsfä-
higkeit in kulturell nicht eindeutigen Situationen, bei der Ent-
wicklung ›positiver Neugier‹, in der Fähigkeit Widersprüche
auszuhalten, bei der Entwicklung von Empathie, verbunden
mit Kritik- und Konfliktfähigkeit. Frustrationstoleranz hilft
dort, wo sich Wertehaltungen unvereinbar gegenüberstehen
und hilft Unsicherheiten zu ertragen. Die gezielte Einstellung
von Personal mit zweisprachigem, bikulturellem Hintergrund
kann und wird in vielen Bereichen helfen, sie garantiert
jedoch nicht die notwendige ›interkulturelle Kompetenz‹. Kul-
tursensibler Beziehungsaufbau, Wahrnehmung kultureller
und individueller Muster und Lebens realitäten, das Anpassen
der Fachkompetenz an die indi viduellen Erfordernisse können
eine Vertrauensbasis schaffen. Wissensvermittlung über
fremde Kulturen und Kulturstandards, ein Einlassen auf
andere Denk- und Kommunikationsweisen, einen Blickwech-
sel initiieren und das Reflektieren konkreter Praxiserfahrun-
gen ermöglichen kognitives und emotionales Lernen. Sie
erleichtern partielle Anpassungen an fremdkulturelle Sys-
teme und stressfrei(er)e interkulturelle Interaktion.

Dr. Anne Dietrich, Institut für inter kultu rel le Kommunikation und
Konfliktmanagement, Kunigundastraße 14, 45131 Essen, 
E-Mail: anne.dietrich@kulturell-interkulturell.de

Ayfer Aral-Örs

Barrieren und Zugänge in der
gesundheitlichen Versorgung

Migration kann sehr vielfältige Auswirkungen auf den
Gesund heitszustand und -verlauf der Betroffenen haben.
Detaillierte Informationen und Daten zum Zusammenhang
von Migration und Gesundheit liegen bisher nicht in ausrei-
chendem Umfang vor. Dennoch ist allgemein bekannt, dass
migrationsbedingte Ereignisse und Umstände sich in somati-
schen und psychosomatischen Krankheitsbildern manifestie-
ren können. Zu den gesundheitsbelastenden Faktoren zählen
neben den Verlust- und Diskriminierungserfahrungen, insbe-
sondere bei der sog. ersten Generation von Gastarbeiterinnen
und Gastarbeitern, die schlechten und gesundheitsgefähr-

denden Arbeitsbedingungen. Im Generellen wird unter dem
Postulat der Gleichbehandlung angenommen, dass Men-
schen mit Migrationshintergrund einen gleichen Zugang zum
Gesundheitssystem haben wie die hiesige Bevölkerungs-
gruppe. Dem ist leider nicht so und im Folgenden werden
einige Gründe dafür benannt. Im Hinblick auf eine Verbesse-
rung der Gesundheitsversorgung von Menschen mit Migra-
tionshintergrund werden Zugangswege angeführt, die die
Erreichbarkeit der Zugewanderten und ihrer Nachkommen
begünstigen.

Barrieren
Die uneingeschränkte Inanspruchnahme der Dienste des
Gesundheitssystems durch Migrantinnen und Migranten wird
ganz wesentlich durch Sprach- und Verständigungs barrieren
erschwert. Stigmatisierungstendenzen führen nicht selten zur
Abschottung und zum Rückzug in die eigene ethni sche Com-
munity, zur Nutzung der ethnischen Ökonomie sowie der
Informations- und Unterhaltungsmedien der Heimatländer.
Das kann mit einem Desinteresse an der Aufnahmegesell-
schaft sowie mit Unkenntnis über ihre Funktionsweise ein-
hergehen und eine gewisse Orientierungslosigkeit verursa-
chen. Hinzu kommen häufig Ängste vor rechtlichen und
existentiellen Konsequenzen und in einigen Fällen fehlen
sogar die rechtlichen Anspruchsvoraussetzungen. Ist der Erst-
kontakt erstmal hergestellt, so können unterschiedliche Auf-
fassungen über Krankheitsbilder und ihre Behandlungsfor-
men sowie eine ethnozentrische Haltung in Beratungs- und
Therapiesituationen Befremdungsgefühle und Berührungs-
ängste noch verstärken und somit eine dauerhafte Gesund-
heitsversorgung zunichte machen. 

Auf Seiten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Gesundheitssystems kann der Umgang mit Vielfalt Kompe-
tenzverlustgefühle und Versagensängste auslösen. Gepaart
mit Unwissenheit kann das zur Überbetonung oder aber auch
Leugnung kultureller Unterschiede führen, was gleicherma-
ßen Benachteiligungen zur Folge hat. Aber auch die Delegie-
rung auf professionalisierte Dienste aus Gründen mangeln-
der Offenheit kann Marginalisierungstendenzen fördern und
eine angemessene Versorgung einschränken. 

Zugänge
Um die Unterrepräsentanz von Menschen mit Migrationshin-
tergrund in der medizinischen und therapeutischen Gesund-
heitsversorgung besser zu verstehen und zu verringern, kön-
nen Menschen und Migrantenselbstorganisationen zu Rate
gezogen werden, die einen gemeinsamen Kultur- und Sprach-
hintergrund mit den heterogenen ethnischen Minderheiten
haben. Sie haben meist eine starke soziale Bindung, Insider-
Wissen und einen enormen Vertrauensvorsprung, so dass sie
Vermittlungs- und Vorbildfunktionen erfüllen können. Sie
haben Vorteile bei der Herstellung eines nachhaltigen Erst-
kontakts in geschützten Räumen und können bei der Einho-
lung von Hintergrundinformationen darüber, wie Krankheit
in den jeweiligen Kulturen erlebt und der Umgang damit
gestaltet wird sowie bei der Entwicklung passgenauer Ange-
bote wichtige Hinweise liefern. Eine persönliche Informa-
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tionsübermittlung und Aufklärungsarbeit in Form einer auf-
suchenden Sozialarbeit in ethnisch geprägten Räumen oder
in Alltagsstrukturen mit interkulturellem Potential können
zudem erste Schritte und Annäherungen erleichtern. Hinge-
gen wird Informationsmaterial in den hiesigen Einrichtungen
wie Gesundheitsämtern oder Krankenhäusern kaum wahr -
genommen, weil Migrantinnen und Migranten sich davon im
Allgemeinen nicht angesprochen fühlen und die bürokrati-
schen Rituale ihre ganze Aufmerksamkeit beanspruchen. Hilf-
reicher wäre in diesem Zusammenhang die Nutzung heimat-
sprachiger Medien. 

Angesichts von Zuwanderung sind für eine breite Bedarfs -
deckung im gesundheitlichen Versorgungssystem jedoch eine
interkulturelle Öffnung auf allen Ebenen sowie interkulturelle
Schulungen des Personals in Aus- und Fortbildungen maß-
geblich. Hierzu gehört nicht nur, dass die Zielgruppe in ihrer
Vielfalt wahrgenommen und respektiert sowie für die Ver-
ständigungsprobleme Lösungen gefunden werden. Vielmehr
bedarf es migrationsbedingte Faktoren in Handlungskon-
zepte einzubeziehen und die eigene Arbeit und der ihr zu -
grunde liegende Annahmen auf ihre Kulturbedingtheit hin zu
reflektieren. Gleichzeitig wäre es richtungsweisend, wenn sich
die hiesigen Einrichtungen auch für Personal mit Migrations-
hintergrund öffnen, Zeit und Raum für die Auseinanderset-
zung mit persönlichen Ängsten, Vorbehalten und kulturellen
Prägungen sowie für eine multikulturelle Team  entwicklung
schaffen. 

Auch kann der Aufbau von regionalen und überregiona-
len Kooperationsnetzwerken zwischen allen Beteiligten, die
sich auf gleicher Augenhöhe begegnen, die bedarfsgerechte
Versorgung fördern, wo das hier besprochene Thema viel -
perspektivisch erfasst, gegenseitige Wissens- und Bedarfs -
lücken gefüllt, Kompetenzen erweitert, Vorbehalte abgebaut
und Handlungssicherheit dazu gewonnen werden können.
Nicht zuletzt müssen aber auch alle gesetzlichen Bestimmun-
gen auf ihr Ausschluss- und Benachteiligungspotential hin
überprüft und im Bedarfsfall geändert oder abgeschafft 
werden. 

Fazit
Im Hinblick auf die Entstehung bzw. Vorbeugung von sog.
sozialen Folgekosten sollten Hemmnisse und Hürden genauer
ermittelt, Potentiale stärker in die öffentliche Wahrnehmung
gerückt, bewusst gemacht und kommuniziert werden. Dem
effektiven Einsatz von Zeit-, Personal- und Geldressourcen soll-
ten moderne, flexible und realitätstaugliche Modelle zu grun -
de liegen, wenn tatsächlich die Zielsetzung sein sollte, die
Lebensqualität von Menschen mit Migrationshintergrund zu
steigern, woran die gesundheitliche Versorgung einen erheb-
lichen Anteil hat. 

Ayfer Aral-Örs, Dipl.-Sozialwissenschaftlerin, Projektmanagerin
im Arkadas e.V. Verein für interkulturelle Erziehung, Bildung, Kultur
und Sport, Stiftstr. 13, 30159 Hannover, Tel.: (05 11) 6 00 52 19,
Fax: (05 11) 60 09 65 26, E-Mail: arkadas-ev@gmx.de

Monika Habermann

Interkulturelle Arbeit der Pflege –
Entwicklungen und Umsetzung

Mit der Akademisierung der Pflege wurden Themenstellun-
gen aus dem Ausland auch hierzulande aufgegriffen. Eines
davon ist ›Migration und Pflege‹. Blickt man auf die vergan-
genen 15 Jahre der Akademisierung zurück, so sind drei 
aufeinander folgende Annäherungen an die Thematik
erkennbar.

Die individuelle Pflegebeziehung
Zunächst befasste man sich mit der individuellen Pflege -
beziehung und der Forderung, diese ›kultursensitiv‹ zu gestal-
ten. Beantwortet wurde die auf punktuellen empirischen
Befunden beruhende Beobachtung, dass kulturelle Aspekte
in der Pflegebeziehung mit Menschen mit Migrantionshinter-
grund unzureichend wahrgenommen und berücksichtigt wer-
den. Ansätze einer ›interkulturellen‹ oder auch ›transkulturel-
len Pflege‹ sollten daher die Beziehungsgestaltung der Pflege
unterstützen mit dem Ziel, die biografische und sprachliche
Verortung der Migrantinnen und Migranten und ihre Wert -
orientierung in den Pflegeprozess zu integrieren. Assessment-
instrumente wurden daher vorgestellt, zahlreiche Veröffent -
lichungen befassten sich mit Kulturvergleichen hinsichtlich
pflegerelevanter Phänomene, etwa der Ernährung oder 
dem Schmerzverhalten. Vermieden wurden von den meisten
Pflegewissenschaftlerinnen und -wissenschaftlern hierzu-
lande die in vielen Ländern lange praktizierte ›Kulturalisie-
rung‹ von Phänomenen um Gesundheit und Pflege. Problem-
stellungen von Menschen mit Migrationshintergrund im
Gesundheits- und Pflegewesen sind eben nicht nur auf ›kul-
turelle‹ Faktoren zurückzuführen. Die soziale Lage kann mit-
unter eine weitaus höhere Voraussagekraft für einen unzu-
reichenden Versorgungsprozess sein als der kulturelle
Hintergrund. Die Heterogenität unter der Migrantenbevölke-
rung erlaubt keinen pauschalisierenden Zugiff in Form eines
›Rezeptwissens‹. ›Kultur‹-betrachtung muss lebensweltliche
Bezüge finden, die soziale Hierarchien und Migrations -
geschichte berücksichtigt.

Noch fehlt es allerdings an einer theoretischen Grund -
legung der ›Inter- oder auch Transkulturellen‹ Pflege. Der Fokus
auf die Praxisentwicklung in der Pflegewissenschaft hat sol-
che theoretischen Überlegungen zurückstellen lassen.

Interkulturelle Öffnung
Die zweite Annäherung der interkulturellen Arbeit in der
Pflege nimmt Organisationen und Trägerschaften in den
Blick. Nicht nur den Pflegenden kann es überantwortet wer-
den, eine kultursensible Versorgung zu gewährleisten. Dazu
braucht es auch Rahmenbedingungen. Es waren zunächst
Verbände der Altenhilfe, die eine entsprechende Ausrichtung
ihrer Einrichtungen ins Leben gerufen haben. Mit der Eta-
blierung des Memorandums für kultursensible Altenhilfe wur-
den Schritte einer Organisationsentwicklung benannt. 

Krankenhäuser greifen diese Entwicklung allerdings erst
dann auf, wenn sie damit ihre Angebote in Regionen mit
hohem Migrantenanteil positiv präsentieren können. Das
›migrationssensitive‹ Krankenhaus lässt vielerorts noch auf
sich warten, denn im Zeitalter der fallbezogenen Bezahlung,
den sogenannten ›Diagnose Related Groups‹ wird ein Migra-



Bevölkerungsanteils Pflegeleistungen wahr? Wie gehen Gut-
achter des MDK mit diesen Anspruchsberechtigten um? Diese
Fragen können auf der Basis der regelhaft erhobenen Daten
nicht beantwortet werden.

Ebenso gibt die Statistik der Gesundheits- und Pflegebe-
rufe keinerlei Hinweise, ob und in welchen Sektoren und mit
welchem Ausbildungsniveau Menschen mit Migrationshin-
tergrund beschäftigt sind. Somit können langjährige Forde-
rungen, mehr Migrantinnen und Migranten in die Alten-
pflege einzubeziehen, nicht auf ihre Umsetzung hin geprüft
werden. Auch erhält die Qualitätssicherung der Einrichtun-
gen und Trägerverbände nur unzureichende Impulse über
eine migrationssensitive Pflege nachzudenken. Einzelerhe-
bungen zeigen zwar, dass viele Migrantinnen und Migranten
in der Altenpflege tätig sind. Ob und welche Problemstellun-
gen sich für die Einrichtungen und die Pflegebedürftigen dar-
aus ergeben, darüber ist wenig bekannt. 

Prof. Dr. Monika Habermann, Zentrum für Pflegeforschung und
Beratung, Hochschule Bremen, Neustadtswall 30, 28199 Bremen,
E-Mail:habermann@hs-bremen.de, Internet: www.zepb.de 

Filiz Küçük

Familiäre Pflege von 
Demenz kranken mit türkischem
Migrations hintergrund

Bis zum Jahre 2050 wird die Anzahl der demenziell erkrankten
Menschen in Deutschland auf ca. 2,6 Millionen steigen. Das
bedeutet eine Zunahme von etwa 1,5 Millionen Krankheits-
fällen. Da die Gruppe der in Deutschland lebenden Menschen
mit Migrationshintergrund im Durchschnitt nicht so alt ist, wird
sie diese Entwicklung später treffen. Es besteht somit die Not-
wendigkeit, dass sich öffentliche Einrichtungen, wie Migra-
tions-, Beratungs-, Gesundheits- und Pflegestellen, auf diese
Gruppe einstellen. Aber auch für Wissenschaft und Forschung
ergeben sich neue Untersuchungsfelder, da wenig Kenntnis
über die Lebenssituation demenziell erkrankter Migrantinnen
und Migranten besteht und es in Bezug auf die Beratung der
Angehörigen und die Begleitung der Erkrankten erheblich an
Einblick und Vertrautheit mangelt. Im Rahmen einer qualita-
tiven Studie wurde anhand von sechs Interviews untersucht,
wie erwachsene Kinder mit türkischem Migrationshinter-
grund, die ein Elternteil mit einer demenziellen Erkrankung
pflegen (oder gepflegt haben), diese Situation erleben. Inner-
halb der Gesamtstudie wurde dabei auf das Belastungserle-
ben, die Bewältigungsstrategien und den Beratungsbedarf
der Pflegenden eingegangen.

Belastungserleben
Als besondere psychische Belastung werden von den pfle-
genden Personen Schuldgefühle, fehlende Anerkennung bzw.
mangelnde Unterstützung durch andere Familienmitglieder
empfunden. Die Beziehung zum gesunden Elternteil kann

S

tionshintergrund zunächst auf seine kostenbezogene Auswir-
kung befragt. Nachdem es dazu keine Daten gibt, z. B. zu den
Kosten, die eine mangelnde sprachliche Verständigung ver-
ursachen, sind migrationssensitive Entwicklungen für die
Häuser wenig attraktiv. Die angesprochene Datenlage
kommt damit einer Selbstimmunisierung gleich mit einem
seit Jahren praktizierten Zirkelschluss: Da es keine Anhalts-
punkte gibt, die auf eine qualitative und quantitative Benach-
teiligung der Migrantinnen und Migranten in der Kranken-
hausversorgung verweisen bzw. auf eine Kostensteigerung
durch fehlende Migrantenausrichtung, ist es unnötig, Daten
zu erheben. Diese Argumentation findet sich auch in anderen
Gesundheits- und Pflegebereichen wieder. Sie gab kürzlich
Anlass, eine dritte Annäherung an die Thematik ›Pflege und
Migration‹ zu initialisieren und neben einer migrationssensi-
tiven Gesundheitsberichterstattung (GBE) eine ebensolche
Pflegeberichterstattung (PBE) einzufordern. 

Die migrationssensitive Pflegeberichterstattung (PBE) 
Um was geht es bei diesem Fokus auf das Thema ›Migration
und Pflege‹? Neben den Krankenhäusern ist insbesondere
auch der Pflegesektor von einer unzureichenden Datenlage
betroffen. Dies ist aufgrund der derzeit schnell wachsenden
Bevölkerungsgruppe älterer Migrantinnen und Migranten
besonders problematisch. Allein zwischen 1995 und 2003 ist
die Zahl der über 60-jährigen Ausländerinnen und Ausländer
um 77 % von 427.789 auf 757.928 Personen angestiegen. Sta-
tistischen Hochrechnungen zufolge wird sich dieser Anteil ste-
tig erhöhen und bis 2010 im Vergleich zum Jahre 1999 mehr
als verdoppelt haben und bis 2030 auf 2,5 Mio. ansteigen. Mit
einem wachsenden Bedarf an Pflegeleistungen ist zu rechnen.
Aufgrund der defizitären Datenlage haben einige Kommu-
nen eigene Erhebungen veranlasst, um die Altenhilfe planung
auch für Migrantinnen und Migranten zu kon kre tisieren. Ein-
zelerhebungen bleiben aber unzureichend und sind kostenin-
tensiv. 

Der Arbeitskreis ›Migration und öffentliche Gesundheit‹
hat sich im Rahmen einer Expertentagung im Jahr 2008 den
Fragen gewidmet, wie die Datenlage zu verbessern sei und
wie gesetzlich erhobene Daten zur Inanspruchnahme, Umset-
zung und Qualität der Leistungen im Kontext der Pflegever-
sicherung migrationssensitiver zu gestalten sind. Nehmen
ältere Migrantinnen und Migranten entsprechend ihres
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sich verschlechtern und es kann unter Geschwistern zu kaum
zu bewältigenden Konflikten kommen. Außerdem besteht
das Problem sozialer Isolation und ein viel zu geringes Maß
an Zeit, um eigenen Interessen nachgehen zu können. Schuld-
gefühle entstehen, wenn die pflegenden Angehörigen
beschließen, die demenzkranke Person an eine Pflegeeinrich-
tung abzugeben. Ein solcher Schritt wird nicht selten von Vor-
würfen durch die Familie begleitet. Das Gefühl, versagt zu
haben, entsteht auch in pflegerischen Grenzsituationen, die
die Kräfte der pflegenden Person bei weitem übersteigen und
in Akten der Gewalt münden können. Als besonders schwere
Bürde werden von den pflegenden Personen die erheblichen
kognitiven Defizite der erkrankten Eltern eingestuft. Dass das
Elternteil aggressiv, fremd- oder selbstgefährdend reagiert,
wird von den Angehörigen als sehr belastend empfunden.
Bewältigungsstrategien
Wie ist es möglich, diese schwierige Situation zu bewältigen?
Die Möglichkeit des Erfahrungsaustausches mit Betroffenen
in Selbsthilfegruppen wird, obwohl ausdrücklich gewünscht,
nicht in Anspruch genommen, weil das Wissen um das Ange-
bot fehlt. Von Bedeutung für die Angehörigen der erkrankten
Person ist das Wissen über die Krankheit und ihre Symptome
sowie das Verstehen und Annehmen der nichtkognitiven Ver-
haltensauffälligkeiten der Demenzkranken als krankheits -
bedingte Folgen. Die innere und äußere Distanz sowie die
Artikulation und das Ausleben von Emotionen helfen die Pfle-
gesituation zu ertragen. Aber auch Sozialkontakte, Gesprä-
che und der Glaube spielen eine wichtige Rolle. Für eine
Angehörige führte die Teilnahme an einem Pflegebasiskurs
zu einer Verbesserung der Pflegesituation. Auch Gespräche
mit anderen Familienangehörigen und Freundinnen und
Freunden mindern die zu tragende Last. Der Glaube ist ein
wichtiges Medium, um die Pflegesituation zu bewältigen.
Zwei der Interviewten betrachten das Gebet und das
Zusammensein mit anderen Glaubensschwestern und Glau-
bensbrüdern in der Moschee als wirkungsvolle Hilfe. Zwei der
pflegenden Personen lassen ihren Emotionen freien Lauf, um
z. B. durch Weinen die emotional anstrengende Situation bes-
ser ertragen zu können.

Beratungsbedarf
Zukünftig sollten mehr Beratungsstellen besonders in den
Wohngebieten mit einem hohen Anteil türkischer Migrantin-
nen und Migranten entstehen, die nach Möglichkeit auch mit
öffentlichen Verkehrsmitteln zu erreichen sind. Beraterinnen
und Berater sollten sich erstens in angemessener Form mit
den Bedürfnissen der Angehörigen auseinandersetzen; zwei-
tens die türkische Sprache beherrschen; drittens in der Lage
sein, den kulturellen Hintergrund zu reflektieren und viertens
hinsichtlich demenzieller Erkrankungen und Versorgungs-
möglichkeiten umfassend ausgebildet sein.

Dass die Interviewten türkische Sprachkenntnisse einfor-
dern, ist etwas verwunderlich, zumal sie alle in der Lage sind,
sich in der deutschen Sprache gut auszudrücken. Doch wenn
es darum geht, besonders Emotionen in Worte zu fassen, fällt
ihnen das in ihrer Muttersprache nach wie vor leichter, weil
diese ihnen viel mehr Darstellungsraum bietet. Besondersimpu se62/2009
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heben sie hervor, dass durch die gemeinsame Sprache Nähe
hergestellt wird, die wiederum Zugehörigkeit und Vertraut-
heit schafft.

Hinsichtlich der Art und Gestaltung der unterstützenden
Angebote wird von den Befragten die Bedeutung der Bera-
tung und von Informationsmaterialien in türkischer Sprache
hervorgehoben. Inhaltlich liegt der Fokus dabei auf der Krank -
 heit und dem adäquaten Umgang mit Demenzkranken, auf
sozialrechtlichen Fragestellungen und vorhandenen Entlas-
tungsangeboten. 

Wichtig sind ihnen darüber hinaus mehr Selbsthilfe -
gruppen, die fachkompetent geleitet werden sollen. Darüber
hinaus soll es eine geschlechtsspezifische Trennung der pfle-
genden Angehörigen geben. Auch Wohngemeinschaften,
Pflege kurse, Tagesstätten und Kurzzeitpflegeeinrichtungen,
in denen gut ausgebildetes türkischsprachiges Personal tätig
ist, liegen ihnen am Herzen. Inhaltlich steht der Wunsch nach
psychosozialer Unterstützung und nach der Möglichkeit,
Erfahrungen auszutauschen, im Vordergrund. 

Fazit 
Die Ergebnisse der Untersuchung zeigen deutlich den Hand-
lungsbedarf in Bezug auf Versorgungs- und Beratungskon-
zepte im Gesundheitswesen. Gefordert ist die Entwicklung
einer Beratung der Angehörigen, die es einerseits ermöglicht,
die Fähigkeiten zu stärken, mit der Pflegesituation umzuge-
hen, während andererseits die Belastungen so weit minimiert
werden, dass sie möglichst lange gesund bleiben. Das setzt
natürlich voraus, dass es zu einer interkulturellen Öffnung der
Beratungseinrichtungen kommt, damit es pflegenden Ange-
hörigen mit türkischem Migrationshintergrund möglich ist,
an Beratungs- und Entlastungsangeboten teilzuhaben. Dabei
dürfen geschlechts- und altersspezifische Aspekte nicht unbe-
rücksichtigt bleiben. 

Literatur bei der Verfasserin
Filiz Küçük, Dipl.-Pflegewirtin (FH), Aristotelessteig 2, 
10318 Berlin, E-Mail: f.kuecuek@gmx.de

Petra Metsch

Zur Beteiligung von Menschen mit
Migrationshintergrund 

In der aktuellen politischen Diskussion wird Deutschland
inzwischen als Einwanderungsland gesehen und akzeptiert.
Erfolgreiche Integration wird somit immer stärker zur zentra-
len Herausforderung und betrifft uns alle. Politische und
gesellschaftliche Beteiligung von Migrantinnen und Migran-
ten fördert die Integration und wird gleichzeitig durch sie
erleichtert. Aber noch existieren viele Probleme, auch in Betei-
ligungsverfahren. Um diese zu verringern, werden auf vielen
Ebenen Programme erstellt und Initiativen gestartet, auf
lokaler Ebene in Hannover unter anderem der Lokale Inte-
grationsplan (LIP). Seit 2002 existiert außerdem eine inter-
kulturelle Arbeitsgruppe für Beteiligung und Engagement, in



in dem auf Bedürfnisse der Befragten eingegangen wird.
Gleichzeitig muss es gute Gründe für die vorgeschlagenen
Änderungen geben, der persönliche Nutzen sollte erkennbar
sein.

Das Bürgerbüro Stadtentwicklung und die Interkulturelle
Arbeitsgruppe haben in den letzten Jahren häufig mit der
Methode ›World Café‹ gearbeitet. In wechselnden kleinen
Gruppen wird über ein Thema oder eine Leitfrage diskutiert.
Eine entspannte Kaffeehausatmosphäre trägt dazu bei, dass
die Teilnehmenden ihr Wissen und ihre Kreativität einbrin-
gen. Ideen und Anregungen werden schriftlich festgehalten
und im Laufe der wechselnden Runden ergänzt.

Auch die Methode ›Planning for Real‹ ist geeignet. Sie ist
ein gemeinwesenorientiertes, mobilisierendes Planungsver-
fahren, das übersetzt ›Planung von unten/Aktiv für den Ort‹
heißt. Allerdings handelt es sich um eine ressourcenaufwen-
dige Methode. Ziel ist es, anhand eines Modells Beteili-
gungsmöglichkeiten der Bewohnerschaft bei der Entwicklung
und Verbesserung ihres Stadtteils aufzuzeigen. Die Bewohne-
rinnen und Bewohner werden als Expertinnen und Experten
anerkannt und als Akteurinnen und Akteure für den Entwick-
lungsprozess am Ort ermutigt. Planning for Real kann in sehr
unterschiedlichen Bereichen angewendet werden, z. B. bei
Wohn- und Wohnumfeldverbesserungen, Gestaltung von
Spielplätzen usw. Schon bei der Planung ist Handeln stärker
gefordert als bei einer rein sprachlichen Auseinandersetzung.
Ein dreidimensionales Papp-Modell wandert im Stadtteil, stei-
gert den Bekanntheitsgrad und ermöglicht so gleichzeitig,
das Wissen vieler Betroffener in den Planungsprozess einzu-
beziehen. 

... und das Fazit
Erfolgreiche Beteiligung ist ein langer gemeinsamer Prozess
und funktioniert dauerhaft nur, wenn sie auf allen Ebenen
stattfindet, auf der gesamtgesellschaftlichen, der migrations-
gesellschaftlichen und auf der persönlichen Ebene. Die Inte-
gration der Menschen, die zum Leben und Arbeiten nach
Deutschland gekommen sind, betrifft uns alle. Es ist eine Auf-
gabe, der wir uns mit Herz, Augenmaß und dem nötigen lan-
gen Atem widmen müssen. Nur gemeinsam sind die Aufga-
ben der nächsten Jahre zu schaffen und auch hier gilt die
Aussage ›Niemand weiß soviel, wie wir alle zusammen‹.

Petra Metsch, Bürgerbüro Stadtentwicklung e. V., Braunstr. 28,
30169 Hannover, Tel. (05 11) 7 00 09 34, 
E-Mail: buergerbuero-stadtentwicklung@t-online.de, 
Internet: www.bbs-hannover.de
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der das Bürgerbüro Stadtentwicklung (bbs) Mitglied ist. Die
Mitarbeit dort und die verstärkten Bemühungen der Stadt
waren Anlass, sich dem Thema Integration und Partizipation
von Migrantinnen und Migranten intensiver zuzuwenden.

Interkulturelle Kompetenz – Relevanz – Empowerment
Kommunale Akteure aus den Bereichen Stadtplanung, Quar-
tiersmanagement, Politik und Verwaltung und von Stadtteil-
runden, die Partizipationsprozesse initiieren und begleiten,
sollten über ›interkulturelle Kompetenzen‹ verfügen und die
von Gruppe zu Gruppe sehr unterschiedlichen kulturellen
Eigenarten kennen und respektieren. Daneben sind ange-
messene Sprachkenntnisse erforderlich, was bedeutet, dass
Muttersprachlerinnen und Muttersprachler an der Kommuni-
kationsarbeit beteiligt werden und existierende Migranten -
organisationen und Netzwerke gezielt, am besten persönlich,
angesprochen werden sollten. Seitens der beteiligten Groß -
organisationen, wie Verwaltung oder Wohnungsunternehmen,
müssen kommunikative Kompetenzen aufgebaut werden, die
auch den Anforderungen interkultureller Verständ i gung s -
arbeit gerecht werden.

Gegenstand und Zielsetzung des Partizipationsprozesses
müssen für die zu Beteiligenden unmittelbar einleuchtend
sein und möglichst einen eindeutigen Bezug zu ihrer Alltags-
welt haben. Bei allgemeinen oder abstrakt erscheinenden
Themen und Projekten bestehen nur geringe Chancen, Inter-
esse und Bereitschaft zur Mitwirkung zu erzeugen. Darüber
hinaus sollte die Chance eines Beteiligungsprozesses für 
das ›Empowerment‹ genutzt werden: Wenn es gelingt, die
Ressour cen und Kompetenzen der Beteiligten zu nutzen und
zu stärken, kann der Erfolg eines Partizipationsprozesses über
den konkreten Anlass hinaus gehen.

Die drei Anforderungen Kompetenz, Relevanz und Em -
powerment machen deutlich, dass die genannten Vorausset-
zungen und Zielsetzungen nicht nur für die Teilhabe von
Migrantinnen und Migranten gelten und Rahmenbedingun-
gen für eine aktive Mitwirkung bisher unbeteiligter Gruppen
generell oft erst hergestellt werden müssen.

›Gute‹ Methoden für Beteiligungsverfahren 
Methoden zur Beteiligung gibt es viele. Die allermeisten sind
auch geeignet Migrantinnen und Migranten einzubeziehen.
Für die Auswahl einer Methode ist das Vorhaben bestim-
mend: Geht es um Projekte im öffentlichen Raum, soll ein Kul-
turzentrum entstehen, geht es um Konflikte im Stadtteil usw.?
Die Praxis zeigt, wie hilfreich es ist, an bestehende Kontakte
und Verbindungen anzuknüpfen. Wenn es z. B. über die Schu-
len im Stadtteil eine Zusammenarbeit mit Müttern und
Vätern aus anderen Kulturkreisen gibt, können diese leichter
angesprochen werden. 

Aktivierung ist eine der Voraussetzungen für jegliche
Form der Beteiligung. Eine Methode ist die ›Aktivierende
Befragung‹, die hilft Kontakte zu Anwohnerinnen und
Anwohnern herzustellen. Sie kann Anstoß für gemeinsame
Vorhaben geben. Thematisch ist sie auf ein anstehendes Pro-
jekt ausgerichtet bzw. nennt Veränderungsvorschläge. Über
eine Befragung kann man einfacher in ein Gespräch kommen,
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Problemen länger in der Klinik und die Sterblichkeit ist unter
der Geburt höher. Auf der anderen Seite ist es interessant,
dass eine Zunahme der Begleitung von türkischen Gebären-
den durch ihre Männer im Kreißsaal beobachtet wird.

Innerhalb des geburtshilflichen Settings wird die Zuwan-
derung eher als Risikofaktor betrachtet, der verbunden mit
anderen ungünstigen Umständen zu deutlich mehr Frühge-
burten, einer erhöhten perinatalen Sterblichkeit oder zu mehr
operativen Entbindungen führt. Auch wenn sich dies in Stu-
dien nicht immer bestätigt.

Die Studienlage in den europäischen Nachbarländern zu
diesem Thema ist besser. Untersuchungen aus dem englisch-
sprachigen Raum zeigen, dass Unterschiede im Gesundheits-
status auf sozio-ökonomische, biologische und migrations -
bedingte Faktoren, aber auch auf Einflussfaktoren des
Gesund  heitssystems wie die Qualität der Versorgung zurück-
zuführen sind. Andere Studien beschreiben Zusammenhänge
zwischen der Ethnizität und der Kaiserschnittrate, der Inan-
spruchnahme von Peridualanästhesien, Frühgeburtsraten,
höheren Fehlbildungsraten, der Kindergesundheit, dem
Geburtsmanagement oder spezifischen Gesundheitsproble-
men von Migrantinnen. 

Es besteht ein weiterer Forschungsbedarf für Deutsch-
land, insbesondere für Frauen aus den ehemaligen GUS-Staa-
ten und des Balkans, da hier andere Aspekte bedeutsam sein
können, als bei der Gruppe von Migrantinnen aus der Türkei,
für die schon einige Ergebnisse vorliegen. 

Kulturelle Besonderheiten
Migrantinnen haben in der Geburtshilfe besondere Bedürf-
nisse, die vom medizinischen Personal und vom Pflegeperso-
nal beachtet werden sollten, um das Geburtserlebnis für die
Frau positiv zu gestalten. Diese Bedürfnisse können je nach
Herkunftsland sehr unterschiedlich sein, aufgrund der großen
Vielfalt kultureller, sozioökonomischer, medizinisch relevanter
Aspekte des Migrationshintergrundes kann es keine pau-
schalen Handlungsempfehlungen geben. Neben Sprach -
barrieren sind traditionelle Unterschiede von Bedeutung. 

Ein spezifisches, aber sehr bedeutendes Problem in der
Schwan ge renbetreuung stellt die Female Genital Mutilation
(im weiteren kurz FGM) dar. Insbesondere in Afrika ist die
genitale Beschneidung von Frauen und Mädchen nach wie
vor weit verbreitet. In Deutschland liegt die geschätzte Zahl
der Frauen und Mädchen, die von FGM betroffen sind, zwi-
schen 20.000 und 30.000, weltweit sind es ca. 150 Millionen
Frauen. Betroffene benötigen vor allem Sensibilität und wert-
freie ärztliche Gespräche über dieses Thema.

Die weibliche Genitalverstümmelung FGM wird von der
WHO in vier Typen unterschieden. Es werden darunter alle
Eingriffe verstanden, welche die vollständige oder teilweise
Entfernung der externen Genitalien oder andere Verletzun-
gen des weiblichen Genitals aus nicht medizinischen Grün-
den bedeuten.

In Deutschland gelten diese Eingriffe als Körperverlet-
zung sowie als Misshandlung von Schutzbefohlenen. Dies gilt
auch, wenn der Eingriff auf Verlangen der Patientin ausge-
führt wird. Akute und chronische Komplikationen sind Folgenimpu se62/2009
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Was ist anders? Schwangerschaft
und Geburt bei Migrantinnen

Etwa ein Drittel der in Deutschland geborenen Kinder hat
einen Migrationshintergrund. Sie lebten im Jahr 2007 in 27 %
aller Familien, mit insgesamt etwa 4 Millionen minderjährigen
Kindern. Allein diese Zahlen lassen erkennen, wie bedeutend
der Anteil der Migrantinnen in der Geburtshilfe in Deutsch-
land ist. Damit zeigt sich die Realität der Einwanderungs -
gesellschaft im klinischen, geburtshilflichen Setting.

Migration und Gesundheitsversorgung
In Deutschland gibt es eine große Heterogenität bezogen auf
Migrationstypologie und -status. Neben der Gruppe von legal
in Deutschland lebenden Menschen mit Migrationshinter-
grund mit einem potenziell möglichen Zugang zur medizini-
schen Versorgung gibt es eine große Anzahl von illegal in
Deutschland Lebenden ohne gültige Papiere und Kranken-
versicherung. Diese große Gruppe wird nur zum Teil innerhalb
des üblichen medizinischen Systems versorgt. In größeren
Städten sind inzwischen medizinische Anlaufstellen für diese
Menschen eingerichtet worden. In einzelnen Kommunen
bestehen Sonderregelungen z. B. für Schwangere. München
erteilt diesen Frauen drei Monate vor und drei Monate nach
dem errechneten Geburtstermin eine Duldung, um eine medi-
zinische Versorgung in Anspruch nehmen zu können, die im
Rahmen des Asylbewerberleistungsgesetzes über das Sozial-
amt abgerechnet werden kann. Ebenfalls bekommt dort jedes
Kind eine Geburtsurkunde. In Frankfurt gibt es eine anonyme
Sprechstunde am Gesundheitsamt, die Patientinnen z. B. an
Entbindungskliniken überweist. Insgesamt besteht die Ten-
denz, Einzelfalllösungen bei der Versorgung illegaler Patien-
ten und Patientinnen zu verlassen. 

Forschung und reproduktive Gesundheit
Die Realität der multikulturellen Gesellschaft bildet sich
kaum in der deutschen Gesundheitsforschung ab. Schon eine
eindeutige Erfassung des Migrationshintergrundes in der
Geburtsstatistik fehlt. Die niedersächsische klinische Geburts-
statistik (Perinatalerhebung) 2007 weist bspw. einen Anteil
von 16,7 % Frauen aus, die ein anderes Herkunftsland als
Deutschland haben. Eine Erhebung des Herkunftslandes des
Vaters fehlt jedoch. Eindeutigere Kriterien für soziale, migra-
tionsbezogene und ethnische Faktoren im Perinatalbogen
und anderen Erfassungen wären daher sinnvoll. 

In einer Studie, die auf den niedersächsischen Perinatal-
daten aus den 1990er Jahren basiert, konnten keine Unter-
schiede zwischen deutschen Frauen und Migrantinnen hin-
sichtlich der Rate von Kindern mit niedrigem Geburtsgewicht
gefunden werden. Ebenfalls wurde der Zusammenhang zwi-
schen der Nationalität, der Schwangerenvorsorge und dem
Auftreten von Totgeburten untersucht. Die Ergebnisse ließen
folgende Rückschlüsse zu: Frauen aus dem Mittelmeerraum
würden von einer verstärkten Inanspruchnahme der Vorsor-
geangebote profitieren. Frauen aus Osteuropa und dem mitt-
leren Osten haben trotz adäquater Schwangerschaftsvor-
sorge ein höheres Risiko für eine Totgeburt. In anderen
Studien wurde festgestellt, dass die erste Vorsorgeuntersu-
chung von türkischen Migrantinnen später stattfand als bei
deutschen Frauen. Schwangere Migrantinnen verbleiben bei
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der nicht nur unter schlechten hygienischen Bedingungen
durchgeführten weiblichen Genitalverstümmelungen. Schät-
zungen der WHO gehen davon aus, dass etwa 10 % der Betrof-
fenen an den akuten Konsequenzen von FGM und 25 % an
den langfristigen Komplikationen sterben.

Bisher gibt es wenige Untersuchungen über die Auswir-
kungen der Beschneidung auf den Geburtsverlauf. Eine Stu-
die untersuchte zwischen 2001 und 2003 die Auswirkungen
verschieden schwerer Formen der FGM auf Entbindungskom-
plikationen und die Gesundheit von Mutter und Kind in meh-
reren afrikanischen Ländern. Das Risiko für einen Kaiserschnitt,
für Blutungen, einen verlängerten Krankenhausaufenthalt,
eine notwendige Reanimation des Kindes, eine Totgeburt oder
den frühzeitigen Tod des Neugeborenen war erhöht.

Fazit
In diesem Artikel konnte nur ein kleiner Teil der gesundheits-
wissenschaftlich relevanten Themen im Zusammenhang mit
Schwangerschaft und Geburt, die Migrantinnen in Deutsch-
land betreffen, dargestellt werden. Insgesamt besteht weite-
rer Forschungsbedarf in diesem Feld. Zukünftig sollten auch
Bereiche wie häusliche Gewalt, Zwangsheirat etc. vor dem
Hintergrund der gesundheitswissenschaftlichen Forschung
stärkere Beachtung finden.

Dr. Catrin Halves, Claudia Berger, Universität Osnabrück, Fach-
bereich 8 Humanwissenschaften, Gesundheits- & Krankheitslehre,
Psychosomatik, Forschungsschwerpunkt Maternal Health,
Albrechtsstr. 28, 49076 Osnabrück, Tel.: (05 41) 9 69 33 34, 
Fax : (05 41) 9 69 24 50, E-Mail: chalves@uos.de,
cberger@uos.de, Internet: www.maternal-health.uos.de
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heit und vom BKK Landesverband
Niedersachsen-Bremen gefördert. Im
Auftrag dieser Förderer wird MiMi vom
Ethno-Medizinischen Zentrum e. V. als
Projektträger durchgeführt. Ziel ist es,
mehrsprachige und kultursensible
Gesundheitsförderung und Prävention
für Migrantinnen und Migranten anzu-
bieten. Dazu werden engagierte Migran -
tinnen und Migranten gewonnen und
zu interkulturellen Gesund heits media -
to  rinnen und -mediatoren geschult,
die nach erfolgreich bestandener Aus -
bildung ihre Landsleute in der jeweiligen
Muttersprache über das deutsche
Gesundheitssystem und weitere Themen
der Gesundheitsförderung und Präven-
tion informieren. Das Drei-Genera tio nen -
projekt basiert unter anderem auf 
dem Gedanken, dass Gesundheit und
Gesundheitstraditionen familiär veran-
kert sind. Großeltern, Eltern und Kinder
beziehen sich in ihrem Wissen um
Gesundheit und in ihrem Gesundheits-
verhalten aufeinander und geben 
dieses immanent weiter. Der Ansatz in
Niedersachsen bezieht sich deshalb
thematisch auf die drei Generationen
und ermöglicht explizit die Partizi pa ti on
aller Altersstufen. Bisher wurden drei
Themenbereiche aufgegriffen, die für
die Überwindung der gesundheitlichen
Benachteiligung von Migrantinnen 
und Migranten von besonderer Bedeu-
tung sind und diesem generationen -
über greifenden Grundgedanken folgen:
›Kindergesundheit und Unfallpräven-
tion‹, ›Brustkrebsfrüherkennung und 
-behandlung‹ sowie ›Alter, Pflege und
Gesundheit‹. Zusätzlich wurden 
Unterrichtseinheiten zu den Themen
›Gesund heit und Migration‹ und ›Das
deutsche Gesundheitssystem‹ ermög-
licht. Mit Unterstützung der inter -
kulturellen Gesundheitsmediatorinnen
und -mediatoren und der in das Projekt
involvierten Akteure des Gesundheits-
wesens wird so die ›gesun de Integra -
tion‹ von Migrantinnen und Migranten
in Niedersachsen unter stützt.

Katja Ngassa Djomo, Eva Schwarz,
Ethno-Medizinisches Zentrum e. V., 
Tel. (05 11) 1 68-4 10 18, 
E-Mail: ethno@onlinehome.de, 
Internet: www.emz.de
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Katja Ngassa Djomo, Eva Schwarz

Das MiMi-Projekt
Eine Idee setzt sich
durch

Durch Hindernisse wie Fremdsprachig-
keit oder nicht ausreichendes Vertraut-
sein mit dem deutschen Gesellschafts-
system ist der Zugang von Migrantinnen
und Migranten zu wichtigen Informa-
tionen oftmals erschwert. Deutlich wird
diese soziale Ungleichheit vor allem 
bei der geringfügigen Inanspruch nahme
von Vorsorge- und Präventionsange -
boten zur Gesundheitsförderung. 

Interkulturelle Gesundheit in
Deutschland
Um das Wissen dieser Gruppe über
Gesundheit und die Nutzung des deut-
schen Gesundheitsdienstes zu verbes-
sern, wurde 2003 das Projekt ›MiMi –
Mit Migranten für Migranten – Inter-
kulturelle Gesundheit in Deutschland‹
vom Ethno-Medizinischen Zentrum e. V.
(EMZ) entwickelt. Schirmherrin des
MiMi-Projekts ist die Staatsministerin
und Beauftragte der Bundesregierung
für Migration, Flüchtlinge und Inte -
gration, Prof. Dr. Maria Böhmer, MdB.
MiMi ist mittlerweile mit 39 Standorten
in 10 Bundesländern vertreten. Darun-
ter gibt es Landesprogramme in 
Schleswig-Holstein, Hamburg, Nieder-
sachsen, Hessen, Nordrhein-Westfalen
und Bayern, jeweils mit verschiedenen
Schwerpunktthemen. Ziel ist es, die
Integration von Migrantinnen und
Migranten in das deutsche Gesund -
heitssystem zu fördern, indem ihnen die
gleichberechtigte Inanspruchnahme
von Vorsorgeangeboten, der Regel -
versorgung sowie der Zugang zu rele-
vanten Gesundheitsinformationen
ermöglicht bzw. erleichtert wird. Außer-
dem soll die Eigenverantwortung der
Migrantinnen und Migranten für ihre
Gesundheit gestärkt und ihr Verständ-
nis für die Notwendigkeit von Maßnah-
men zur Prävention gefördert werden.

Das ›Drei-Generationen-Projekt‹ in
Niedersachsen
In Niedersachsen wird das MiMi-Gesund -
heitsprojekt seit 2008 als ›Drei-Genera-
tionen-Projekt Niedersachsen – Gesund-
heit mit Migranten für Migranten‹ 
an fünf Orten (Braunschweig, Gifhorn,
Hannover, Hildesheim und Nienburg)
durchgeführt. Das Projekt wird vom
Niedersächsischen Ministerium für 
Soziales, Frauen, Familie und Gesund-impu se62/2009
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Förderung der Gesund -
heit von Migrantinnen
und Migranten

Migrantinnen und Migranten nehmen
einen Anteil von 18,7 % an der Gesamt-
bevölkerung in Deutschland ein und
haben oftmals einen schlechteren
Zugang zur Gesundheitsversorgung als
Personen ohne Migrationshintergrund.
Es sind kulturspezifische Zugangswege
notwendig, um vorhandene Informa-
tionsdefizite und Zugangsbarrieren 
auszugleichen.

Projekt zur Evaluation verschiedener
Zugangswege
Welche Zugangswege für welche
Migran  tengruppen geeignet sind, soll
ein durch das Bundesministerium für
Bildung und Forschung gefördertes Pro -
 jekt zeigen. Hierbei wird die Erreichbar-
keit von türkisch- und russischsprachigen
Migrantinnen und Migranten durch
muttersprachliche Präventions bera te r
über unterschied liche Zugangswege
am Beispiel der Such tprävention
hinsichtlich ihrer Effek tivität und Kos-
teneffektivität evaluiert. 

Die Informationsveranstaltungen
wurden über geschulte Präventions -
berater (Mediatorinnen und Mediato-
ren) vom Ethno-Medizinischen Zentrum
Hannover (EMZ) angeboten. Als
Zugangswege dienten einerseits aktive
Zugehstrukturen. Erschlossene Settings
sind hierbei migrantenspezifische 
reli giöse Einrichtungen, Vereine und 
Netzwerke sowie Schulen und Bil dungs -
einrichtungen. Andererseits wurde 
die Erreichbarkeit von Migrantinnen
und Migranten über klassische ›Komm-
Strukturen‹ überprüft. Hierzu wurden
die Informationsveranstaltungen über
Aushänge in Geschäften und Flyer als
Postwurf öffentlich angekündigt 
sowie in öffentlichen Einrichtungen, in 
Stadtteilen und im City-Bereich durch -
geführt. Damit sollten weitere Migran-
tengruppen erreicht werden. Insgesamt
wurden unter Federführung des EMZ 61
Informationsveranstaltungen in
Türkisch bzw. Russisch durchgeführt,
davon 10 in Moscheen/Kirchen und 18
in Verei nen/Netzwerken, 19 in Schulen/
Bildungseinrichtungen und 14 in 
öffentlichen Einrichtungen des Stadt-
teils bzw. der City. Insgesamt wurden
537 russisch- und 445 türkisch  -
sprachige Migrantinnen und Migranten
erreicht. 
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Erste Erkenntnisse
Nach den ersten Ergebnissen lassen
sich bereits wichtige Erkenntnisse ab -
leiten. Es bestehen signifi kante 
Unter schiede über die Zugangswege
zwischen den russischen und türkischen
Migrantenpopulationen. Der Aufwand
für die Erreichbarkeit der Migrantinnen
und Migranten steigt mit zunehmen-
dem Grad der Freiwilligkeit an der
Veran stal tungsteilnahme sowie Offen-
heit der Gruppenzusammensetzung,
korreliert aber negativ mit diesen bei-
den Faktoren hinsichtlich der Teil -
nehmerzahl. Dies sagt allerdings noch
nichts über die Erreichbarkeit der Ziel-
personen aus.

Weiterer Forschungsinhalt
Das Projekt, an dem neben dem 
Stif tungslehrstuhl Prävention und Reha -
 bi li tation in der System- und Ver sor -
gungs forschung, das Institut für Epide-
miologie, Sozialmedizin und Gesund-
heitssystemforschung sowie die 
Abteilung Sozialpsychiatrie und Psycho-
therapie- und das Ethno-Medizinische
Zentrum Hannover e. V. beteiligt sind,
soll zudem Aufschluss über das Gesund -
heits- und Präventionsverhalten von
Migrantinnen und Migranten geben
und Möglichkeiten zur Förderung der
Gesundheit sowie zur Überwindung
von möglichen Barrieren aufzeigen. Hier -
zu wurde eine Stichprobe aus der Gesamt -
population von jeweils 300 türkisch-
und russischsprachigen Migrantinnen
und Migranten der Stadt Han nover 
herangezogen, die über das Einwohner -
melderegister der Stadt identifiziert
wurden. Zudem wurden 300 Bürgerin-
nen und Bürger ohne Migrationshinter-
grund befragt. Die Erhebung erfolgte
anhand persönlicher Interviews. 

Das gesamte Forschungsvorhaben
wird Ende 2009 abgeschlossen sein.
Die Ergebnisse werden im Laufe dieses
und des nächsten Jahres publiziert.

Okyta A’Walelu, Institut für Epidemiologie,
Sozialmedizin und Gesundheitssystem-
forschung, Medizinische Hochschule 
Hannover, Carl-Neuberg-Str. 1, 
30623 Hannover, Tel.: (05 11) 53 24 42 4,
Fax: (05 11) 53 25 34 7, 
E-Mail: awalelu.okyta@mh-hannover.de,
Internet: www.mh-hannover.de impu se62/2009
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merinnen haben an der Schulung teil-
genommen. Der Kreis der Teilnehmerin-
nen war sehr homogen. Fast alle sind
türkischer Herkunft und zwischen 23
und 48 Jahre alt. Die meisten haben
die Haupt- oder Realschule abgeschlos-
sen und sind Mütter. Die Projektleitung
führte eine Evaluation mit selbst ent -
wickelten Fragebögen durch. 

Gruppenphase
Im Anschluss an die Schulung wurde 
in mehreren Treffen die Durchführung
der Gruppen detailliert besprochen. 
Die Teilnehmerinnen wurden ermuntert
und unterstützt Kontakt mit Kinder -
tageseinrichtungen und anderen 
Institutionen aufzunehmen und selber
junge Mütter aus ihrer Umgebung
anzusprechen. Seit Januar 2009 wer-
den in 2 Stadtteilen die ersten vier 
Mutter-Kind-Gruppen angeboten. Die
Leiterinnen werden sich weiterhin 
regel mäßig treffen und von der Projekt -
leitung unterstützt, betreut und fort -
gebildet. 

Gudrun Hennke, Gesundheitsamt Hamm,
Tel. (0 23 81) 17 64 70, 
E-Mail: hennke@stadt.hamm.de, 
Internet: www.hamm.de/migration_html 

Gudrun Hennke

Familie – Migration –
Baby: ›Mein Baby wächst
gesund auf‹ (Fa-Mi-Baby)

Die Stadt Hamm möchte die gesunde
Entwicklung aller neu geborenen Kin-
der optimal fördern. Fast die Hälfte der
Neugeborenen lebt in Familien mit
Migrationshintergrund. Um diese Fami-
lien frühzeitig zu unterstützen, hat das
Gesundheitsamt 2008 zusammen mit
mehreren Kooperationspartnerinnen
und -partnern das Projekt Fa-Mi-Baby in
Hamm entwickelt. 

Maßnahmen zur Gesundheits -
förderung von Kleinkindern versteht das
Gesundheitsamt als integrativen Teil
von allgemeiner Entwicklungs- und Bil-
dungsförderung und beteiligt sich an
vielen Projekten in Hamm. Die Erfah run -
gen des MiMi-Projektes haben gezeigt,
dass Mediatorinnen und Mediatoren
mit gleichem sprachlichen Hintergrund
Familien mit Migrationshintergrund
gut erreichen und mobilisieren können.
Eine möglichst frühzeiti ge Ansprache
der Mütter sollte wäh  rend der Schwan-
gerschaft bzw. kurz nach der Geburt
erfolgen. Um das konkrete Pflege-,
Gesundheits- und Erziehungsverhalten
junger Mütter zu beeinflussen sind ein-
malige Informationsveranstaltungen,
wie sie im Rahmen des MiMi-Projektes
angeboten werden, allerdings nicht
ausreichend. Deswegen wurde geplant,
längerfristige Mutter-Kindgruppen di -
rekt nach der Geburt anzubieten, die die
Bedürfnisse junger Mütter nach Kontakt
und Austausch mit Frauen in gleicher
Lage befriedigen können und in einem
regelmäßigen und informellen Rahmen
Informationen und Kenntnisse über
wichtige Themen quasi nebenbei ver-
mittelt. In dem Projekt Fa-Mi-Baby wur-
den Frauen mit Migrationshintergrund
geschult, Mutter-Kindgruppen im 
sozialen Nahraum zu initiieren und zu
leiten. Die Gründung und Leitung die-
ser Gruppen wird vom Gesundheitsamt
inhaltlich unterstützt und finanziell
gefördert.

Schulung
In der Zeit von August bis Anfang
November 2008 wurden den Teilneh-
merinnen inhaltliche Grundkenntnisse
über Themen der Kindergesundheit, 
Kinderpflege und Erziehung von 
Kleinkindern sowie organisatorische 
und pädagogische Grundlagen der
Gruppenarbeit vermittelt. 20 Teilneh-
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Nicole Riesch

Gesundheits sport für
Muslimas

Die Integration von Migrantinnen und
Migranten ist zweifellos die gesell -
schaftspolitische Herausforderung der
nächsten Jahre. In diesem Zusammen-
hang kommt dem organisierten Sport
und damit einhergehend auch den
Sportvereinen eine besondere Rolle zu.
Gruppensport fördert die Gemein schaft,
den Mannschaftsgeist, die Teamfähig-
keit, die Sozialisation sowie Identitäts-
entwicklung und trägt daher erheblich
zur Integration aller Teilnehmerinnen
und Teilnehmer bei. Zudem kann im
Rahmen des Gruppensports die verbale
durch nonverbale Kommunikation
ersetzt werden, so dass auch Personen
mit schlechten Deutschkenntnissen
diese Angebote gerne annehmen.

Behinderten Sportverein
Langenhagen
Träger des Projektes ist der Behinderten
Sportverein Langenhagen e. V (BSV).
Der BSV sieht von jeher seine Kern -
kompetenz im gesundheitsorientierten 
Fitnesstraining sowie Bewegungs thera -
pien für benachteiligte, behin derte
sowie von Behinderung bedrohte Men-
schen. Hierfür wurde ein multidiszi -
plinäres Team aus den Fachbereichen
Sporttherapie, Physiotherapie, Sport-
und Gymnastiklehre sowie Ärzteschaft
zusammen gestellt. Mit dem seit Okto -
ber 2008 existierendem Angebot des
Gesundheitssports für Muslimas rea giert
der Verein auf die in den letzten Jahren
zunehmende Anzahl von Teilnehme -
rinnen mit Migrationshintergrund und 
die besonderen Bedürfnisse dieser 
Personengruppe.

Sportangebot für Muslimas
Das für muslimische Frauen konzipierte
Sportangebot besteht vorwiegend aus
Gymnastikelementen, da diese Bewe-
gungsform von jeder Frau betrieben
werden kann. Das Bewegungsangebot
findet zweimal pro Woche statt und ist
auch für nichtmuslimische Frauen offen.
Eine Dolmetscherin, die in den Kursen
zugegen ist, hilft eventuelle Sprach -
barrieren zu beseitigen. Liegt eine Ver-
ordnung für Bewegungs training durch
eine Ärztin oder Arzt vor, können die
Frauen fast kostenfrei teilnehmen. 
Es ist geplant einen separaten Gebets -
raum sowie eine Kinderbetreuung ein-

zurichten. Ziel des zunächst auf ein 
Jahr befristeten Projektes ist, neben der 
Förderung der koordinativen Beweg -
lich keit und des Körpergefühls, die 
Förderung sozialer Netzwerke und die 
Stärkung des Selbstwertgefühls. Eine
Besonderheit des Projektes stellt die
Kooperation mit dem Verein SCHURA
e. V., die Vereinigung aller Moscheen
in Niedersachsen, dar. Durch das Aus -
legen von Informationsmaterial in
Moscheen können gezielt Muslimas
angespro chen und zugleich deren Män-
ner darüber aufgeklärt werden, dass
ihre Frauen während des Sportkurses
nicht von anderen Männern beobach-
tet werden können. Der BSV stellte fest,
das bei Zustimmung des Imam und der
SCHURA die ersten größten Blockaden
aus dem Weg geräumt wurden. Nach
Ablauf eines Jahres hofft der BSV, dass
die Teilnehmerinnen als Zeichen einer
beginnenden Integration Interesse an
einer Vereins mitgliedschaft zeigen. Ein
Hinderungsgrund ist allerdings der Mit -
 gliedsbeitrag, der nach Ablauf eines
Jahres selber gezahlt werden muss. Kön -
nen die Teilnehmerinnen ein geringes
Einkommen nachweisen (z. B. Arbeits -
losenbescheinigung), wird der Teilneh -
merbeitrag gesenkt.

Der BSV erachtet als sehr wichtig,
anderen Vereinen die Problematik 
einer nicht ausreichenden Integration
bewusst zu machen und Modelle zur
Förderung von Integration durch Sport
zu entwickeln.

Nicole Riesch, Behinderten Sportverein
Langenhagen e. V., Rathenaustr. 2, 
30853 Langenhagen, 
E-Mail: info@behinderten-sportverein.de

Grieshop, zu Sayn-Wittgenstein

Ein neuer Bildungsweg
für Hebammen und 
Entbindungspfleger

Als erste deutsche Hochschule bietet
die Fachhochschule Osnabrück seit
dem Wintersemester 2008/2009 einen
ausbildungsergänzenden Präsenz -
studiengang für das Hebammenwesen
an. Im Profil Gesundheit der Fakultät
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften
studieren neben Studentinnen und 
Studenten in Pflegewissenschaft, 
Pflegemanagement, Physio-, Ergo-, und
Logotherapie seit September auch die
ersten 15 Hebammen in ihrem berufs -
eigenen Fach. 

Das Ende einer Bildungssackgasse
Der Studiengang wurde seit langem
von der eigenen Berufsgruppe
gefordert. Bisher war Hebammen und
Entbindungspflegern eine akade -
mische Qualifikation in ihrem Wissen-
schaftsgebiet nicht möglich. Während
im europäischen Ausland bereits die
grundständige Ausbildung flächen -
deckend an Hochschulen verortet ist,
mussten deutsche Hebammen und Ent-
bindungspfleger für eine akademische
Laufbahn in andere Wissenschafts -
bereiche ausweichen. Diese Bildungs-
sackgasse galt es aufzulösen. 

Darüber hinaus forderte auch der
Sachverständigenrat für die Begutach-
tung der Entwicklung im Gesundheits-
wesen (SVR) 2007 die akademische
Qualifikation der Gesundheitsfach -
berufe. Durch ein angehobenes Bil dungs -
niveau sollen die professionell Tätigen
im Gesundheitswesen auf den immer
komplexer werdenden Versorgungs -
bedarf der Menschen angemessen rea-
gieren können. 

Komplexe Anforderungen im 
Hebammenwesen
Im Hebammenwesen führen insbeson-
dere die derzeit hohen Interventions -
raten in der Geburtshilfe, der steigende
Anteil von Frauen, Kindern und Fami-
lien mit Migrationshintergrund, das
Aufbrechen herkömmlicher Familien-
strukturen und die zunehmende Zahl
bereits in jungen Jahren chronisch
erkrankter Frauen zu veränderten An -
forderungen an die Fähigkeiten von
Hebammen und Entbindungspflegern.
Gleichzeitig soll unter dem Leitsatz
›ambulant vor stationär‹ die Betreuung
während Schwangerschaft und
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der Schwangerschaft an die zentrale
Rolle einer Lotsin oder eines Lotsen
übernehmen sowie die Frau während
dieser gesamten Lebensphase begleiten.

Prof Dr. P. H. Friederike zu Sayn-Wittgen-
stein, Dipl. Pflege-Päd. (FH) Melita
Grieshop, Fachhochschule Osnabrück,
Fakultät für Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaften, Postfach 1940, 
49009 Osnabrück, Tel.: (05 41) 96 92 12 0, 
Fax: (05 41) 96 93 76 5, 
E-Mail: M.Grieshop@fh-osnabrueck.de 

Marcus Wächter

Internetportal zur
Recherche nach fremd -
sprachigen Gesund -
heits angeboten

Viele der nach Deutschland zugewan-
derten Personen sind gut integriert und
haben unter anderem im deutschen
Gesundheitssystem einen Arbeitsplatz
gefunden. Neben dem erworbenen
Fachwissen und Fertigkeiten im Rah men
der Berufstätigkeit, sprechen Migran-
tinnen und Migranten häufig mindes-
tens zwei Sprachen. Um diese Ressour -
cen gezielt nutzen zu können, baut die
Landesvereinigung für Gesundheit 
und Akademie für Sozialmedizin Nieder -
sachsen e. V. im Auftrag des niedersäch-
sischen Ministeriums für Inneres, Sport
und Integration ein Internetportal zur
Erfassung und komfortablen Recherche
der Sprachkenntnisse innerhalb des
niedersächsischen Gesundheitssystems
auf. Das primäre Ziel des Portals ist es,
Menschen mit geringen Deutschkennt-
nissen bei gesundheitlichen Problemen
eine Verständigung in ihrer Mutter-
bzw. Verkehrssprache ihres Heimat -
landes zu ermöglichen.

Die zentrale Funktion des Portals
ist die Recherche nach Dienstleisterin-
nen und Dienstleistern aus dem Gesund -
 heitsbereich Niedersachsens anhand
der Kriterien: Fachdisziplin, Sprach -
kenntnis und Standort. Folgende Berei-
che des Gesundheitssystems werden in
den Datenbank erfasst:

Betreuungs- und Pflegeeinrichtungen
Beratungsstellen impu se 62/2009
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Gesundheitsämter
Gesundheitsberufe
Apotheken
Kliniken
Selbsthilfekontaktstellen
Kommunale Altenhilfe

Um die besondere Situation von Men-
schen mit Migrationshintergrund zu
berücksichtigen, werden zusätzlich 
die Migrationsberatungsstellen, Asyl-
und Flüchtlingsberatungsstellen und
Jugendmigrationsdienste in der Daten-
bank erfasst. Ein Querverweis auf die
verschiedenen Dolmetscherdienste
sowie Verlinkungen zu Listen mit verei-
digten Dolmetscherinnen und Dolmet-
schern unterstützen die Fachdienste bei
fehlenden Sprachkenntnissen. Als
zusätzlichen Service wird das Internet-
portal eine Sammlung mit Weblinks zu
fremdsprachigem Informationsmaterial
zu verschiedenen Gesundheitsthemen,
den wichtigsten Ansprechpartnerinnen
und Ansprechpartnern auf Bundes- und
Landesebene in den Bereichen Gesund-
heit, Migration und Integration sowie
allgemeine Informationen zur Thematik
enthalten.

Marcus Wächter, Anschrift siehe
Impressum

Wochenbett weitreichend, das heißt
sofern unkomplizierte Verläufe vorlie-
gen, außerklinisch erfolgen, um die 
Fallzahlen und die Verweildauer in den
Kliniken weiter abzusenken. Hier sind
Hebammen gefordert, die Möglichkei-
ten zur eigenverantwortlichen Betreu-
ung, die ihnen das Berufsgesetz gibt,
während der Lebensphase von Famili-
enplanung, Schwangerschaft, Geburt,
Wochenbett und erstem Lebensjahr 
des Kindes auszuschöpfen. Das sechsse-
mestrige Bachelorprogramm Midwifery
geht von diesen beruflichen Anforde-
rungen aus. Lerninhalte wie ›evidenz -
basierte Entscheidungsfindung‹,
›frauen- und familienorientierte Versor-
gungskonzepte‹, ›Professionalisierung‹,
›Interdisziplinarität‹ u. a. sollen Hebam-
men und Entbindungshelfer dazu 
befähigen, Frauen und ihre Familien
auf der Grundlage wissenschaftlicher
Erkenntnisse zu betreuen. 

Frühe Verknüpfung von Studium 
und Ausbildung
Damit die berufliche Bildung zur
Hebamme und zum Entbindungspfle-
ger schon möglichst früh mit der wissen -
schaftlichen Qualifikation verknüpft
werden kann, schließt die Fachhoch -
schule Osnabrück Kooperationen mit
interessierten deutschen Hebammen-
schulen ab. Im Rahmen dieser Lernort-
kooperation bietet das Studienpro -
gramm die Lerninhalte der Semester 1–3
ergänzend zur Ausbildung von Hebam-
men und Entbindungspflegern schon
während der zweiten Ausbildungs -
hälfte an. Nach Ende der Ausbildung
haben Heb ammen und Entbindungs-
pfleger dann die Möglichkeit, die
zweite Hälfte des Bachelorprogramms
in Form eines Vollzeitstudiums an der
Fachhochschule zu absolvieren. 

Zukünftige Handlungsfelder
Absolventinnen und Absolventen des
Bachelorprogramms Midwifery sollen
dazu beitragen, die Hebammenbetreu-
ung in Deutschland auf eine wissen -
schaftliche Basis zu stellen und den
Theorie-Praxis-Transfer zu verbessern. In
der interdisziplinären Versorgung von
Frauen, Kindern und Familien können
sie durch eine kontinuierliche und nie-
drigschwellige Betreuung von Beginn
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Sozialräume. Zielgruppenorientierte
Maßnahmen mit integrierten Hand -
lungskonzepten und zahlreichen
Kooperationspartnerinnen und -part-
nern sollen eine Lebenswelt schaffen,
die ein gesundheitsförderliches Verhal-
ten der Bewohnerinnen und Bewohner
erleichtert. 

Dr. Brigitte Brunner-Strepp, Gesundheits-
dienst für Landkreis und Stadt Osnabrück,
Team Zahngesundheit, Am Schölerberg 1,
49082 Osnabrück, Tel.: (05 41) 5 01 21 13,
E-Mail: brunner@Lkos.de, 
Internet: www.landkreis-osnabrueck.de

Sandra Schmidt

Medizinische Versor -
gung von Menschen
ohne legalen Aufent -
haltsstatus in Bremen

So genannte ›Papierlose‹ haben in
Deutschland zwar einen im Asyl -
bewerberleistungsgesetz festgelegten
Anspruch auf eine öffentliche gesund-
heitliche Versorgung, doch wird dieser
durch das Aufenthaltsgesetz wieder
ausgehebelt. Das für die Abrechnung
zuständige Sozialamt ist hiernach als
öffentliche Stelle dazu verpflichtet, die
Daten von nicht offiziell gemeldeten
Menschen an die Ausländerbehörde
weiterzuleiten. Aus berechtigter Furcht
vor Abschiebung wagen viele Papier-
lose es nicht, ihr Recht auf gesundheit -
liche Versorgung in Anspruch zu nehmen.

Das MediNetz Bremen
Zur gesundheitlichen Lage dieser 
Menschen in Deutschland, ihrer Versor -
gungssituation, dem Umfang des 
Problems und dem Ausmaß eigen initi  -
a tiven Engagements unentgeltlich
behandelnder Ärztinnen und Ärzte
außerhalb von ›MediNetzen‹ ist kaum
etwas bekannt. Das MediNetz Bremen
als zivilgesellschaftlich organisierte
Anlaufstelle zur Vermittlung von Papier -
losen an ehrenamtlich behan delnde
Ärztinnen und Ärzte im öffentlichen
Gesundheitssystem ist diesen Fragen
mittels einer quantitativen Erhebung
unter im Bremen und Bremerhaven

K
Brigitte Brunner-Strepp

Zahngesundheit 
im benachteiligten
Stadtteil fördern

Der Kariesrückgang in Deutschland ist
nicht gleichmäßig verteilt. Einer großen
Gruppe kariesfreier Kinder und Kindern
mit gut sanierten Gebissen, steht eine
kleine Gruppe gegenüber, die einen
großen Teil der Krankenlast auf sich 
ver  eint. Häufig findet man hier auch
Kinder mit Migrationshintergrund. Die -
se Ungleichheit zu vermindern, ist eine
zentrale Herausforderung für den
öffentlichen Gesundheitsdienst. Das
Prophylaxekonzept hat das Ziel, die not-
wendigen Kompetenzen zu vermitteln,
damit sich Kinder und deren Eltern
selbstbestimmt für ein gesundheitsför-
derliches Verhalten entscheiden und so
das Kariesrisiko senken. Vielfältige Pro-
jekte sollen dazu beitragen, die Lebens-
welt so zu gestalten, dass gesundheits-
förderliches Verhalten leichter fällt.

Strukturen nutzen und gut vernetzen
Diese Aufgabe braucht Kooperations-
partnerinnen und -partner sowie Netz-
werke. Gerade in den Kommunen ist es
wichtig Parallelstrukturen zu vermei -
den. Diese kosten unnötig Ressourcen.
Außerdem besteht die Gefahr, dass
eine überforderte Zielgruppe präven-
tionsmüde wird. Der öffentliche Gesund -
heitsdienst sollte Partner der Bildungs-
einrichtungen in Gesundheitsfragen
sein. Die Zusammenarbeit mit den
Fachdiensten Jugend und Soziales und
ein Einklinken in deren Maßnahmen ist
zielführend. Eine Kooperation mit der
Kreisstelle der Zahnärztekammer bietet
viele Möglichkeiten. In Programmgebie-
ten des Projektes ›Soziale Stadt‹ ist die
Zusammenarbeit mit den Quartier -
managerinnen und -managern außeror -
dentlich wichtig. Um auch Familien 
mit Migrationshintergrund zu erreichen,
kann ein Integrationsbüro ein wich -
tiger Partner sein. Angebote zum Thema
Ernährung der Verbraucherzentralen
oder Krankenkassen sollten genutzt
werden. Universitäten und Fachhoch-
schulen können mit Abschlussarbeiten
oder Praktikantinnen und Praktikanten
gesundheitsförderliche Maßnahmen
implementieren und/oder evaluieren. 

Ortsteil Belm-Powe am Stadtrand von
Osnabrück
Das Team Zahngesundheit des Gesund-
heitsdienstes für Landkreis und Stadtimpu se62/2009

Kommunales

Osnabrück konzentriert seine Aktivi -
täten seit längerem auf benachteiligte
Stadtteile, so auch auf Belm-Powe. Ein
Teil des Ortes ist Sanierungsgebiet im
Projekt ›Soziale Stadt‹. In Kooperation
mit der Gemeinde, den Quartier -
managerinnen und -managern werden 
zahlreiche Angebote in verschiedenen
Settings gemacht, um die Zahngesund-
heit der Kinder zu verbessern und den
Bewohnerinnen und Bewohnern den
Zugang zu den Strukturen des Gesund-
heitswesens zu erleichtern. Kernpunkte
für Kinder und Jugendliche sind die
Gruppenprophylaxe in Schulen und 
Kindertagesstätten, Fluoridie rungs -
maßnahmen in der Schule und Ange-
bote in Freizeiteinrichtungen. Um den
Zugang zu den Familien zu erhalten,
werden im Treff ausländischer Frauen
verschiedene Aktivitäten angeboten.
Eine zahnärztliche Sprechstunde in
einer mobilen Dentaleinheit soll helfen,
Barrieren im Zugang zur zahnärztlichen
Versorgung abzubauen. Eine Beteili -
gung am jährlichen Stadtteilfest ist
schon Tradition. In der Ausgabestelle
der Belmer Tafel werden Mundhygiene-
artikel kostenlos an die Familien abge-
geben. Für andere Gesundheitsthemen
werden Kooperationspartnerinnen und
-partner gewonnen. Die langjährigen
Aktivitäten tragen langsam zu einer
Verbesserung der Zahngesundheit bei,
wie Untersuchungen zeigen.

Stadtteil Schinkel in Osnabrück
Auch im Osnabrücker Stadtteil Schinkel
werden vergleichbare Angebote – ange-
passt an diesen Lebensraum –gemacht.
Da keine Quartiermanagerinnen und 
-manager die Aktivitäten unterstützen
können, müssen hier andere Koopera-
tionspartnerinnen und -partner gewon-
nen werden. Schwerpunkt ist hier die
Zusammenarbeit mit den Bildungs -
einrichtungen. So putzen hier in einer
Grundschule die Schülerinnen und
Schüler morgens vor dem Unterricht
unter Anleitung der Lehrkräfte die
Zähne. Die Kooperation mit dem Fach-
bereich Soziales der Stadt Osnabrück
hat sich für Veranstaltungen im Stadt-
teilhaus als erfolgreich erwiesen. 

Zahngesundheit im benachteilig-
ten Stadtteil fördern, bedeutet zunächst
die Identifikation dieser Stadtteile oder
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Gesundheitssystem zu integrieren. Es
entsteht ein Versorgungsangebot mit
einem einheitlichen, überprüfbaren
Qualitätsstandard und einem verbes-
serten Zugang, denn es ist unabhängi-
ger von Zufall und persönlichen 
Netzwerken. Zugleich muss keiner die-
ser Menschen in Zukunft aus Angst 
vor Abschiebung auf die medizinische 
Versorgung verzichten. 

Sandra Schmidt, MPH, artec Forschungs -
zentrum Nachhaltigkeit, Fachbereich 11,
Enrique-Schmidt-Str. 7 (SFG), 
28359 Bremen, E-Mail:
sandra.schmidt1@artec.uni-bremen.de

Krischke, Wohlrab, Akpabli, Taschies, Gräser

Ein kultursensibler
Zugang in der
HIV/AIDS-Prävention
und Versorgung: Das
Bremer Afrika-Projekt

Nationale und internationale Studien
zeigen, dass Migrantinnen und Migran-
ten aus Sub-Sahara-Staaten überdurch-
schnittlich häufig geringe Kenntnisse
über HIV/AIDS, die spezifischen Über-
tragungswege und die spezifischen Ver-
sorgungs- und Therapieangebote auf-
weisen. HIV-Betroffene fühlen sich
isoliert und haben große Ängste, aktiv
Hilfen zu suchen. Allein die Beschäfti-
gung mit den Themen HIV und AIDS
kann bereits zu Diskriminierung und
Stigmatisierung in der Community füh-
ren, ebenso wie eine Infektion oder die
Erkrankung selbst. Aus dieser Beobach-
tung und Erkenntnis heraus wurde in
der AIDS/STD (Sexually Transmitted
Disease) Beratung des Gesundheits -
amtes Bremen ein zugehender und kul-
tursensibler HIV-Präventionsansatz ein-
gesetzt, um die HIV/AIDS-Betreuung
und -Prävention für Afrikanerinnen 
und Afrikaner zu verbessern. Das 2004
initiierte Afrika-Projekt wird seit Mai
2007 durch die Deutsche AIDS Stiftung
und den Europäischen Flüchtlings -
fond gefördert. Das Afrika-Projekt Bre-
men soll Migrantinnen und Migranten 
aus Ländern südlich der Sahara den

Zugang zum Versorgungssystem er -
leich tern und der Stigmatisierung und
Tabuisierung von HIV-Betroffenen 
und ihren Angehörigen entgegen -
wirken. Die Einbindung von Beschäf -
tigten sowie Multiplikatorinnen und 
Multiplikatoren mit afrikanischem
Migrationshintergrund ist ein zentraler 
Bestandteil der Projektarbeit. Weitere
Kompo nenten sind unter anderem:

Aufklärungs-, Solidaritätsveranstal-
tungen und Kondomverteilungen in
Afrikanischen Communities (z. B. bei
Gottesdiensten, in Afro-, Call-Shops
oder Diskotheken)
Schulung von afrikanischen Multipli-
katorinnen und Multiplikatoren
(Peer-Education)
Aufnahme und Pflege von Kontakten
zu den Afrikanischen Communities
und den sozialen Schlüsselpersonen
(z. B. Pastorinnen und Pastoren) 
Nutzung deren sozialer Position zur
kulturimmanenten und akzeptierten
Auseinandersetzung mit Tabu  -
the men und Tabubrüchen im Hinblick
auf die HIV/AIDS-Präventions- und
Betreuungsarbeit 
Langfristige Verfügbarkeit von 
mindestens einer vertrauten Kontakt -
person für Betroffene und Nicht-
Betroffene aus Sub-Sahara Afrika 
am Gesundheitsamt, die über 
trans kulturelle Kompetenz verfügt
und in unterschiedlichen, auch nicht
primär auf HIV oder AIDS bezogenen
kritischen Lebenslagen vertrauens-
voll und beratend zur Seite steht
(zugehende und sozial-räumliche
Prävention).

Seit Dezember 2008 wird das Afrika-
Projekt in einem vom Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung 
geförderten Kooperationsprojekt der
Universitäten Oldenburg und Bremen
im Hinblick auf eine Verbesserung 
des Zugangs, der Überwindung von
Barrieren und der Aufdeckung von
ungenutzten Ressourcen in der HIV-
und AIDS-Prävention evaluiert. 

Literatur beim Verfasser
PD Dr. Habil. Norbert R. Krischke,
Institut für Psychologie, Abteilung für
Gesundheits- und Klinische Psychologie,
Carl von Ossietzky Universität Oldenburg,
E-Mail: norbert.krischke@uni-oldenburg.de 

niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten
nachgegangen. Unterstützt von der
Bremischen Evangelischen Kirche und
in Kooperation mit dem Gesundheits-
amt Bremen wurden 936 Praxen
verschiedener Fachrichtungen befragt.
Die Ergebnisse waren überraschend.
Etwas über die Hälfte der antworten-
den Ärztinnen und Ärzte (52 %) gaben
an, Erfahrung mit der Behandlung 
von Menschen ohne Papiere zu haben. 
Weitere Ergebnisse zeigen, dass ein
Großteil der medizinischen Versorgung
Papierloser in Bremen nicht über das
MediNetz und den hier engagierten
Ärztinnen und Ärzten, sondern in
Eigeninitiative einzelner niedergelas -
sener Ärztinnen und Ärzte stattfindet.
Auf der Seite der Papierlosen wird die
Versorgung ebenfalls individuell orga-
nisiert. Die Menschen gelangen haupt-
sächlich über soziale Netzwerke und
nicht über Vermittlungsstellen in die
Praxen. Insgesamt zeigt die Befragung,
dass die medizinische Versorgung von
Papierlosen ein bedeutsames Thema
für die Bremer Ärzteschaft darstellt.
Behandelnde wie Patientinnen und
Patienten bleiben mit moralisch wie
existenziell belastenden Entscheidungen
über die Versorgungsqualität allein. 

Angebot einer humanitären
Sprechstunde
In Bremen wird deshalb ein im Gesund-
heitsamt anzusiedelndes Angebot 
entwickelt. Einzelheiten zu dieser ›huma -
nitären Sprechstunde‹ werden noch 
verhandelt. Zwar ist mit der Behand lung
durch im Gesundheitsamt angestellte
Ärztinnen und Ärzte keine freie Arzt -
wahl gegeben, doch ist hiermit die Ver-
sorgung an eine Stelle mit öffent lichem
Versorgungsauftrag und viel fachen
Erfahrungen in der Behandlung von
Menschen mit Migrations hinter grund
gegeben. Darüber hinaus wird es in
Zukunft möglich sein, mit Hilfe der
Instrumente zur Gesundheitsberichter-
stattung genauere Kenntnisse über die
gesundheitliche Lage und Versorgungs-
bedarfe dieser Bevölkerungsgruppe zu
erlangen. MediNetz Bremen kooperiert
in dieser Aufgabe mit dem Gesund -
heitsamt. Mit der humanitären Sprech-
stunde ist ein erster Schritt getan, um
papierlose Menschen in das öffentliche impu se 62/2009
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›Let’s Move‹ bietet der LSV zusammen
mit seinen Kooperationspartnern, der
Mobilen Jugendhilfe Lehrte und dem
Präventionsrat Lehrte, ein offenes
Sportangebot für sozial benachteiligte
Kinder und Jugendliche zumeist mit
Migrationshintergrund an. Ein beson-
derer Schwerpunkt liegt dabei auf ver-
einssportfernen Kindern und Jugend-
lichen, deren zentraler Sozialisationsort
die Straße ist. Das Spektrum der Projek -
te, die in der Datenbank präsentiert
werden, reicht von einfachen Sportan-
geboten bis hin zu komplexen, vernetzt
angelegten Großprojekten mit zahlrei-
chen Kooperationspartnerinnen und 
-partnern. Unter anderem finden sich
auch all jene Initiativen dort, die über
die Förderinstrumente des LandesSport-
Bundes Niedersachsen in dessen Auf-
gabenfeld ›Integration, Sport und Sozi-
ale Arbeit, Soziales‹ unterstützt werden.

Christa Lange, LandesSportBund
Niedersachsen e. V., Ferdinand-Wilhelm-
Fricke-Weg 10, 30169 Hannover, 
Tel.: (05 11) 1 26 81 58, 
E-Mail: clange@lsb-niedersaachsen.de
Nähere Auskünfte über das Projekt gibt
Teamleiterin JENNIFER OSTHUS, 
Tel.: (05 11) 1 26 81 84, 
E-Mail: josthus@lsb-niedersachsen.de,
Internet: www.lsb-niedersachsen.de)

Ulf Gebken, Julika Vosgerau 

Mädchen kicken mit.
Integration durch die
Kooperation von 
Schule und Sportverein 

Grundschule Kreyenbrück in
Oldenburg
Der Bolzplatz an der Grundschule wirkt
beengt. Gerade einmal 20 der mehr als
200 Schülerinnen und Schüler können
mitspielen. Auf einem Teil des Platzes
parken seit Kurzem die Besucherautos.
Auffällig ist das bunte Bild: Mädchen
und Jungen aus verschiedenen Kultu-
ren laufen, springen, hüpfen und spie-
len. Mehr als 65% der Kinder haben
einen Migrationshintergrund. Diese kul-
turelle Vielfalt spiegelt sich in der Schü-
lerschaft der unmittelbar angrenzen-
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den konfessionellen Grundschule nicht
wieder. Zwei unterschiedliche Welten
ganz dicht beieinander. 

MICK-Projekt
Diese Bilder prägen die Anfänge des
Oldenburger Integrationsprojektes
MICK (›Mädchen kicken mit‹). Heute
spielen 22 Mädchen mit, darunter 
viele mit Migrationshintergrund, von
denen bislang kaum eines den Weg in
den Sportverein gefunden hat. Sie 
besuchen die von dem eigenethnischen
Verein ›Türkischer SV‹ angebotene 
Mädchenfußball-AG und fiebern ihren
ersten Punktspielen im Vereinstrikot
entgegen. 

Diese Konzeptidee mit den drei
Bausteinen Mädchenfußball-AGs, Tur-
niere in der Schule und Qualifizierung
jugendlicher Mädchen zu Fußballassis-
tentinnen wurde vom Deutschen Fuß-
ball-Bund aufgegriffen und zu seinem
bundesweiten Integrationsprojekt
gemacht. Inzwischen rollt der Ball in
mehr als 30 Grundschulen, die in der
Regel in dem Bund-Länder- Programm-
gebiet ›Soziale Stadt‹ liegen und durch
einen sehr hohen Migrationsanteil
geprägt sind. 

Schulen für den Mädchenfußball
zu begeistern, ist nicht immer einfach.
Dabei verweisen unsere empirischen
Untersuchungen auf ein großes
Integrationspotenzial von sportbezoge-
nen schulischen Arbeitsgemeinschaf-
ten. Sie bieten die Chance, die im orga-
nisierten Sport unterrepräsentierten
migrantischen Mädchen zu erreichen,
zu begeistern und zu binden. Die Eltern
vertrauen der Institution Schule und
unterstützen das Sporttreiben in der
AG. Vereinsangeboten dagegen fehlt
oft die viel beschworene Niedrigschwel-
ligkeit, die Akzeptanz der zugewander-
ten Eltern und eine unmittelbare Nähe
zum Sozialraum bzw. Wohnumfeld der
Schülerinnen und Schüler.

Die Leitung einer Mädchenfußball-
AG stellt in diesem sozialen Umfeld
eine pädagogische Herausforderung
dar, die jedoch nicht immer leicht zu
bewältigen ist: heterogene Lerngruppen
müssen gemeistert und Disziplin -
probleme entschärft werden. Ethnische
Konflikte (›Wir sind die Kosovo-Mäd chen
und spielen nicht mit den anderen!‹)

Christa Lange

›Sport integriert Nieder-
sachsen‹ – Projektdaten -
bank als Ideenpool

›Sport integriert Niedersachsen‹ – Unter
diesem Motto erfolgte Ende Oktober
2008 die offizielle Freischaltung der
gleichnamigen neuen Projekt daten bank
www.sport-integriert-niedersachsen.de.
Der Präsident des LandesSportBundes
Niedersachsen Wolf-Rüdiger Umbach
und Niedersachsens Innenminister
Uwe Schünemann ließen es sich nicht
nehmen, anlässlich der feierlichen Frei-
schaltung in Lehrte, selbst die Bedeu-
tung der Datenbank als Plattform für
den Austausch zwischen den Engagier-
ten im Bereich Integration und Sport
hervorzuheben. Gut 50 Projekte enthielt
sie zum Startzeitpunkt – inzwischen ist
die Anzahl auf über 80 angestiegen.

Kooperationsprojekt mit
wissenschaftlicher Begleitung
›Sport integriert Niedersachsen‹ ist ein
Kooperationsprojekt des LandesSport-
Bundes Niedersachsen (LSB), des Nieder -
 sächsischen Ministeriums für Inneres, 
Sport und Integration, der Deutschen
Sportjugend und dem Institut für Sport-
wissenschaft der Leibniz Universität
Hannover. Interessierte können sich
über die Plattform umfassend über An -
gebote unterschiedlichster Art aus ganz
Niedersachsen informieren, die im 
Themenbereich Integration und Sport
initiiert werden. Auch die Eingabe eige-
ner Projekte ist denkbar einfach. Der
Austausch und die Vernetzung zwi schen
den Engagierten ist eine der wesent -
lichen Ziele der Projektdatenbank. Eine
wissenschaftliche Begleitung ermög-
licht zudem die Analyse von Erfolgsfak-
toren, aber auch möglicher Fallstricke.
Die Ergebnisse werden auch in die
Arbeit der Kooperationspartnerinnen
und -partner einfließen. Erste signifi -
kante Daten liegen bereits vor. So wird
deutlich, dass besonders Mädchen mit
Migrationshintergrund im Fokus vieler
Projekte stehen. Das ist auch einer 
der Schwerpunktthemen in der Arbeit
des LSB.

Vielfältige Best-Practise-Beispiele
Als 1. Vorsitzender des Lehrter Sport -
vereins (LSV) spannte Mathias Hellmich
anlässlich der Freischaltung der Projekt-
datenbank den Bogen zur Praxis, indem
er das vom LSB geförderte Integrations-
projekt ›Let’s Move‹ vorstellte. Mit 
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Gesundheitsförderung in
Braunschweig
Viele wichtige Bausteine zum Thema
Gesundheit wurden im Rahmen der
Integrationsplanung zusammengetra-
gen. Einige wurden bereits umgesetzt.
So wird ein integrierter Handlungsan-
satz in einem heterogen zusammenge-
setzten Stadtteil erprobt und entfaltet
durch Gesundheitsfeste, Bewegungs -
angebote, einem türkischen Mittags-
tisch oder dem Fahrradprojekt ›Ladies
on tour‹ seine gesundheitsfördernde 
Wirkung. Durch die Ausbildung von
Migrantinnen zu Gesundheitslotsinnen
trägt der Aktivierungsansatz erste
Früchte: in Moscheen oder Migrante-
norganisationen geben die Akteurin-
nen ihr gesundheitliches Wissen weiter,
initiieren Bewegungsangebote und 
fragen gezielt nach Informationen bei-
spielsweise zu Themen wie Sucht,
Ernährung oder Behinderung. Ein
Gesundheitswegweiser und der Aufbau
eines Sprachmittlerpools zielen darauf
ab, die bestehenden Kommunikations-
barrieren zu verringern. Auch Regel -
dienste und Beratungseinrichtungen
profitieren von diesen Angeboten.

Gesunde Integration braucht Kontakt,
Kooperation und Kontinuität
Um dies zu erreichen brauchen wir
Orte, an denen dies nicht nur möglich
ist, sondern auch gut gelingen kann.
Ein solcher Ort ist der ›Interkulturelle
Kleingarten‹ in der Braunschweiger
Nordstadt. Flüchtlinge mit vielen flucht-
bezogenen gesundheitlichen Beein -
trächtigungen, lebensbedrohlichen
Erfahrungen von extremer psychischer
und physischer Gewalt haben hier ein
neues Zuhause für sich gefunden. Der
Garten ist für sie ein Platz zum Ankom-
men, und dafür, dass sie wieder tiefe
Wurzeln schlagen und neue Früchte
ernten können.

In fünf Monaten wurde aus einer
verwilderten Fläche mit baufälliger
Laube ein farbenfroher Garten, der mitt -
lerweile ein Ort der Begegnung in einer
grünen Oase wurde. Gerade Flüchtlinge
erhalten in diesem infor mellen Umfeld
wieder die Möglichkeit, soziale Bindun-
gen und das Gefühl von Zugehörigkeit
aufzubauen. Gemeinsam werden 
Gartenfrüchte angebaut und geerntet,

sind auszuhalten und zu lösen. Interkul-
turelle Kompetenzen könn(t)en helfen,
den sicheren Umgang mit Differenzen,
kultureller Vielfalt und den sich daraus
ergebenden Unsicherheiten zu schaffen,
werden bislang jedoch nur unzu -
reichend vermittelt.

Kreyenbrücker Mädchen
Die Kreyenbrücker Mädchen haben vor
Kurzem ihr erstes Turnier gespielt, durf-
ten zum ersten Mal die Trikots des Tür-
kischen SV überstreifen und sich in der
Halle mit anderen Teams messen. Es
war wie das Aufbrechen in eine fremde
Welt: Die übrigen Turnierteilnehmerin-
nen und –teilnehmer, deutsche Vereins-
mannschaften mit Kindern aus Mittel-
standsfamilien, begleitet durch ihre
Eltern, sind gut versorgt mit Fußball -
ausstattung und Verpflegung und sehr 
vertraut mit der Wettkampfsituation.
Demgegenüber stehen die AG-Mädchen,
alle zum ersten Mal auf einem Turnier,
nur ein Teil mit Sportschuhen aus -
gestattet, zunächst sehr zurückhaltend,
erobern sie sich später mit ihrer Begei-
sterung und lautstarken Anfeuerungs-
rufen ihrer Mitspielerinnen, die Sympa-
thien und Anerkennung aller Betei ligten.

Es ist ein Aufwand, der sich lohnt,
denn wenn Nilay, Ana, Derya oder
Shari Fußball spielen, wenn die Augen
strahlen und sie lachen, wenn sie am
Ende des Tages stolz und auch ein klei-
nes bisschen größer mit ihren Medail-
len um den Hals wieder nach Hause
fahren, dann zeigt sich, dass das MICK-
Projekt auf dem richtigen Weg ist. 

Dr. Ulf Gebken, Julika Vosgerau,
Universität Osnabrück, 
E-Mail: ulf.gebken@uni-osnabrueck.de, 
julika.vosgerau@uni-osnabrueck.de, 
Internet: www.fussball-ohne-abseits.de 

Doris Bonkowski

Förderung von Gesund -
heit als Baustein kom mu -
naler Integrationspolitik

Für Braunschweig als internationale
Stadt ist eine erfolgreiche kommunale
Integrationspolitik, die auch die gesund -
heitliche Integration aller Bevölke -
rungsteile einschließt, eine wichtige
Herausforderung in der Zukunft. Doch
wie können erfolgreiche Strategien 
und Ansätze der Gesundheitsförderung
mit und für Menschen mit Migration-
hintergrund gestaltet werden?

Trotz gut entwickelter Gesundheits-
versorgung bestehen für Zuwande -
rinnen und Zuwanderer Barrieren im
Zugang zu gesundheitlichen Einrich -
tungen und ihren Hilfeangeboten. Um
sie zu überwinden, ist eine wirkungs -
vollere Verknüpfung der Ansätze im
Bereich Gesundheit und Integration
notwendig. Dazu einige Aspekte:

Zugewanderte haben ein Recht
darauf, verstanden zu werden. Die
sprachliche und soziokulturell bedingte
Verständigung hat im komplizierten
Prozess von Prävention, Krankheit und
Heilung eine große Bedeutung.
Gemein de dolmetscherinnen und -dol-
metscher können bei Behandlung im
Krankheitsfall in Erfolg versprechender
Weise helfen.

Zugewanderte brauchen die 
Offenheit der Institutionen und eine
migrationssensible Gestaltung der
Dienstleistungen und Angebote im
Gesundheitswesen. Dazu können Fach-
kräfte mit Migrationshintergrund in
Gesundheitsberufen einen wichtigen
Beitrag leisten.

Zugewanderte brauchen Partizipa-
tion, Mitgestaltung und Unterstützung
beim Erwerb eigener Gesundheits -
kompetenzen. Sie sind wichtige Brücken -
personen, die gesundheitsfördernde
Informationen in familiäre Netzwerke
oder Migrantencommunities hinein -
tragen und Potentiale und Ressourcen
mobilisieren.

Zugewanderte benötigen bedürfnis -
gerechte Ange bote, die Hemmschwel-
len abbauen. Lokale Gesundheitsnetz-
werke in Nachbarschaft und Stadtteil,
in denen verschiedene Akteure zusam -
menarbeiten, spielen eine wichtige
Rolle für Akzeptanz und Beteiligung.
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Kinderleben 

Kinderleben ist der Titel für die fünf
Veröffentlichungen aus dem Kinder -
panel des Deutschen Jugendinstituts
(DJI), die als Sozialberichterstattung
über Kinder gedacht sind. Unter der
Herausgeberschaft von Christian Alt
widmet sich eine Vielzahl von Autorin-
nen und Autoren der Aufgabe, das
Leben von Kindern in Deutschland
unter wechselnden Themenstellungen
zu betrachten. Neu ist, dass der Fokus
soweit wie möglich auf die Kind -
perspektive gelegt und dazu eine ent-
wicklungsorientierte, längsschnittliche
Perspektive eingenommen wurde, die
auf den Ergebnissen von drei Erhe bungs -
 wellen beruht; d. h. die Kinder werden
im Zeitraum zwischen den Übergängen
vom Kindergarten in die Grundschule
bzw. von der Grundschule in die Sekun-
darstufe I untersucht. Die Sichtweisen
von Kindern auf Familie, Gleichaltrige
und Schule als zentrale Dimensionen
des Lebens stehen dabei im Zentrum
des Erkenntnisinteresses. Neu ist außer-
dem, dass auch Instrumente zur Erfas-
sung von Persönlichkeitsmerkmalen
genutzt werden. Das Kinderpanel ver-
sucht mit seinem Design den psycholo-
gischen und soziologischen Blickwinkel
miteinander zu verschränken. Denn 
wie es Kindern gelingt, ihren Lebens -
raum und ihre sozialen Beziehungen
selbst zu gestalten, ist abhängig von
der Entwicklung ihrer Persönlichkeit im
Kontext ihrer jeweiligen Lebenslagen. 
Die Studie beschäftigt sich daher mit 
Fragen wie: Auf welche personalen und
sozialen Ressourcen können sie dabei
zurückgreifen? In welchen Entwick -
lungskontexten gelingt es ihnen, Anfor-
derungen und Belastungen konstruktiv
zu bewältigen? Welche sozialstruk -
turellen Merkmale begünstigen dies
bzw. welche Konstellationen bergen 
die Gefahr, dass Kinder in ihrer persön -
lichen und sozialen Entwicklung ein -
geschränkt werden? (ar)

Kinderleben – Aufwachsen zwischen
Familie, Freunden und Institutionen
Band 1: Aufwachsen in Familien
Im ersten Band wird aus unterschied-
lichen Perspektiven das Aufwachsen
von Kindern im Kontext ihrer Familien
nachgezeichnet. Familiale Netzwerke
von Kindern, Wohlbefinden und

Unwohlsein bei Grundschulkindern,
elterliche Arbeitslosigkeit oder Risiken
und Ressourcen unterschiedlicher
Räume für Kinder – dazwischen besteht
eine breite Palette von weiteren
Themen. (ar)

Christian Alt (Hrsg.): Kinderleben –
Aufwachsen zwischen Familie, Freunden
und Institutionen. Band 1: Aufwachsen 
in Familien. VS Verlag für Sozialwissen-
schaften, Wiesbaden, 2005, 304 Seiten, 
ISBN 978-3-8100-4097-5, 26,90 Euro

Kinderleben – Aufwachsen zwischen
Familie, Freunden und Institutionen
Band 2: Aufwachsen zwischen 
Freunden und Institutionen
Im zweiten Band stehen Kinder, ihre
Freundschaftsbeziehungen und ihre
Auseinandersetzung mit Institutionen
im Zentrum. Es geht dabei u.a. um die
Zusammensetzung wie auch um die
Nutzung von Netzwerkstrukturen als
Ressource. Beiträge über das Sozial -
kapital in der Sozialisation von Kindern
im Grundschulalter oder die Analyse
von außerschulischer Bildungsbetei -
ligung von Migrantenkindern haben
zum Ziel, die Lebenswelt von Kindern
realitätsgerecht zu beschreiben. (ar)

Christian Alt (Hrsg.): Band 2: Auf wach -
sen zwischen Freunden und Institutionen
VS Verlag für Sozialwissenschaften, 
Wiesbaden, 2005, 344 Seiten, 
ISBN 978-3—531-14639-4, 29,90 Euro

Kinderleben – Start in die
Grundschule
Band 3: Ergebnisse aus der ersten
Welle
Der dritte Band liefert u. a. Erkenntnisse
über die Bedingungen des Übergangs
vom Kindergarten in die Grundschule
oder über die Erfahrungen in der
Grundschule aus der Kindperspektive
und deren Einflüsse auf das kindliche
Wohlbefinden. (ar)

Christian Alt (Hrsg.): Kinderleben – Start
in die Grundschule. Band 3: Ergebnisse
aus der ersten Welle. VS Verlag für 
Sozialwissenschaften, Wiesbaden, 2007,
367 Seiten, ISBN 978-3—531-15417-6,
34,90 Euro

Erfahrungen mit Nachbarinnen und
Nachbarn ausgetauscht und angewen-
det und das Einsetzen für eine gemein-
same Sache gestärkt. Daneben gibt es
die Möglichkeit, sich zu entspannen,
gemeinsam zu kochen oder an Veran-
staltungen zu Themen wie Kräuter -
kunde, Ernährung, Gewaltprävention
oder Gesundheitsbildung teilzu neh -
men. Zwei Migranten werden mittler-
weile zu Fachberatern für Baumpflege
ausgebildet. Die Arbeit in der Natur ist
wohltuend und heilend in allen Berei-
chen. Hier wird Eigenverantwortung
und Gestaltung praktiziert und man
kann Initiative, Identifikation und 
Integration der Menschen wachsen
sehen. Gärtnern bringt die Menschen
zusammen.

Integration heißt in der Gesell -
schaft ankommen. Bedingungen sind
hier Willkommen-Sein, wahrgenommen
und wertgeschätzt werden, um sich
wohl zu fühlen. Auf die gesund heit -
lichen Bedürfnisse bestimmter Bevölke-
rungsgruppen einzugehen, ist Inte -
grationsförderung im besten Sinne für 
die Stadt Braunschweig.

Doris Bonkowski, Sozialreferat Büro für
Migrationsfragen, Hamburger Straße 226,
38114 Braunschweig, 
Tel.: (05 31) 4 70 73 53, 
E-Mail: doris.bonkowski@braunschweig.de
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Kinderleben – Integration durch
Sprache?
Band 4: Bedingungen des Auf wach -
sens von türkischen und russland -
deutschen und deutschen Kindern. 
Wie können türkisch- und russischspra-
chige Kinder im Kontext von Familie,
Gleichaltrigen und Schule die erforder-
lichen Kompetenzen erwerben, die 
eine Integration in die Aufnahme gesell -
schaft gelingen lassen? Diese Fragen
verfolgt der vierte Band dieser Reihe
anhand von Themen wie: Sozialkapital
und Integration im Kindesalter, 
Sprache und Integration oder familialer
Hintergrund türkischer und russisch -
sprachiger Kinder. (ar)

Christian Alt (Hrsg.): Kinderleben – Inte-
gration durch Sprache? Band 4: Bedingun-
gen des Aufwachsens von türkischen und
russlanddeutschen Kindern. VS Verlag für
Sozialwissenschaften, Wiesbaden, 2006,
324 Seiten, ISBN 978-3—531-15107-x,
32,90 Euro

Kinderleben – Individuelle Entwick -
lungen in sozialen Kontexten
Band 5: Persönlichkeitsstrukturen
und ihre Folgen
Das Kinderpanel bringt verstärkt
psycho logische Dimensionen in die
Sozial berichterstattung ein und im
fünften Band geht es vor allem um die 
Wechselwirkungen zwischen den
psycho lo gi schen und den soziolo gi -
schen Indikatoren. Im Ergebnis werden
Persön lichkeit seigenschaften, wie sie
die Psychologie verwendet, als erklä -
rende Variablen in einer soziologisch
fundierten Sozialbericht erstat tung 
eingesetzt. (ar)

Christian Alt (Hrsg.): Kinderleben – 
Individuelle Entwicklungen in sozialen
Kontexten. Band 5: Persönlichkeits -
strukturen und ihre Folgen. VS Verlag für
Sozialwissenschaften, Wiesbaden, 2008,
368 Seiten, ISBN 978-3—531-16165-5,
32,90 Euro

Praxisforschung im
Sozialraum

In dem vorliegenden Band der Reihe
Beiträge zur Sozialraumforschung wer-
den verschiedene Fallstudien in länd-
lichen und urbanen sozialen Räumen
vorgestellt.

In der Einleitung wird zunächst der
Begriff des Sozialraumes definiert, um
im Weiteren die Konsequenzen für die
empirische Forschung, planerische Sozi-
alraumanalysen sowie Praxis Sozialer
Arbeit aufzuzeigen. 

Im ersten Teil werden sowohl
metho dologische und systematische
Grundlagen der Sozialraumanalyse
sowie die partizipative Projektentwick-
lung thematisiert. Der zweite Teil
behandelt exemplarisch die Sozialraum -
organisation im ländlichen Raum. So
werden in einem Beispiel verschiedene
Methoden der Beteiligung älterer Men-
schen an der kommunalen Altenhilfe-
planung im ländlichen Raum dar ge stellt.
Der dritte Teil besteht aus verschiede-
nen Beiträgen zu sozial-räumlichen
Aneignungsprozessen verschiedener
Zielgruppen bzw. in unterschiedlichen
Institutionen. (ts)

Michael May, Monika Alisch (Hrsg.):
Praxisforschung im Sozialraum. Beiträge
zur Sozialraumforschung Band 2. Verlag
Barbara Budrich, Opladen und Farming -
ton Hills, 2008, 240 Seiten, 
ISBN 978-3-86649-192-2, 24,90 Euro

Gesundheit, Ungleich -
heit und junge Lebens -
welten
Ergebnisse der zweiten internationa-
len Vergleichsstudie im Auftrag der
Weltgesundheitsorganisation WHO
In diesem Buch werden die Ergebnisse
des zweiten deutschen Jugendgesund-
heitssurveys, der im Rahmen der inter-
nationalen Studie Health Behaviour in
School-aged Children (HBSC) durch -
geführt wurde, vorgestellt. In mehreren
Bundesländern wurden 11- und 15-jäh-
rige Jugendliche zu ihren Lebenslagen,
Lebenswelten und gesundheitlichen
Situation befragt. Die Studie zeigt, dass
materielle, bildungsbezogene und 
kulturelle Ressourcen einen massiven
Einfluss auf die Gesundheit der Jugend-

lichen haben. Die Beiträge der unter-
schiedlichen Autorinnen und Autoren
beschäftigen sich auf der Grundlage
der Studienergebnisse mit gesund -
heitlicher Ungleichheit im Kindes- und
Jugendalter, der Bedeutung jugend -
licher Lebenswelten für gesundheitli-
che Ungleichheit sowie mit den Konse-
quenzen für Praxis und Forschung. (st)

Matthias Richter, Klaus Hurrelmann,
Andreas Klocke, u. a. (Hrsg.): Gesundheit,
Ungleichheit und jugendliche Lebens -
welten – Ergebnisse der zweiten inter -
nationalen Vergleichsstudie im Auftrag
der Weltgesundheitsorganisation WHO.
Juventa Verlag, Weinheim und München,
2008, 275 Seiten, 
ISBN 978-3-7799-1971-1, 24,00 Euro

Migrationsreport 2008

›In ganz Deutschland ist man sich 
mittlerweile einig: Integration findet
vor Ort statt.‹ Mit diesem Ausspruch
beschreibt Klaus Bade, Mitglied des
Rates für Migration, in seinem Vorwort
den inhaltlichen Schwerpunkt des mitt-
lerweile zum fünften Mal herausge -
gebenen Migrationsreports. In fünf der
insgesamt sieben Kapitel wird die Rolle
der Kommunen in der integrations -
politischen Debatte beleuchtet. Das
Spektrum der Buchbeiträge reicht vom
Paradigmenwechsel in der kommuna-
len Integrationspolitik, über die Aus -
bildungschancen junger Migrantinnen
und Migranten bis hin zu einem Kom-
mentar zum Weltbevölkerungsbericht
2007. Die übrigen beiden Kapitel
behandeln die Konstruktion von Sicher-
heitspatenschaften und die Chronolo-
gie der deutschen Integrationspolitik
seit 2006. Insgesamt erhält der Leser
einen umfassenden Überblick über die
Integrationsbestrebungen auf lokaler
und regionaler Ebene in Deutschland.
(mw)

Michael Bommes, Marianne Krüger-
Potratz (Hrsg.): Migrationsreport 2008.
Fakten – Analysen – Perspektiven. 
Campus Verlag, Frankfurt am Main, 
2009, 320 Seiten, 
ISBN 978-3-593-38778-9, 24,90 Euro
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Gesundheitszirkel in
Kindertagesstätten

Gesundheitsfördernde Maßnahmen 
im Setting Kita nehmen an Bedeutung
zu. Die Zielgruppe entsprechender Akti-
vitäten sind meist Kinder und selten 
die oft stark belastete Berufsgruppe der
Erzieherinnen und Erzieher. 

Attiya Khan zeigt mit ihrem
Manual für die Moderation von Gesund -
 heitszirkeln eine Möglichkeit auf, wie
gemeinsam mit den Beschäftigten
gezielt an Belastungen gearbeitet und
Lösungsmaßnahmen entwickelt wer den
können. Dafür hat sie das Instrument
›Gesundheitszirkel‹ auf die Bedürfnisse
von Beschäftigten in Kindertages -
stätten angepasst. 

Das Manual ist besonders 
Moderatorinnen und Moderatoren von
Gesundheitszirkeln zu empfehlen. Sehr
über sichtlich und praxisnah werden
hilf  reiche Moderationsmethoden und
der Ablauf von einzelnen Zirkelsitzungen
beschrieben. Darüber hinaus werden
Kopiervorlagen zu bestimmten Schrit-
ten der Moderation bereit gestellt. 

Die Ergebnisse der evaluierten
Gesundheitszirkel machen Mut, das
Manual in der Praxis auszuprobieren.
Es zeigte sich, dass die gemeinsame
Lösung von Problemen eine team -
stärkende Wirkung hat und Belastun-
gen reduziert werden können. (mc)

Attiya Khan: Gesundheitszirkel in Kinder -
tagesstätten – Manual für die Moderation.
VDM Verlag Dr. Müller, Saarbrücken,
2007, 56 Seiten, 
ISBN 978-3-8364-5688-3, 49 Euro

Gesunde Kinder – Ein
Motivationsbuch

Das Buch richtet sich insbesondere an
Eltern von übergewichtigen Kindern. Es
soll zum Einen informieren, zum Ande-
ren vor allem die Zielgruppe motivieren,
sich aktiv der Gesundheit ihrer Kinder
anzunehmen. 

In dem Buch werden in einer gut
verständlichen Art und Weise die
Zusammenhänge und Folgen des Über-
gewichts bei Kindern erläutert. Es wer-
den alltagsnahe Erläuterungen zu der
psychischen Situation von übergewich-
tigen Kindern sowie zu der Bedeutung

Eltern-Stärken-Test 

Der Eltern-Stärken-Test hat einen erzie-
hungswissenschaftlichen Hintergrund
und basiert auf den Fünf Säulen der
Erziehung von Sigrid Tschöpe-Scheffler.
Er bietet Eltern die Möglichkeit, ihr
eigenes Erziehungsverhalten zu reflek-
tieren und eigene Stärken zu erkennen.
Das Heft im DIN A4-Format enthält
Kopiervorlagen und gut verständliche
Erläuterungen, die in der sozialen
Arbeit, z. B. in der Elternbildung und –
beratung, als Instrument der Selbst -
analyse und als Ausgangspunkt für 
weitere Gespräche über das Erziehungs -
verhalten einsetzbar sind. (ar)

Sigrid Tschöpe-Scheffler: Eltern-Stärken-
Test. Auf der Grundlage der Fünf Säulen
der Entwicklung. Verlag Barbara Budrich,
Opladen und Farmington Hills, 2007, 
24 Seiten, ISBN 978-3-86649-044-4, 
7,90 Euro

Gerüstet für den
Schulalltag

Mit dem Buch ›Gerüstet für den Schul -
alltag – Psychologische Unterstützungs-
angebote für Lehrerinnen und Lehrer‹
geben die Herausgeber Antworten auf
die Ergebnisse der ersten Potsdamer
Lehrerstudie, veröffentlicht unter dem
Titel ›Halbtagsjobber?‹.

Weitere im Rahmen dieses Buches
vorgestellte Untersuchungen bestäti-
gen die These der ersten Studie: Kaum
eine Berufsgruppe ist seelisch stärker
belastet als die der Lehrkräfte. In dem
Buch werden wissenschaftliche Unter-
suchungsergebnisse mit praxisbezoge-
nen Unterstützungsangeboten und
Interventionsprogrammen verbunden.
Das Buch spricht insbesondere Lehrer -
innen und Lehrer, Schulleitungen, 
Lehrerbildner, Schul politik sowie Lehr-
amtsstudierende und am Lehrerberuf
Interessierte an. (mc)

Uwe Schaarschmidt, Ulf Kieschke (Hrsg.):
Gerüstet für den Schulalltag – Psycholo -
gische Unterstützungsangebote für 
Lehrerinnen und Lehrer. Beltz Verlag, 
Weinheim und Basel, 2007, 252 Seiten, 
ISBN 978-3-407-25465-8, 29,90 Euro 

von Eltern und dem sozialen Umfeld
(Großeltern, Freunde, Hobbys) gege -
ben. Diese werden von der Autorin 
mit praxisnahen Erfahrungen aus dem 
Therapie- und Präventionsprogramm
›Moby Dick‹ untermauert. 

Einen großen Teil nehmen Hinter-
grundinformationen und Empfehlungen
zur gesunden Ernährung, zum Ess -
verhalten und zu mehr Bewegungsmög-
lichkeiten ein. Im Anhang des Buches
gibt es zudem praktische Bewegungs -
übungen und Rezeptempfehlungen, die
im Familienalltag ausprobiert werden
können. (mc)

Christiane Petersen: Gesunde Kinder – 
Ein Motivationsbuch. Heinrich Hugen -
dubel Verlag, Kreuzlingen/München, 2007,
208 Seiten, ISBN 978-3-7205-5016-1,
19,95 Euro

Ungleiche Kindheiten –
Theoretische und
empirische Analysen
zur Sozialbericht -
erstattung über Kinder

Die Autorin analysiert zwei Ungleich-
heitsachsen im Kinderleben, die ethni-
sche und die soziale Zugehörigkeit, und
untersucht, wie diese Achsen ungleiche
Kindheiten strukturieren. Betz weist 
die Notwendigkeit eines eigenständigen
Forschungsinstruments der Sozial -
berichterstattung über Kinder zur Doku -
 mentation der ungleichen Bil dungs -
 bedingungen und kulturellen Praktiken
von (Migranten-) Kindern nach. Ihrer
Meinung nach lassen bisher existie ren -
de Kindersurveys ›Kindheit‹ als ethnisch
homogen erscheinen. Sie skizziert 
an hand ihrer Analyse sowie den Milieu-
theorien Bourdieus und der Daten des
DJI Kinderpanels neue Eckpunkte für
ein künftiges Forschungs programm ei ner
Sozialbericht erstat tung über Kinder. (ar)

Tanja Betz: Ungleiche Kindheiten – 
Theoretische und empirische Analysen zur
Sozialberichterstattung über Kinder.
Juventa Verlag, Weinheim, 2008, 424 Seiten,
ISBN 978-3-7799-1544-7, 35,00 Euro
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lichen Grundlagen und wissenschaft-
lichen Analysen in sehr gut lesbarer
und informativer Weise auf. Das gut
500 Seiten umfassende Handbuch wird
durch die vielfältigen Beiträge des
Autorenteams zur interessanten Lektüre
für alle diejenigen, die sich mit Fragen
der Lebensgestaltung und Unterstüt-
zung im Alter beruflich befassen oder
sich selbst einen Überblick darüber 
verschaffen wollen. (VtJ)

Christian Zippel, Sibylle Kraus (Hrsg.):
Soziale Arbeit für alte Menschen – 
Ein Handbuch für die berufliche Praxis.
Mabuse-Verlag, Frankfurt am Main, 2009,
508 Seiten, ISBN: 978-3-940-529-22-0,
29,90 Euro

Junge Muslime in
Deutschland. Lebens -
lagen, Aufwachs pro zes -
se und Jugendkulturen

Zwangsheirat, Kopftuch und Ehren -
mord. Um diese Begriffe dreht sich
allzu häufig die Berichterstattung der
Medien, wenn von jungen Muslimen
die Rede ist. Der vorliegend beschrie-
bene Sammelband räumt mit weit 
verbreiteten Vorurteilen auf und zeigt
eine vielfältige und in der Mitte Deutsch -
lands angekommene Generation jun-
ger Menschen. Das Buch beschreibt auf
der Basis empirisch gewonnener quan-
titativer sowie qualitativer Daten die
Lebenslagen, Sozialisation und Alltags-
kulturen dieser Jugendlichen. Auch die
gesellschaftliche Diskriminierung von
Muslimen und Tabuthemen wie Homo-
sexualität werden diskutiert. Der Sam-
melband gibt einen guten Überblick
des derzeitigen Forschungsstandes und
leistet einen wichtigen Beitrag zur Ver-
sachlichung der Integrationsdebatte.
(mw)

Hans-Jürgen von Wensierski, Claudia 
Lübcke (Hrsg.): Junge Muslime in Deutsch-
land. Lebenslagen, Aufwachsprozesse und
Jugendkulturen. Verlag Barbara Budrich,
Opladen und Farmington Hills, 2007,
ISBN 978-3-86649-056-7, 360 Seiten,
29,90 Euro impu se62/2009

Nutzerorientierung –
ein Fremdwort in der
Gesundheitssicherung

Was bedeutet Nutzerorientierung und
Gesundheitssicherung? Wer sind die
Nutzerinnen und Nutzer des Gesund-
heitssystems? Wie können deren
Bedürfnisse erfasst und in die Praxis
gebracht werden? Diese Fragestellun-
gen werden im vorliegend beschrie -
benen Buch aus dem Blickwinkel ver-
schiedener Fachdisziplinen besprochen.
Im ersten Teil der Veröffentlichung
beschäftigen sich die Autorinnen und
Autoren vornehmlich mit dem Begriff
der Nutzerorientierung. In den Bei -
trägen wird deutlich, dass eine wissen -
schaftlich fundierte Diskussion über
den ›mündigen Patienten‹ bisher kaum
stattgefunden hat. Besonders die 
aufgezeigten negativen Konsequenzen
einer falsch verstandenen Mündigkeit
machen diese Auseinandersetzung
aber unumgänglich. Im zweiten Teil der
Veröffentlichung geht es vorwiegend
um die konkrete Umsetzung von Nut-
zerorientierung in spezifischen Settings
oder für bestimmte Zielgruppen. Durch
die umfassende multidisziplinäre 
Analyse des Konzeptes der Nutzerorien-
tierten Gesundheitssicherung trägt das
Buch zur inhaltlichen Ausgestaltung
und Abgrenzung des Konzeptes bei.
(mw)

Kati Mozygemba, Sarah Mümken, Ulla
Krause u. a. (HRSG.): Nutzerorientierung –
Ein Fremdwort in der Gesundheits -
sicherung? Verlag Hans Huber, Bern,
2008, 224 Seiten, 
ISBN 978-3-456-84597-5, 24,95 Euro

Mann wird man –
Geschlechtliche Identi -
täten im Spannungs -
feld von Migration und
Islam

Der Sammelband verbindet interdiszi-
plinäre Forschungsergebnisse zu den
Schnittstellen von ›Migration und
Männlichkeit‹ sowie ›Maskulinität und
Islam‹ und schlägt dabei einen weiten
Bogen über das Themenfeld. Eine Leer-
stelle füllt der Band nicht nur, indem er
den Fokus auf muslimisch-migrantische

Neue Wege gehen –
Entwicklungsfelder der
Frühpädagogik

Die Anforderungen an Erzieherinnen
und Erzieher in Kindertagesstätten
haben sich geändert. Sie sollen inzwi-
schen auch einen Bildungsauftrag
erfüllen. Deshalb wird es als dringend
erforderlich angesehen, den Beruf der
Erzieherin bzw. des Erziehers auf Hoch-
schulebene anzuheben. So sollen die
Möglichkeiten, die sich durch Früh -
förderung von Kindern ergeben, ausrei-
chend genutzt werden. Der erste Teil
des Buches beschäftigt sich mit den
gesellschaftlichen Rahmenbedingun-
gen und der Berufsfeldentwicklung. Im
weiteren Verlauf werden Themen wie
Resilienz, Umgang mit Medien sowie
Elternarbeit und Naturwissenschaften
als Herausforderungen für die Frühpä-
dagogik diskutiert. (sh)

Klaus Fröhlich-Gildhoff, Iris Nentwig-
Gesemann, Pia Schnadt (Hrsg.): Neue
Wege gehen – Entwicklungsfelder der 
Frühpädagogik. Ernst Reinhardt Verlag,
München und Basel, 2007, 159 Seiten,
ISBN 978-3-497-01951-9, 21,90 Euro

Soziale Arbeit für alte
Menschen
Ein Handbuch für die
berufliche Praxis

Die großen Veränderungen im Bereich
der sozialen Arbeit mit älteren Men -
schen in den letzten Jahren, die insbe-
sondere auf den demografischen Ent-
wicklungen beruhen, veranlassten die
Herausgeber und das 28-köpfige Auto-
renteam des 2003 erschienen Buches
›Soziale Arbeit mit alten Menschen‹ 
zur Überarbeitung und Neugestaltung
des Sammelbandes. In 26 Kapiteln wer-
den demografische Grundlagen, medi-
zinisch-pflegerische Themenstellungen,
Wohn- und Beratungsangebote und
Maßnahmen zur Engagement förde rung
älterer Menschen besprochen. Einer der
wesentlichen Bereiche des Buches 
widmet sich den vorpflege rischen und
pflegerischen Unterstützungsangeboten
für ältere Menschen und Behinderte.
Das Buch bereitet die Themen zur prak-
tischen sozialen Arbeit sowie die damit
in Zusammenhang stehenden gesetz-
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gungen die gesundheitlichen Auswir-
kungen des sozioökonomischen Status
beeinflussen, das behandeln die nach-
folgenden Kapitel. Abschließend ver-
gleicht das Buch verschiedene europä -
ische Wohlfahrtssysteme und stellt die
Strategien der Länder zur Verringerung
gesundheitlicher Ungleichheit vor. 
Die Erkenntnisse, die im Rahmen des
wissenschaftlichen Programms entwi-
ckelt und in diesem Buch erstmals auch
in deutscher Sprache publiziert wurden,
bieten Akteuren der Gesundheits -
förderung neue konzeptionelle Ansatz-
punkte für Interventionen, vor allem,
wenn sozial benachteiligte Bevölke -
rungsgruppen erreicht werden sollen.
(mw)

Johannes Siegrist, Michael Marmot
(Hrsg.): Soziale Ungleichheit und Gesund-
heit: Erklärungsansätze und gesundheit -
liche Folgerungen. Verlag Hans Huber,
Bern, 2008, 320 Seiten, 
ISBN 978-3-456-84563-0, 39,95 Euro

Gute Pflege im Heim
und zu Hause

Bei Eintreten von Pflegebedürftigkeit
stehen viele Betroffene und deren
Angehörige vor der Frage, wie gute
Pflege definiert wird und welche Stan-
dards sie von ambulanten Pflegedien-
sten, Pflegeheimen oder Krankenhäu-
sern erwarten können. Der Ratgeber
der Verbraucherzentrale gibt Auskunft
über Expertenstandards in der pflegeri-
schen Versorgung, insbesondere zu
wichtigen Themen wie der Vermeidung
von Druckgeschwüren, den Umgang
mit Harninkontinenz, Sturzprophylaxe,
Umgang mit Schmerz und
Krankenhausaufenthalten. Das Buch
ist übersichtlich und
allgemeinverständlich geschrieben und
enthält praktische Checklisten, die hel-
fen Pflegequalität zu erkennen und ein-
zufordern. (ts)

Verbraucherzentrale Bundesverband e. V.
(Hrsg.): Gute Pflege im Heim und zu
Hause. Verbraucherzentrale Bundes -
verband e. V., Berlin, 2008, 112 Seiten,
ISBN 978-3-936350-54-8, 7,90 Euro

M
Maskulinitäten richtet, sondern auch
weil er dies im deutschen wie interna-
tionalen Kontext thematisiert. Die 
Sicht auf migrantische Maskulinität im
deutschen Kontext wird als mediale
(De-)Konstruktion herausgearbeitet
und der Blick auf individuelle Verarbei-
tungsformen und biografische Strate-
gien in der (Re-)Konstruktion von Indivi-
dualität gerichtet. Andere Beiträge
beschäftigen sich mit den Ritualen, mit
denen das Kind zum Mann (gemacht)
wird, mit Einstellungen muslimischer
Männer zu familialer Gewalt oder mit
Risiken und Ressourcen in der Sozialisa-
tion von Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund. (ar)

Lydia Potts, Jan Kühnemund (Hrsg.):
Mann wird man – Geschlechtliche Identitä-
ten von Migration und Islam. transcript-
Verlag, Bielefeld, 2008, 227 Seiten, 
ISBN 978-3-89942-992-3, 24,80 Euro

Alter, Gesundheit und
Krankheit

In Deutschland sind 20,5 Millionen 
Personen über 60 Jahre alt. Damit
besitzt Deutschland im weltweiten Ver-
gleich den dritthöchsten Anteil an älte-
ren Frauen und Männern in der Bevöl-
kerung. Prognosen zeigen, dass im 
Jahr 2050 möglicherweise 11 % der deut -
schen Bevölkerung hochaltrig, d. h.
über 80 Jahre alt, sein wird.

Das alles stellt die Gesellschaft
und auch das Gesundheitssystem vor
eine große Herausforderung. Die Auto-
rinnen und Autoren greifen verschie -
dene Facetten von Alter, Gesundheit
und Krankheit auf. Neben den theoreti-
schen Grundlagen des Themas Altern
werden empirische Befunde zur Gesund -
heits- und Krankheitsentwicklung im
Alter sowie im weiteren Verlauf des
Handbuchs die notwendigen Anpas -
sungsherausforderungen des Gesund-
heitssystems behandelt. (sh)

Adelheid Kuhlmey, Doris Schaeffer
(Hrsg.): Alter, Gesundheit und Krankheit.
Verlag Hans Huber, Bern, 2008, 436
Seiten, ISBN 978-3-456-84573-9, 
49,95 Euroimpu se62/2009
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Rauchpause

Die Autorin bezeichnet sich als Rauche-
rin, obwohl sie seit ihrem 44. Lebens-
jahr keine Zigarette mehr geraucht hat.
Sie ist eine ›Raucherin mit Rauch pause‹.
Laut Maja Storch sollte nicht nur der
körperliche Entzug bei dem Wunsch das
Rauchen aufzugeben beachtet werden.
Vielmehr muss das Unterbewusste 
mit einer ›lebenslangen Rauchpause‹
einverstanden sein. Das heißt sich eine
neue Identität anzueignen, in der die
Zigarette kein Bestandteil derselben ist.

Auf Initiative der Lungenliga
Zürich ist dieses Buch entstanden, dass
auf eingängige Weise theoretische
Grundlagen beschreibt und Schritt für
Schritt durch Arbeitsblätter und Fallbei-
spiele Hilfestellungen gibt, mit denen
man zum ›Rauchenden mit lebenslan-
ger Rauchpause‹ werden kann. (sh)

Maja Storch: Rauchpause. Wie das 
Unbewußte dabei hilft, das Rauchen zu
vergessen. Verlag Hans Huber, Bern, 2008, 
131 Seiten, ISBN 978-3-456-84632-3,
14,95 Euro

Soziale Ungleichheit
und Gesundheit:
Erklärungsansätze und
gesundheitspolitische
Folgerungen

Die in diesem Buch versammelten Bei-
träge verschiedener Autorinnen und
Autoren spiegeln die Ergebnisse eines
wissenschaftlichen Programms zum
Thema ›Soziale Unterschiede gesund-
heitlicher Lebenserwartung in Europa‹
wieder. In den ersten zwei Kapiteln
bekommt man einen Überblick über 
die Erklärungsansätze, Evidenz und 
Entwicklung gesundheitlicher Ungleich -
heit im Lebenslauf. Die folgenden 
Kapitel gehen detaillierter auf die Ent-
stehung gesundheitlicher Ungleichheit
ein. Im Speziellen werden die Sozial -
politik, Arbeitswelt und Wohnumfeld
als Einflussfaktoren sowie die komple-
xen psychobiologischen Prozesse als
Bindeglied zwischen Sozialstatus und
Gesundheit diskutiert. Wie das Bewälti-
gungsverhalten und Kontrollüberzeu-
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lungsreichen und gut lesbaren Über -
blick der Studienergebnisse. 

Die abschließenden Handlungs -
empfehlungen rufen zu einem Abbau
von Hemmnissen und zur Gestaltung
neuer Rahmenbedingungen auf, um
Männern die Furcht vor der Vaterschaft
zu nehmen und eine flexible Lebens -
planung zu gewährleisten. (st)

Bertelsmann Stiftung (Hrsg.): Null Bock
auf Familie? – Der schwierige Weg junger
Männer in die Vaterschaft. Verlag Bertels -
mann Stiftung, Gütersloh, 2008, 174 Seiten,
ISBN 978-3-89204-990-6, 20,00 Euro

Jungsein in einer 
alternden Gesellschaft

Welche gesellschaftlichen Auswirkun-
gen hat es, wenn der Anteil der Senio-
rinnen und Senioren ansteigt und die
Jugend mehr und mehr zu einer gesell-
schaftlichen Minderheit wird? Was für
Konsequenzen hat dies auf die soziale
und kulturelle Entwicklung der Jugend-
lichen? Welche Herausforderungen stel-
len sich für die Bildung und Erziehung
junger Menschen? Diesen und anderen
Fragen zum Zusammenleben der 
Generationen gehen die Autorinnen
und Autoren dieses Buches nach. 

Dem Gedanken des Soziologen
Friedrich H. Tenbrucks folgend, dass
›eine Soziologie der Jugend oder des
Alters (...) eigentlich nur im Rahmen
einer Soziologie der Generationen mög-
lich ist‹, stellt das vorliegende Buch aus
unterschiedlichen fachlichen Blickrich-
tungen neue Perspektiven und Projekte
vor. Damit bricht das Buch die sozial -
politische Engführung der Debatte zum
Zusammenleben der Generationen auf.
(VtJ)

Dagmar Hoffmann, Wilfried Schubarth,
Michael Lohmann (Hrsg.): Jungsein in
einer alternden Gesellschaft – Bestands -
aufnahme und Perspektiven für das
Zusammenleben der Generationen.
Juventa Verlag, Weinheim und München,
2008, 240 Seiten, 
ISBN 978-3-7799-1748-9, 21,00 Euro 

Mitmachen – Mitgestal -
ten – Mitentscheiden 

Die gleichnamige Tagung des Bundes-
netzwerks Bürgerschaftliches Engage-
ment (BBE) wurde am 18./19. Januar
2008 im Neuen Rathaus der Stadt Han-
nover durchgeführt. Dort diskutierten
Expertinnen und Experten über die
Erfolge von Beteiligungsverfahren,
Kommunikationsprozesse und notwen-
dige Vernetzungen sowie über die
Zusammenführung der unterschied -
lichen Interessen von Bürgerinnen und
Bürgern, Politik, Verwaltung und Orga-
nisationen vor Ort. Die hier beschrie -
bene Dokumentation der zweitägigen
Veranstaltung fasst die Ergebnisse
zusammen und wurde von der Stiftung
Mitarbeit in der Reihe ›Brennpunkt-
Dokumentationen zu Selbsthilfe und
Bürgerengagement‹ herausgegeben.
Ebenso finden sich die auf der Tagung
erörterten Themen Partizipation von
Seniorinnen und Senioren, Jugend -
lichen sowie Migrantinnen und Migran-
ten und Ausführungen zur Koordi -
nation der vielfältigen Ausprägungen
bürger schaftlichen Engagements auf
kom munaler Ebene in der Dokumen -
tation wieder. 

Die Tagung selbst als auch die
dokumentierten Ergebnisse sind ganz
wesentlich vom Tun Erhard Otto 
Müllers geprägt, der bis zu seinem Tod
am 14. Mai 2008 Sprecher der AG 4
›Perspektiven der lokalen Bürger/
innengesellschaft‹ des BBE war.

Die Dokumentation der Tagung
liefert wichtige Impulse zu Fragen der
Partizipation sowie zur Förderung der
Bürgergesellschaft und enthält viel -
fältige Anregungen für die Praxis. (VtJ)

Stiftung Mitarbeit (Hrsg.): Brennpunkt-
Dokumentationen zu Selbsthilfe und
Bürgerengagement Nr. 43. Verlag Stiftung
Mitarbeit, Bonn, 2008, 140 Seiten,
ISBN 978-3-928053-97-6, 5,00 Euro

Melanie Bremer

Das soziale Gehirn

In Deutschland steigt die Zahl der im
Zusammenhang mit Krankschreibungen,
stationären Behandlungen und Früh -
berentungen diagnostizierten psychi-
schen Erkrankungen kontinuierlich an.
Mit diesem Buch richtet sich der Autor
an Personen, die professionell mit 
Menschen arbeiten, die an einer psychi -
schen Störung leiden. Im ersten Kapitel
werden ausführlich die Grundlagen 
der Anatomie und Physiologie des
Gehirns beschrieben. Das zweite Kapi-
tel klärt darüber auf, wann, wo und 
wie die Ergebnisse der modernen Hirn -
forschung im Umgang mit psychisch
kranken Menschen eingesetzt werden
können. Hierzu werden jeweils nach 
der Erläuterung eines spezifischen 
psychiatrischen Störungsbildes ein
therapeu tisches Fazit formuliert und
basierend auf den Erkenntnissen der
Hirn for schung therapeutische Maßnah-
men abgeleitet. Das Buch vermittelt in
verständ licher Form das notwendige
Fachwissen für die Arbeit mit psychisch
erkrankten Menschen und hilft die
Ansatzpunkte einer Behandlung seeli-
scher Störungsbilder besser zu verste-
hen.

Schmitt, Thomas: Das soziale Gehirn – 
Eine Einführung in die Neurobiologie für
psychosoziale Berufe. Psychiatrie-Verlag,
Bonn, 2008, 165 Seiten, 
ISBN 978-3-88414-456-5, 29,95 Euro

Null Bock auf Familie?

Dieses Buch beschreibt die Ergebnisse
einer von der Bertelsmann Stiftung in
Auftrag gegebenen Studie des Deut -
schen Jugendinstituts. In dieser Studie
werden Männer zu ihren Lebensplanun-
gen, Kinderwünschen, Rollenvorstel -
lungen, Vereinbarkeit von Familie und
Beruf und gewünschten politischen
Rahmenbedingungen befragt. 

Die Studie kam zu dem Ergebnis,
dass fast alle jungen Männer Väter wer-
den möchten. Bevor sie jedoch an die
Gründung einer Familie denken, müs-
sen die Rahmenbedingungen, wie ein
eigenes Haus und ein krisenfester Job,
stimmen. Durch zahlreiche Grafiken
und Bilder, gibt das Buch einen abwechs - impu se62/2009
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2. Niedersächsische Fachtagung zur Schulverpflegung
›Schulverpflegung in Bewegung – wir setzten Maßstäbe‹
09. Juni 2009, Lüneburg
Eine gesunde Schulverpflegung wirkt sich positiv auf Konzen -
tration, Leistungsfähigkeit, Sozialverhalten und Lernklima
aus. Somit ist eine gelungene Verpflegungssituation am
›Erfolg‹ von Schule maßgeblich beteiligt. Kinder und Jugend-
liche verbringen einen großen Teil ihrer aktiven Zeit in der
Schule. Aus diesem Grund ist die Schule – neben dem Eltern-
haus – der Ort des Erwachsenwerdens, an dem Kinder nicht
nur ihre Bildung erfahren, sondern sich auch einen gesund-
heitsförderlichen Lebensstil aneignen können und dies unab-
hängig von ihrer sozialen Herkunft. Ziel der Veranstaltung ist
es, Modelle guter Praxis vorzustellen, Kooperationen anzure-
gen, Erfahrungen auszutauschen, Ergebnisse wissenschaft-
licher Forschung und gesetzliche Grundlagen kennenzu ler nen
um – im Rahmen der Schulverpflegung – ein qualitativ gutes
Essen und Trinken an Schulen zu etablieren. 

Die Veranstaltung richtet sich an Schülerinnen, Schüler,
Eltern, Lehrkräfte, Schulleitungen, Schulträger, Beratungs-
kräfte, kommunale Vertreterinnen und Vertreter, Verantwort-
liche der Schulverpflegung sowie Interessierte aus den Berei-
chen Bildung, Gesundheit und Politik.

Be Smart-Don’t Start – Abschlussveranstaltung 2008/2009
11. Juni 2009, Hannover
Eine Abschlussveranstaltung des europaweiten Wettbewerbs
›Be smart – Don’t start‹ zur Förderung des Nichtrauchens für
niedersächsische Schülerinnen und Schüler. Das Durchhalte-
vermögen sowie das Engagement der Jugendlichen, das sie
zum Teil auch durch die Durchführung von Sonderaktionen
rund um das Thema Nichtrauchen gezeigt haben, soll gewür-
digt werden. Kreative Ideen und Aktionen werden auf der Ver-
anstaltung von Projektunterstützern mit einem Preis aus -
gezeichnet. Die Veranstaltung richtet sich an Vertreterinnen
und Vertreter der preisgekrönten Schulen, Lehrkräfte, Schul-
leitungen, Eltern, der Landesschulbehörde und des Kultus -
ministeriums sowie an Interessierte.

›Auf den Zahn gefühlt ...!?‹ Ernährung, Bewegung,
Zahngesundheit in der Kita
Settingorientierte Ansätze
18. August 2009, Hannover
Ernährungs- und Bewegungsgewohnheiten sowie das allge-
meine Gesundheitsverhalten von Kindern bilden sich früh her-
aus und werden im späteren Jugendlichen- und Erwachsenen -
alter meist beibehalten. Der Kindertageseinrichtung als erster
Bildungsinstanz und Setting kommt somit eine besondere
Bedeutung zu, wenn es darum geht, die Gesundheit der Kin-
der wirksam zu fördern. Um Veränderungen zu erzielen, soll-
ten entsprechende Maßnahmen in den Kita-Alltag integriert
und mit den jeweiligen Gewohnheiten und Werten der Betei-
ligten abgestimmt werden. Das heißt, gesundheitsrelevante
Rahmenbedingungen sollten gezielt unter Einbeziehung und
Mitwirkung der Betroffenen integriert werden. Um langfristige
Erfolge zu erzielen, sind die jeweiligen sozialen Gefüge einer
Organisationen zu berücksichtigen.

Veranstaltungen der Landesvereini -
gung für Gesundheit und Akademie
für Sozialmedizin Nieder sachsen e.V. 

Armut, Alter und Gesundheit – Neue Herausforderungen
für Armutsprävention und Gesundheitsförderung
29.04.2009, Hannover
Im Fokus der deutschen Auftaktveranstaltung im europäi-
schen Projekt ›INCLUSage Debating Older People’s needs‹ in
Hannover steht eine Auseinandersetzung mit dem Thema
›Armut, Alter und Gesundheit‹. Nach einführenden Beiträgen
und der Vorstellung eines ›Toolkits‹ zur Arbeit mit Älteren wird
es in den Workshops um die Entwicklung von Vorschlägen
zum Umgang mit der zu erwartenden Altersarmut und ihren
Folgen auf lokaler und regionaler Ebene gehen. Übergreifen-
des Thema neben Gesundheit ist die Frage der Beteiligung
Älterer an diesem Prozess. Das zweijährige europäische Pro-
jekt INCLUSage wird mit AGE (Europäische Plattform älterer
Menschen) und weiteren Partnern aus sieben Ländern durch-
geführt. Ziel des Projektes ist es auf nationaler, regionaler und
lokaler Ebene eine partizipatorische Debatte über die mehr-
dimensionalen Aspekte von Armut und sozialer Ausgrenzung
im Alter zu initiieren. Unsere Partner in Deutschland sind
neben der Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organi-
sationen und der Landesvereinigung für Gesundheit Bremen
auch der Landesseniorenbeirat Mecklenburg-Vorpommern.

Auftaktveranstaltung zur ›Aktionswoche Alkohol‹
15.06.2009, Hannover
Die Aktionswoche Alkohol möchte im Juni 2009 erneut mit
Informations- und Aufklärungsaktionen eine nachhaltige Dis-
kussion über den verantwortlichen Alkoholkonsum anstoßen.

Wichtig ist diese Aktionswoche, da der Alkoholkonsum
im europäischen Vergleich in Deutschland mit etwa 1,3 Mio.
Alkoholabhängigen sehr hoch ist. Diese Aktionswoche wird
bundesweit von der DHS und der BZgA unterstützt. In Nieder-
sachsen hat die Sozialministerin Mechthild Ross-Luttmann
die Schirmherrschaft für die Aktionswoche Alkohol übernom-
men. Die Auftaktveranstaltung für die ›Aktionswoche Alkohol‹
stellt den Beginn einer ereignisreichen Woche in Niedersach-
sen dar, die von den unterschiedlichsten Akteuren farbenfroh
und interessant gestaltet wird.

Kindergesundheit – Neue strukturelle Herausforderungen
– Zwischen neuen Datenlagen und alten Programmfluten
Jahrestagung der Landesvereinigung für Gesundheit und
Aka demie für Sozialmedizin Niedersachen e. V.
22. Juni 2009, Hannover
Die Ergebnisse der KIGGS-Studie des Robert Koch-Instituts 
liefern ein umfangreiches Bild der Gesundheit von Kindern und
Jugendlichen in Deutschland. Welche strukturellen Heraus -
for derungen sich aus dieser Datenlage ableiten, thema tisiert
die Jahrestagung der Landesvereinigung für Gesundheit und
Akademie für Sozialmedizin. Im Mittelpunkt stehen Pro gram -
me und praxiserprobte Ansätze zur Förderung der Kinder -
gesundheit sowie eine kritische Diskussion der aktuellen Pro-
grammflut zum Thema Kindergesundheit.

T
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Ziel der landesweiten Fachtagung ist es, mit Expertinnen

und Experten sowie den zuständigen Fachkräften aus Kin-
dertagesstätten und Kindergärten, wichtige Aspekte der Ver-
haltens- und Verhältnisprävention zu beleuchten, eine zeitge-
mäße ›Ernährungs-, Bewegungs- und Zahnpflege-Kultur‹ zu
diskutieren, Projekte aus der Praxis vorzustellen und sich mit
Kooperationspartnern zu vernetzen.

Leise Schule – Lieber leise und leistungsstärker
26. August 2009, Hannover
Kontinuierlicher Lärm ist eine zunehmende Belastung in den
Schulen. Lärm in seinen verschiedensten Facetten kann im
gesamten menschlichen Organismus körperliche Stress  reak -
tionen auslösen. Häufig kommt es dann sowohl bei Lehrkräften
als auch bei Schülerinnen und Schülern zu ernst zu nehmen-
den physischen sowie psychischen gesundheitlichen Beein-
trächtigungen. 

Die Tagung gibt neben den gesundheitlich-medizini-
schen Aspekten u. a. Einblicke in Zusammenhänge wie: Ab -
hän  gigkeiten zwischen Lärm und Sprachentwicklung sowie
dem Erlernen von Lesen und Schreiben, schulischem Miss -
erfolg von Schülerinnen und Schülern mit Migrationshinter-
grund und akustischen Störungen durch Störschall, Stressfaktor
Lärm und körperlichen Auswirkungen bis hin zur Krank heit,
aber auch über den Einsatz von Hilfsmitteln und wirksame
Maßnahmen zur Lärmreduzierung. 

Die Veranstaltung bietet ebenso Aspekte für ein gutes
Gesundheitsmanagement an Schulen und eine dadurch
erreichte Verbesserung der Schulqualität. Die Tagung richtet
sich an Schulleitungen, Lehrkräfte, Fachkräfte für Arbeits-
sicherheit, Elternvertretungen und Schulträger. Sie wird in
Zusammenarbeit mit dem Niedersächsischen Landesamt für
Lehrerbildung und Schulentwicklung durchgeführt.

Vorschau 

16. Robert-Koch-Tagung
03.–04.09.2009, Clausthal-Zellerfeld

Gesunde Kita – ein Gewinn für alle
07.–08.09.2009, Hannover

Bewegter Kindergarten
17.09.2009, Celle

XIX. Niedersächsische Suchtkonferenz
23.09.2009, Hannover

6. Deutscher Rehatag
01.10.2009, Bremen

Das chronisch kranke Kind in Kita und Grundschule
28.10.2009, Hannover
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Jubiläumskongress, 10 Jahre Soziale Stadt,
05.05.2009, Berlin, Kontakt: Bundesministerium
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS),
Invalidenstr. 44, 10115 Berlin, 
Internet: www.sozialestadt.de/termine/

Kongress, Deutscher Wundkongress und Bremer
Pflegekongress, 06.–07.05.2009, Bremen, 
Kontakt: Hanseatische Veranstaltungs-GmbH, 
Theodor-Heuss-Allee 21–23, 28215 Bremen, 
Tel.: (04 21) 3 50 52 06, Fax: (04 21) 3 50 53 40, 
E-Mail: grimm@messe-bremen.de

Tagung, Erfolgreich altern – Der demographische
Wandel als Herausforderung für die Gesund heits -
wirtschaft, 07.–08.05.2009, Rostock, Kontakt:
Bundesarbeitsgemeinschaft für Sicherheit und
Gesundheit bei der Arbeit e.V., Kongressbüro:
Agentur WOK GmbH, Palisadenstr. 48, 10243 Berlin,
Tel.: (0 30) 49 85 50 31, Fax: (0 30) 49 85 50 30, 
E-Mail: info@konferenz-gesundheitswirtschaft.de 

Fachtage, Bewegung und Gesundheit,
08.–09.05.2009, Berlin, Kontakt: Sportjugend 
Berlin, Hanns-Braun-Str., Haus 27, 14053 Berlin, 
Tel.: (0 30) 3 00 07 13, Fax: (0 30) 30 00 71 59, 
E-Mail: bildungsstätte@sportjugend-berlin.de

Tagung, Perspektiven für eine gewaltfreie
Schule? Projekte und Konzepte, 13.–15.05.2009,
Trier, Kontakt: Katholische Akademie Trier, 
Postfach: 2320, 54213 Trier, 
Tel.: (06 51) 8 10 52 32, Fax: (06 51) 8 10 54 34, 
E-Mail: guenther.gehl@bistum-trier.de

58. Jahrestagung der Süddeutschen Gesell schaft
für Kinder- und Jugendmedizin, 15.–17.05.2009,
Karlsruhe, Kontakt: Frank Digel, Butjadinger Str. 19,
26969 Butjadingen-Ruhwarden, 
Tel.: (0 47 36) 10 25 34, Fax: (0 47 36) 10 25 36, 
E-Mail: digel.f@t-online.de

44. Jahrestagung der Deutschen Diabetes
Gesellschaft, 20.–23.05.2009, Leipzig, Kontakt:
Asklepios Klinik St. Georg, Lohmühlenstr. 5, 
20099 Hamburg, Senay Bakar, 
Tel.: (0 40) 18 18 85 30 24, Fax: (0 40) 18 18 85 30 29,
E-Mail: ddg2009@asklepios.com

Tagung, Ernährung aktuell, 08.–09.05.2009,
Gie ßen, Kontakt: Verband für unabhängige
Gesundheitsberatung, Sandusweg 3, 
35435 Wettenberg/Gießen, Tel.: (06 41) 80 89 60,
Fax: (06 41) 6 50, www.ugb.de 

Tagung, Die Kunst der Teilhabe – Annäherungen
an ein sozialpsychiatrisches Ideal, 07.–08.05.2009,
Bad Boll, Kontakt: Evangelische Akademie Bad Boll,
Akademieweg 11, 73087 Bad Boll, Susanne Heinz-
mann, Tel.: (0 71 64) 7 92 12, Fax: (0 71 64) 79 52 12, 
E-Mail: susanne.heinzmann@ev-akademie-boll.de

Kongress, Suchttherapietage 2009 – Prävention,
Beratung und Behandlung, 02.–05.06.2009, 
Hamburg, Kontakt: Zentrum für Interdisziplinäre
Suchtforschung, Universitätsklinik Hamburg-
Eppendorf, Klinik für Psychiatrie und Psycho -
therapie, Martinistr. 52, 20246 Hamburg, 
Tel.: (0 40) 7 41 05 42 03, Fax: (0 40) 7 41 05 51 21,
E-Mail: kontakt@suchttherapietage.de

Fachtagung, 9. Deutscher Seniorentag 2009,
08.–10.06.2009, Leipzig, Kontakt: Bundesarbeits-
gemeinschaft der Senioren-Organisationen e.V.,
Bonngasse 10, 53111 Bonn, Tel.: (02 28) 24 99 93 28,
Fax: (02 28) 24 99 93 20, E-Mail: dst@bagso.de

Wenn Sie den Newsletter regel-
mäßig kostenlos beziehen möchten, 
bestellen Sie ihn bitte unter 
der folgenden E-Mail-Adresse: 
info@gesundheit-nds.de

Niedersachsen

Tagung, Risikoschwangerschaft – Praktische
und ethische Aspekte der Risikokommunikation,
22.04.2009, Hannover, Kontakt: Zentrum für
Gesundheitsethik, Ev. Akademie Loccum, Knochen-
hauerstr. 33, 30159 Hannover, Tel.: (05 11) 1 24 14 96,
Fax: (05 11) 1 24 14 97, E-Mail: zfg@evlka.de

3. Niedersächsisches Forum Gesundheitlicher
Verbraucherschutz, Lebensmittelhygiene – 
Eine saubere Sache, 22.04.2009, Hannover, 
Kontakt: Ärztekammer Niedersachsen, Veranstal-
tungsservice, Berliner Allee 20, 30175 Hannover, 
Tel.: (05 11) 3 80 21 97, Fax: (05 11) 3 80 21 99, 
E-Mail: gisela.kudra@aekn.de

Tagung, Gleichberechtigung und kulturelle Viel -
falt, 27.–28.04.2009, Loccum, Kontakt: Münche -
häger Str. 6, 31547 Rehburg-Loccum, Lidwina Meyer,
Tel.: (0 57 66) 8 11 03, Fax: (0 57 66) 8 19 00, 
E-Mail: lidwina.meyer@evlka.de

Tagung, Zukunft gestalten, Verantwortung 
übernehmen – Energie- und Ressourceneffizienz
in Berufsbildung und Arbeit, 13.05.2009,
Osnabrück, Kontakt: Institut für Umweltschutz in
der Berufsbildung e. V., Dr. Klaus-Dieter Mertineit, 
Tel.: (05 11) 21 11 25,
E-Mail: kd.mertineit@iub-hannover.de 

Tagung, Frühprävention von Gefährdungslagen
bei Kindern, 05.–07.06.2009, Loccum, 
Kontakt: Evangelische Akademie Loccum,
Münchehäger Str. 6, 31547 Rehburg-Loccum, 
Tel.: (0 57 66) 8 10, Fax: (0 57 66) 8 19 00,
E-Mail: andrea.grimm@evlka.de

14. Deutscher Präventionstag, 08.–09.06.2009,
Hannover, Kontakt: Deutscher Präventionstag, 
Am Waterlooplatz 5a, 30169 Hannover, 
Tel.: (05 11) 2 35 49 49, Fax: (05 11) 2 35 49 50,
www.praeventionstag.de 

Tagung, Gesundheit und Fitness: Treiber für
Innovation und Produktivität, 17.–18.06.2009,
Wolfsburg, Kontakt: Volkswagen AG, 
Zentrales Gesundheitswesen, 38436 Wolfsburg, 
Dr. Uwe Brandenburg, Tel.: (0 53 61) 92 74 87,
Fax: (0 53 61) 92 92 33, E-Mail: 
uwe.oppermann-brandenburg@volkswagen.de,
simone.benzler@volkswagen.de 

Workshop-Tagung, Die Würde des Menschen in
unsicheren Zeiten, 03.–05.07.2009, Bad Bevensen,
Kontakt: Caduceus Klinik & DKTP, Niendorfer 
Weg 5, 29549 Bad Bevensen, Tel.: (0 58 21) 9 77 50,
E-Mail: verein@caduceus.de

Bundesweit 

Tagung, Gesund-Sein aus Bewusst-Sein, 03.–
05.04.2009, Tutzing, Kontakt: Evangelische Akade-
mie Tutzing, Schloss Str. 2–4, 82327 Tutzing, Maria
Wolff, Tel.: (0 81 58) 25 11 23, Fax: (0 81 58) 99 64 23,
E-Mail: wolff@ev-akademie-tutzing.de

Fachtagung, Gesundheitsförderung bei 
Arbeitslosen, 20.04.2009, Düsseldorf, Kontakt: 
Landesinstitut für Gesundheit und Arbeit NRW,
Zentrum für Öffentliche Gesundheit, 
Westerfeldstr. 35–37, 33611 Bielefeld, 
Tel.: (05 21) 8 00 71 29, Fax: (05 21) 8 00 72 97, 
E-Mail: Berutha.Bentlage@liga.nrw.de

Informationsveranstaltung, Gefährdungsbeur-
teilung – Erfahrungen, Hilfsmittel, 29.04.2009,
Dresden, Kontakt: Bundesanstalt für Arbeitsschutz
und Arbeitsmedizin, Proschhübelstr. 8, 
01099 Dresden, Regina Thorke, 
Tel.: (03 51) 56 39 54 64, Fax: (03 51) 56 39 52 10, 
E-Mail: thorke.regina@baua.bund.de

Tagung, Wenn einem die Arbeit über den Kopf
wächst und die Seele ausbrennt – Zeitkrankheit
Burn-Out, 18.–19.06.2009, Bad Boll, Kontakt: 
Evangelische Akademie Bad Boll, Akademieweg 11,
73087 Bad Boll, Simon Lademann, 
Tel.: (07 11) 9 23 66 10,
E-Mail: simon.lademann@ev-akademie-boll.de

Tagung, Frauenkarrieren im Gesundheitssystem,
19.–20.06.2009, Berlin, Kontakt: Evangelische 
Akademie zu Berlin, Charlottenstr. 53–54, 
10117 Berlin, Silke Ewe, Tel.: (0 30) 20 35 54 07,
Fax: (0 30) 20 35 55 50, E-Mail: ewe@eaberlin.de

International 

4. Europäische Konferenz zur Gesundheitsförde-
rung in Haft, 15.–17.04.2009, Wien, Österreich,
Kontakt: akzept e.V., Südwestkorso 14, 12161 Berlin,
Christine Kluge Haberkorn, Tel.: (0 30) 82 70 69 46,
E-Mail: akzeptbuero@yahoo.de, buero@akzept.org

Symposium, Sprechen Sie Gesundheit – 
Kommunikation im Gesundheitswesen – Zufall
oder Planung? 23.–24.04.2009, Wien, Österreich,
Kontakt: Österreichische Akademie für 
Präventivmedizin und Gesundheitskommunikation, 
Kierlinger Str. 87, A-3400 Klosterneuburg, 
Fax: +43 (0 22 43) 3 16 61 22, 
E-Mail: office@oeapg.at

International Conference, Reducing Health
Inequalities – What Do We Really Know about
Successful Strategies?, 08.–09.05.2009, Berlin,
Kontakt: Hertie School of Governance, 
Quartier 110, Friedrichstr. 180, 10117 Berlin, 
Tel.: (0 30) 2 59 21 90, Fax: (0 30) 2 59 21 91 11, 
E-Mail: hurrelmann@hertie-school.org, 
info@hertie-school.org 

Kongress, vorBAUEN – Wohnen im Alter – Bauen
für’s Alter, 04.–05.06.2009, Linz, Österreich, 
Kontakt: Caritas für Betreuung und Pflege, Hafner -
str. 28, A-4020 Linz, Tel.: +43 (07 32) 76 10 24 05,
Fax: +43 (07 32) 76 10 24 66, 
E-Mail: vorbauen@caritas-linz.at

Kongress, 1. Deutsch-Österreichisch-Schweizeri-
scher AIDS-Kongress (SÖDAK), 24.–27.06.2009,
St. Gallen, Schweiz, Kontakt: K.I.T. Swiss AG, 
Bahnhofstr. 8, CH-8050 Laufenburg, 
Tel.: (0 30) 24 60 32 19, Fax: (0 30) 24 60 32 00, 
E-Mail: soedak2009@kit-group.org


